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Einleitung
Voraussetzung eines jeden geordneten, menschlichen Zu-

sammenlebens ist die Seßhaftigkeit. Der Boden verfeinerter
Kultur und zivilisatorischer Leistung, die Grundlage jeder sozial
hochstehenden Ordnung, ist das feste Verankertsein innerhalb
eines bestimmten territorialen Raumes und innerhalb einer ab-
gegrenzten soziologischen Grundform: Familie, Gemeinde oder
Menschheit ganz allgemein. Alle diese äußeren und inneren,
sichtbaren und unsichtbaren, bewußten und unbewußten Bin-
dungen zwischen den einzelnen seßhaften Gliedern bilden das
Gerippe eines dauernden sozialen Gefüges, in welchem allein
ein Austausch und eine Vertiefung von kulturellen Werten mög-
lich ist. Man wird zum eben Behaupteten einwenden, daß auch
die Nomaden es auf eine gewisse Kulturstufe gebracht hätten
— aber eben nur auf eine gewisse —, ihr gesamtes Weltbild ist
und bleibt primitiv, und erst als im Verlaufe der Menschheits-
geschichte der Prozeß der Seßhaftwerdung sich vollzogen hatte,
war eine Loslösung aus dem archaisch-nomadischen Zustand
auch in geistiger Hinsicht möglich und der Weg zu höheren ge-
meinschaftlichen Organisationsformen und größern kulturellen
Leistungen offen.

Innerhalb dieses festen Gefüges, welches durch die moderne
seßhafte Gesellschaft gebildet wird, spielt sich jedoch das Leben
als Phänomen unaufhörlicher Bewegung ab: horizontal als
dauernde Kommunikation der einzelnen Menschen unter sich im
Verkehr, vertikal als Auf- und Abstieg des Einzelnen innerhalb
der gesellschaftlichen Rangordnung. Alle diese Bewegungen er-
folgen im Rahmen der festen sozialen Grundform der Seßhaftig-
keit; auch größere menschliche Bewegungen, wie sie z. B. der
Auswanderer durchführt, haben ihr Endziel schließlich in einer
neuen Seßhaftigkeit.

Es gibt nun jedoch eine Art menschlichen Daseins außer-
halb dieses festen sozialen Gefüges, sobald nämlich die Bindung
zwischen Individuum und Gemeinschaft sich löst. Diese Er-
scheinung kann sich einerseits in einer Art von «übertriebener
Unbeweglichkeit», als eine Flucht in die Einsiedelei manif estie-
ren, oder anderseits in Form einer «übertriebenen Beweglich-

Landstreichertum
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keit», der NichtseBhaftigkeit im eigentlichen Sinne, d. h. wenn
der Mensch außerhalb der Sozietät ein Wanderleben führt. Für
beide Fälle ist das Moment der Asozialität, der Existenz außer-
halb der Volksgemeinschaft, des Nicht-Teilnehmen-Wollens
oder Nicht-Teilnehmen-Könnens am normalen gesellschaftlichen
Leben, ausschlaggebend. Die beiden Hauptursachen, welche auf
die Bindungen zwischen Individuum und Gemeinschaft zerstö-
rend wirken, sind die Desintegration der Gesellschaft selbst in
Form von Krisen und die psychischen Veränderungen und Stö-
rungen des Einzelmenschen. Immer dann, wenn die gemein-
schaftlichen Bindungen der Menschen untereinander sich lösen,
eine Krise sich auslöst in Form von Krieg, politischen Wirren,
übertriebenem wirtschaftlichem Konkurrenzkampf, treten als
Symptome dieser sozialen Desorganisation sittliche Verwahr-
losung, Kriminalität, Prostitution etc. auf, und — last but not
least — die Entwurzelung des Menschen vom festen Grund
und Boden und aus der zersetzten Gemeinschaft: die Nicht-
seßhaftigkeit.

Die Nichtseßhaften bilden keine homogene Masse. Es gibt
bei ihnen gewisse Typen, bei denen sich die einen scharf von-
einander abgrenzen, während bei andern eine Trennungslinie
nur schwer festzustellen ist. Wir scheiden sie in dieser Unter-
suchung in zwei große Hauptmassen, nämlich in Gruppen- und
Einzelwanderer. Den Gruppenwanderern als der ursprünglichen
Erscheinung gebührt in dieser programmatischen Übersicht zu-
nächst die Priorität:

I. Gruppenwanderer

1. Die Wandervölker: Bei ihnen ist der Wandertrieb noch am
reinsten und natürlichsten ausgeprägt. Zu ihnen gehören die
Beduinen Nordafrikas und Arabiens, die Jägernomaden Kana-
das, die Reiterstämme der südamerikanischen Pampas etc., aber
auch die Zigeuner. Als wandernder Stamm sind sie mit unse-
rem Lande verschiedentlich in Berührung gekommen, seit sie
anfangs des 15. Jahrhunderts als großes Volk mit eigenem Heer-
führer und einer zahlreichen Aristokratie von Fürsten und Her-
zögen in Mitteleuropa Einzug hielten. 1 Man nimmt heute all-
gemein an, daß die echten Zigeuner aus Indien stammen und
als Verwandte jener Wanderstämme zu betrachten sind, welche
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als kastenlose Parias in ihrer Heimat ein Nomadenleben führ-
ten. Als ausgestoßene und vertriebene Bevölkerungsschicht
nahmen sie ganz bestimmte Lebens- und Rechtsformen an (u. a.
äußerst strenge Regeln über die Reinhaltung ihres Stammes von
fremdem Blut, eigenartige Riten und Gebräuche beim Ableben
eines Zigeuners usw.). Ihre Sprache, das Romanischel, gehört
zur indogermanischen Sprachgruppe, ist aber gespickt mit Lehn-
wörtern aus aller Herren Länder. Zigeuner wurden in der
Schweiz frei zum letzten Male vor dem ersten Weltkriege in
der Gegend von Biel beobachtet. Während jenes Krieges wur-
den etwa hundert Zigeuner und Zigeunerinnen in die Schweiz
verschlagen. Die Männer internierte man in Witzwil, die Frauen
und Kinder wurden der Obhut der Heilsarmee anvertraut und
von der «Schweiz. Zigeunermission» betreut. Während man die-
sen Prototyp alles fahrenden Volkes in der Schweiz heute nicht
inehr antrifft, sind unter den Gruppenwanderern

2. die jennischen oder Landfahrer für uns von größerer
Wichtigkeit. Es sind dies die fahrenden Korber-, KeBler- und
liausierersippen, welche seit Jahrhunderten in unserem Lande
ein nichtseßhaftes Leben führen. Sie bilden ein Volk für sich,
haben ihre eigene Sprache, das “ennische»,1 und auch sie hei-
raten nur unter sich. Im Volke werden sie einesteils mit den
Zigeunern, von denen sie sich rassisch unterscheiden, andern-
teils mit den Landstreichern, von welchen sie sich in ihrer gan-
zen Lebensweise differenzieren, verwechselt. Ober ihre Her-
kunft und ihren Ursprung werden wir mi Verlaufe dieser Unter-
suchung noch manches erfahren. Hier soll lediglich gesagt sein,
daß es sich urn Ciruppenwanderer mit einer zigeunerähnlichen
Lebenshaltung handelt, die sich scharf von den Einzelwanderern
unterscheiden, zu welchen wir folgende Typen zählen:

H. Einzelwanderer

I. Die Landstreicher: Unter ihnen verstehen wir die arbeits-
scheuen und mittellosen Einzelgänger. Wenn man im Proletarier
den Vertreter der untersten Schicht der ehrlich-arbeitenden und
seßhaften Bevölkerung sieht, so gehört der Landstreicher mit

1 Das Jennische oder Kochemer entlehnte seinen Inlia■t aus dein Ro-
manischen und dem liebräisch-deutschen Jargon, enthält aber auch zig,eune-
rische Wortbildungen.
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den Kriminellen zum eigentlichen Bodensatz der Gesellschaft:
zum Lumpenproletariat. In dieses Sammelbecken fließen Ele-
mente aus allen Schichten; es ist an diesem Orte, wo alle jene
sich schließlich vereinigen, welche sich in ihrer ursprünglichen
gesellschaftlichen Position nicht halten konnten und denen aus
irgendwelchen Gründen der Weg zurück versperrt ist. Nach
ihrem Aktionskreis unterscheidet man den Stadtbummler, der
sich vornehmlich in den Großstädten aufhält und den eigent-
lichen Landstreicher («tramp»), welcher seinerseits weite Strek-
ken zurücklegt und damit ein ausgesprochenes Nomadenleben
führt. Der Landstreicher hat im Hausierer seinen nächsten Ver-
wandten. Auch dieser leistet volkswirtschaftlich gesehen keine
produktive Arbeit. Sein Gewerbe dient ihm meist als Tarnung,
um nicht als Landstreicher betrachtet und behandelt zu wer-
den. Die Öffentlichkeit macht zwischen Bettlern und Hausierern
keinen Unterschied. Man empfindet den einen ebenso lästig und
unwillkommen wie den andern. Daß sogar in Zeiten der Voll-
beschäftigung wie heute, das Hausierertum und zwar besonders
das illegale, ein Problem für die Behörden darstellt, darüber gibt
z. B. ein Kreisschreiben der ziircherischen Polizeidirektion vorn
24. Juli 1942 deutlich Aufschluß.' Die nächsthöhere Stufe über
dem Landstreicher und dem arbeitsscheuen ,Hausierer wird

2. durch den sogenannten wandernden Gelegenheitsarbei-
ter' gebildet. Auch dieser führt im Grunde ein vagantenhaftes
und unstetes Leben. Er ist jedoch der Arbeit nicht so gänzlich
abgeneigt wie der Landstreicher; aber auch er ist nicht bestrebt,
sich eine feste berufliche und gesellschaftliche Position zu errin-
gen. Er bringt es zeitlebens nie über das Handlanger- und Tag-
löhnertum hinaus. Seine Arbeitstätigkeit ist unregelmäßig, er
ist überall und nirgends, seine Lohnauszahlung erfolgt nach
Stunden oder nach einzelnen Tagen. Einen bestimmten Wohn-
sitz kann er nicht angeben, er gehört zu jenen Leuten, die ihre
Ausweispapiere auf sich tragen und in deren Gerichtsakten

2 «Unhaltbare Zustände haben sich beim hausierermäßigen Vertrieb
von Kalendern und Schriften aller Art gezeigt ... Jugendliche unter 18 Jahren
dürfen den Hausierhandel nicht ausüben ...»

3 In Amerika «The migratory-casual worker»; Elliott and Merrill
«Social Disorganisation» S. 307.
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unter der Rubrik «Wohnsitz» die Bemerkung steht: «unstet,
flottant, Wohnsitz unbekannt, etc.». Es folgen schließlich noch

3. die Wanderarbeitslosen. Es sind alle jene, welche in gro-
ßen Krisenzeiten durch die nackte Not entwurzelt werden. Daß
auch bei uns die Wanderarbeitslosigkeit in der letzten Wirt-
schaftskrise eine bestimmte Rolle spielte, davon wird unten
noch die Rede sein. Doch konnte in unserem kleinen Lande die
Wanderarbeitslosigkeit nie so beunruhigende Dimensionen an-
nehmen wie in Deutschland' und im Österreich der Nachkriegs-
zeit und vor allem während der «Depression» in den USA. Diese
Gruppe Nichtseßhafter, welche die schwersten Opfer großer
Arbeitslosigkeit darstellen, erreichte in den USA die unge-
heure Zahl von 400 000 bis 600 000 Einzelwandernden, wozu
noch — eine Erscheinung, von der wir glücklicherweise in unse-
rem Lande verschont blieben — 100 000 bis 150 000 wandernde
Familien hinzu kamen.5 Der Wanderarbeitslose ist kein Vagant,
sondern er gehört zu dem finanziell und auch in bezug auf seine
beruflichen Fähigkeiten schwächsten Bevölkerungsteil, welcher
immer bei einer wirtschaftlichen Krise zuerst aus der Arbeits-
stelle entlassen wird. ist er jedoch zu lange Zeit zu einem müßi-
gen und ziellosen Wanderleben verurteilt, dann ist auch er
moralisch gefährdet und kann zum Vaganten werden.

Alle die soeben genannten Vertreter nichtseßhaf ten Lebens
rekrutieren sich vornehmlich aus den unteren Bevölkerungs-
schichten. Daneben gibt es aber noch eine einzigartige Erschei-
nung aus der «Welt der oberen Zehntausend», welche wir als
die Vaganten der müßigen Klasse bezeichnen wollen. Man be-
schäftigt sich viel weniger mit ihnen als mit ihren Verwandten

4 P. Braune schätzte die Wanderarbeitslosen Deutschlands 1931 auf
400 000, während andere Schätzungen noch höhere Zahlen annehmen, vergl.
.Der Wanderer»: Zeitschrift für die gesamte Wandererfürsorge 1931,
Heft 9/10, S. 192 ff.

5 Vergl. Elliott and Merrill a. a. O. S. 311 ff. Ober die “Homeless
Family» verweisen wir insbesondere auf den glänzenden Roman von J. M.
Steinbeck: «The grapes of wrath» (Die Früchte des Zornes), in welchem
das Schicksal einer amerikanischen Bauernfamilie aus dem MittelWesten
geschildert wird, die ihren Grund und Boden plötzlich verlassen mußte,
nachdem ihre Erträgnisse nicht mehr ausreichten, um ihren hypothekarischen
Verpflichtungen nachzukommen. Obwohl dieser Grund und Boden ihnen
schon seit drei Generationen gehörte, wurden sie schonungslos vertrieben.
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aus den untersten Schichten, wohl deshalb, weil sie kein sozia-
les Problem bilden, d. h. keine Unterstützung beanspruchen. Es
handelt sich um die zu reichen Leute, welche nicht arbeiten
müssen. Auch sie können ein durchaus vagantenhaftes Leben
führen, das sie von einem mondänen Ort oder von einer Spiel-
bank zur andern führt. Auch sie scheuen jede vernünftige Arbeit,
sind rastlos und können es nirgends lange aushalten. Für das
Volksganze sind sie ebenso unproduktive Glieder wie die eigent-
lichen Vaganten, ob sie sich nun Globetrotter, «traveller» oder
sonstwie nennen

Daß Müßiggang zum Laster führt, ist eine bekannte Tat-
sache. Die Gesellschaft kennt diese Erscheinung und nimmt
deshalb den Kampf gegen sie auf. In einem ersten Teil dieser
Arbeit soll in einer historischen Darstellung die Summe aller
Maßnahmen, welche in bezug auf die Nichtseßhaftigkeit beson-
ders in der Schweiz ergriffen wurden, erläutert werden, seien
sie privater oder öffentlicher, fürsorgerischer oder strafrecht-
licher Natur. Der zweite Teil wird sich mit der Charakteristik
der Einzel- und Gruppenwanderer in ihrer aktuellen Form be-
fassen. In einem dritten Teil werden wir uns mit der Frage zu
beschäftigen haben, ob die bisherigen Maßnahmen genügen, die
Nichtseßhaften in die gesellschaftliche Ordnung überzuführen,
oder welche Maßnahmen getroffen werden müssen, um dieses
Ziel zu erreichen.



Erster Teil

Die bisherigen Maßnahmen gegen die
Nichtsenhaftigkeit

Bei einer historischen Betrachtung der Maßnahmen, welche
gegenüber der Nichtseßhaftigkeit zur Anwendung gelangten,
sind immer zwei Tendenzen festzustellen, nämlich eine fürsor-
gerische, welche den unbemittelten Wanderer vor der Not be-
wahren --, und eine repressive, welche den müßig Umher-
ziehenden durch Strafandrohung wieder zu einem seßhaften
Leben zwingen will. Die Geschichte des Kampfes gegen die
Nichtseßhaftigkeit ist außerordentlich reich an solchen Ver-
suchen, Ansätzen und Reformen.

§1. Rückblick über die historischen Formen von
NichtseBhaftigkeit und deren Bekämpfung

J. Altertum und Mittelalter
Die Quellen des Altertums über das fahrende und vagabun-

dierende Volk sind spärlich. Gesetzliche Bestimmungen gegen
Bettler und Landstreicher fehlen in der römischen Republik
ganz, wohl da die einfachen und strengen bäuerlichen Verhält-
nisse, sowie die Sklaverei die Bildung eines Vagantentums ver-
hinderten. Erst zur Zeit des sozialen wirtschaftlichen Nieder-
gangs in der Kaiserzeit gibt uns ein Rescript der Kaiser Gratian,
Valentinian und Theodosius vom Jahre 382 Kunde, daß man
arbeitsfähige, bettelnde Freie zur Strafe des dauernden Kolonats
verurteilte. — Waren es Sklaven, so verfielen sie dem Denun-
zianten. Gebrechliche waren von der Strafe ausgenommen.
Diese Gedanken finden sich später wieder in der justinianäi-
schen Gesetzgebung in der Novelle 80. Interessant ist schon
hier der Gedanke, die herumvagabundierenden Müßiggänger
«publicorum operum artificibus in ministerium tradantur». Ar-
beitsverweigerer wurden des Landes verwiesen. Wohl die
älteste Fürsorgeart war im altertümlichen Abendland die «Gast-
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freundschaft», welche durch das Christentum weiterhin geför-
dert wurde. Diese uralte Institution findet sich gesetzlich ver-
ankert wieder in der Lex Burgundiorum 38, 1, nach welcher die-
jenigen gebüßt wurden, welche die Aufnahme eines Fremden
verweigerten.'

Im frühen germanischen Mittelalter verunmöglichte die
festzusammengeschlossene Einheit der Markgenossenschaften,
die feste Gruppierung der Bevölkerung in Haus und Gau das
Auftreten von Nichtseßhaftigkeit in größerem Ausmaße. Es
waren eigentlich nur die Friedlosen, Geächteten und Verbann-
ten, welche zu einem Wanderleben gezwungen wurden und in
Räuberbanden die seßhafte Bevölkerung bedrohten. Doch schon
damals erhielt das fahrende Volk einen starken Zuzug durch
jene verdächtige Gesellschaft, bestehend aus entlaufenen Gla-
diatoren, Gauklern, Spielleuten, Bänkelsängern, Dirnen und
Tänzerinnen, welche vom Süden her über die Alpen kamen. Die-
ses fremdartige Element hatte wahrscheinlich auf die Ausbil-
dung der späteren Gaunergesellschaften einen großen Einfluß.

Eine Folgeerscheinung der neuen, vielfach unverstandenen
christlichen Lehre, welche die Wohltätigkeit und die Gottes-
gefälligkeit des Almosens predigte, war die starke Zunahme des
Bettlertums, sodaß schon im fünften fränkischen Kapitulare aus
dem Jahre 806 (Kap. IX und X) Vorschriften gegen herum-
ziehende Bettler zu finden sind, wie das Verbot, denselben Al-
mosen zu geben. Strafen bestanden allerdings gegen die Über-
tretung dieser Verbote keine. Eine große Zunahme der Wander-
tätigkeit brachten die Kreuzzüge zum heiligen Grab und die
Pilgerfahrten nach Rom. Die Pilger standen als minus potentes
unter kaiserlichem Schutz. Den Bischöfen wurde anbefohlen,
für Arme, Kranke und Reisende Hospizien zu gründen. Die
planmäßige, unentgeltliche Beherbergung und Verpflegung der
Wanderer tritt in Erscheinung. Im Gebiete der heutigen Eid-
genossenschaft errichtete die Geistlichkeit zu diesem Zwecke
Xenodochien, z. B. das Kloster Pfäfers in Pfäfers und das Bis-
tum Chur in Chur und auf dem Septimer. Es entstanden die
Berghospizien und die sogenannten St. Jakobsspitäler in Luzern,
Freiburg und St. Maurice. Es wurde schon damals eine Art

1 F. U. B. Avé- Lallemant: Das deutsche Gaunertum, 1. Bd. S. 38.
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Naturalverpflegung eingerichtet: Nachtlager und Beköstigung
mußten unentgeltlich an die Wanderer abgegeben werden. Ein
Dritteil der Zehnten der Reichsdomänen sollte ad usum paupe-
rum et perigrinorum Verwendung finden.

Die Erbauung der Städte hatte eine starke Abwanderung
von flüchtigen Hörigen in dieselben zur Folge, welche dort die
Freiheit erlangen wollten. Diejenigen jedoch, welche wegen
ihrer sittlichen Verwilderung nicht in den Stadtverband auf-
genommen wurden, fielen auf die Landstraße zurück, wo sie als
willkommene Helfershelfer der Raubritter ein unstetes Wege-
lagererleben führten. Schon im 12. Jahrhundert bedeuteten sie
eine große Gefahr für den Handel und Verkehr, aber auch für
kleinere Dörfer, welche vor ihren Angriffen nicht sicher waren.'
Dieses lichtscheue Gesindel erhielt Zuzug durch die Spielleute,
Gaukler etc., welche im Landfrieden von 1244 ehrlos erklärt
worden waren3 und weder zunft- noch lehensfähig aus der
menschlichen Gesellschaft ausgestoßen waren. Zuzug erhielten
sie ferner durch verwilderte, .gartende» Landsknechte und
nicht zuletzt durch fahrende Schüler, welche als Gottesgelahrte
und Kurpfuscher, vertraut mit der schwarzen Magie, recht oft
den guten Glauben der Bevölkerung mißbrauchten. Im 14. Jahr-
hundert organisierten sich besonders in Süddeutschland mäch-
tige Räuberbanden, welche nach der Schlacht bei Sempach auch
die Nordschweiz unsicher machten. Besonders die Stadt Basel'
hatte unter dieser Plage zu leiden, sodaß sie gezwungen war, sich
durch Bündnisse mit dem Bischof von Straßburg u. a. zu schüt-
zen. Von fahrenden Dirnen, welche den Hoffesten, Tournieren
und Konzilen nachzogen, berichtet Rotering:' sie sollen ihren
seßhaf ten und konzessionierten Schwestern auf unrechtmäßige
Weise Konkurrenz gemacht haben!

Als das öffentliche Leben der Städte immer mehr durch das
umhervagierende Volk gestört wurde, und die Bettler die Kir-

2 F. C. B. Avé-Lallernant a. a. O. S. 46.
3 Rotering: Das' Landstreichertum seit den Kreuzzügen, S. 573.
4 Briickner: Versuch einer Beschreibung historischer und natürlicher

Merkwürdigkeiten der Stadt Basel. Stück VIII S. 849, zit. bei Avé-Lallemant
a. a. O. S.49.

5 Rotering: Das Landstreichertum seit den Kreuzzügen. Monats-
schrift I. Krim.psych. u. Straf.ref. I (1904) S. 573.
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chen förmlich belagerten, war man gezwungen, die «Einhei-
mischen» zu konzessionieren, sie äußerlich durch Anhänge-
schildchen zu bezeichnen und sie in Bettlerlisten und Statistiken'
aufzunehmen. Im Jahre 1343 erließ der Rat von Zürich eine Ver-
fügung gegen die herumlungernden Bettler an der Wasser-
kirche.7 Als die kirchliche Armenpflege entartete, mußte die
staatliche Kontrolle eingreifen und Ordnung schaffen. Gegen
Ende des 13. Jahrhunderts läßt sich z. B. in Zürich eine gewisse
Neuordnung zur Regelung der allzu großen Mißstände er-
kennen.'

Die ersten eidgenössischen Maßnahmen fallen in das Jahr
1474,9 als man sich während der Burgunderkriege gegen Raub,
Diebstahl und Mordbrennerei durch fremde «StirnenstöBel» und
«starke Bettler» in vermehrtem Maße zu schützen versuchte.
Diese Bestimmungen fanden ihren Niederschlag auch in den
Zürcher Verfügungen von 1522/23. Die Reformation sollte dann
tiefschürfende Änderungen und Neuerungen bringer'.

2. Die Reformation und die nachfolgende Zeit bis anfangs des
19. Jahrhunderts

Solange das Wohlfahrtswesen im Schoße der vorreforma-
torischen Kirche lag, konnte von einer systematischen Armen-
pflege nicht die Rede sein. Von einer einheitlichen Sozialpolitik
ist noch nichts zu verspüren, man gab wohl reichlich und gerne
  besonders im Hinblick auf das eigene Seelenheil — ohne
jedoch besonders die Würdigkeit und die Bedürftigkeit der
Almosennehmer zu prüfen. Die Reformation dagegen erhob die
Arbeit zur sittlichen Pflicht des einzelnen Menschen, verbot des-
halb den Bettel und stellte den Gedanken einer individualisie-
renden Armenpflege in den Vordergrund. Der Arbeitsscheue und
Müßige soll vom bresthaften und gebrechlichen alten Bettler

6 J. Burckhardt: Kultur der Renaissance in Italien. Kröners Taschen-
ausgabe, Band 53, S. 74.

7 Vogel/n: Geschichte des Armenwesens, Neujahrsblatt 1838.
8 W. Köhler: Armenpflege und Wohltätigkeit in Zürich zur Zeit Ulrich

Zwinglis, S. 14. St. A. 62: «So kam z. B. 1293 das «Spital zum heiligen
Geist» in Zürich unter die Aufsicht zweier städtischer Pfleger, da es in
diesen Spitälern oft sehr lustig zuging, und die Vaganten auf Kosten der
Öffentlichkeit schlemmten, praßten und mit den Mägden Unzucht trieben.»

9 E. A. IV la S.154, 264.
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geschieden werden, und nur die Würdigen sollen eine Unter-
stützung erhalten. Die Reformation will die Armen auch sittlich
erziehen und ihnen die Möglichkeit geben, sich selber aus der
Armut emporzuheben. Diese Ideen fanden insbesondere in Zü-
rich ihren Niederschlag in den Almosenordnungen der Jahre
1520 und 1525. Während in der «Satzung vom Almosen» vom
8. September 1520 noch die Idee, die Almosengabe erfolge pro
salute animarum der Almosengeber, im Vordergrund stand, und
man glaubte, daß «das Bettlen und Almosenbitten nicht wohl
abzustellen oder zu verbieten ist», treten uns in der «Ordnung
und Artikel antreffend des Almosens vom 15. Januar 1525» als
wichtige Neuerung entgegen: Die organisierte staatliche Armen-
pflege auf Grund einer städtischen Armenkasse (welche durch
die Säkularisation der Kirchengüter geäufnet werden konnte)
und das gänzliche Bettelverbot. Für die fremden Bettler' wurde
im Spital eine regelrechte «Herberge zur Heimat» mit einer aus-
gebildeten Naturalverpflegung errichtet. Erschienen nämlich die
Nichtseßhaften am Vormittag, so wurde ihnen Mus und Brot
zum Imbiß verabreicht, kamen sie nachmittags, so wurden sie
zum Nachtmahl in gleicher Weise gespeist und über die Nacht
beherbergt. Tags darauf hatten sie weiter zu ziehen und durften
innerhalb eines halben Jahres nicht wieder in der Herberge er-
scheinen. Kehrten sie trotzdem in die Stadt zurück, so war ihnen
jeder öffentliche wie heimliche Bettel unter schwerer Strafe
verboten; aber auch die Einkehr in die «Ellenden-Herberge»
war ihnen verwehrt. Das gleiche Gebot erging auch an die
Landschaft. Ein striktes Bettelverbot drang hier nie durch
(ausgenommen in Winterthur, welches sich stark an die Almo-
senordnung von 1525 anlehnte). So hielt die Landschaft, wo die
Klosterämter zur Armenpflege herbeigezogen waren, an dem
planlosen Austeilen der Almosen fest, sodaB keine Verminde-

10 Wenn im folgenden häufig von NichtseBhaf ten mit der Bezeichnung
«Bettlern» die Rede ist, so sind diese nicht mit den ziemlich harmlosen
«Bettlern und Hausierern» zu vergleichen, die sich die schweiz. Bevölkerung
heute mit dem bekannten Emailschildchen «Betteln und Hausieren verboten»
vom Leibe zu halten sucht, sondern es handelt sich natürlich um Land-
streicher und Landfahrer im wahren Sinne des Wortes, oft mit verbreche-
rischem Einschlag. Die Quellen sprechen dann sehr oft von den sogenannten
«starken Bettlern».
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rung der Vaganten eintrat, indem sie nun einfach von Kloster zu
Kloster wanderten. Gleich wie die Landschaft gegenüber den
zwinglischen Reformen auf diesem Gebiet in einer kritischen
Stellung verharrte, erfolgte in der Zeit kurz nach der Refor-
mation in der Stadt ebenfalls eine Reaktion. Schon der Beschluß
von 1539 zeigt recht deutlich, wie tief der Glaube an die segen-
bringende Kraft guter Werke im Volk verankert war. So wird
der Bettel allgemein wieder gestattet, 1545 wurde derselbe den
Fremden neuerdings verboten, 1558 wurde er schließlich den
Einheimischen auch wieder untersagt. Infolge dieser unkonse-
quenten Armenpolitik schwoll der Strom der umherziehenden
Bettler wieder beträchtlich an. Unter ihnen befanden sich auch
die sogenannten Sondersiechen, die wegen irgendeiner ekel-
erregenden Krankheit nirgends geduldet waren und so ein elen-
des Leben auf der Landstraße und vor den Stadttoren fristen
mußten." Eine weitere Gruppe bildeten die mit Steuer- und
Brandbriefen Bettelnden: Es waren Leute, welche durch schwere
Not auf die Landstraße getrieben wurden, deren Hof verbrannt,
deren Ernte verhagelt oder deren Heimwesen überschwemmt
worden war. Sie ließen sich von der Obrigkeit eine Bestätigung
über ihr Unglück ausstellen und zogen damit Almosen heischend
von Ort zu Ort. Es ist leicht vorzustellen, wie mancher Gauner
sich einen solchen Bettelbrief fälschte,  um damit das Mitleid
der Mitmenschen zu erregen. — Unter den Nichtseßhaften nah-
men die fahrenden Handwerksgesellen immer eine eigene Stel-
lung ein: Sie erhielten von den Zünften einen Zehrpfennig auf
den Weg, wenn ihnen keine Arbeit verschafft werden konnte.
Auch ihnen wurden schwere Strafen auferlegt, wenn sie auf dem
Bettel ertappt wurden. — In diesem Wanderstrom befanden
sich nun leider auch noch Kinder, die von ihren Eltern entweder
verlassen oder auf die Bettelfahrt geschickt worden waren.
Wohl erkannte man, daß man gerade sie frühzeitig an ein ge-
regeltes Leben hätte gewöhnen sollen, aber nachdem sie ver-
köstigt und beherbergt worden waren, wies man sie wieder

11 In den Städten hatte man für diese Leute Siechenhäuser eingerichtet,
z. B. in Zürich das Pflegehaus St. Jakob an der Sihl, das Siechenhaus
St. Moritz an der Spannweid. An der Tagsatzung war aber immer wieder
von der Ansteckungsgefahr der Sondersiechen die Rede, vergl. z. B. E. A.
Band 2, S. 180 (Juni 1561).



13

auf die Straße, mit dem Befehl, raschmöglichst in ihre Heimat
zurückzukehren."

In der Folgezeit nahmen die Bettler- und Landstreicher-
massen dauernd zu; die bösen Elemente unter ihnen wurden
immer gefährlicher und frecher. Besonders auf den entlegenen
Oehöften war der rote Hahn auf dem Dach sehr gefürchtet:
Raub und Mordbrennerei drohte den Bauern, wenn sie die
Schmarotzer nicht fütterten. Die Tagsatzung hoffte einmal da-
durch Ordnung zu schaffen, daß sie die Ausweisung der fremd-
ländischen Bettler anriet. Außerdem sollte «jeder Ort, Kilchhöri
und Necken seine Armen selber versorgen und ihnen keines-
wegs gestatten, mit ihren Bettlern anderen Leuten lästig zu
fallend>" Doch welcher Ort wollte sich dieser ärmlichen, nicht-
seßhaften Bevölkerung annehmen, wer wollte sie als Bürger
anerkennen?

In der Folge wurden die Beschlüsse der Tagsatzung immer
härter, da man glaubte, der Landplage nur mit schärfsten re-
pressiven Mitteln Herr werden zu können. So wurde 1580 ge-
raten: «der starken Bettler halben, so den Bauern in die Spei-
cher brechen, und welche sie aus Furcht, daß sie sie anzünden,
nicht angreifen dürfen, Ward angesehen, daß wenn dergleichen
böse Buben ihnen Schaden zufügen, sollen sie stürmen, den-
selben nachjagen, und wo sie auf der Tat ergriffen, selbige um-
bringen und sie entleiben, ohne daß sie es der Obrigkeit weiter
zu verantworten habend>" Da die Armenpolizei nur ungenügend
organisiert war (die Dörfer ließen die Dorfeingänge durch Pro-
fosen bewachen; die Städte ließen ihre Bettlervögte auf den
Straßen patrouillieren), verfiel man schließlich auf das barbari-
sche Mittel der Betteljagden. Mit bewaffneten Scharen wurden
die herumziehenden Landstreicher zusammengetrieben, die ver-
dächtigen ausgesondert, «gefänglich eingezogen und nach Ver-
dienen bestraft, nachdem man sie peinlich examiniert hatte».

12 A. Denzler: Geschichte des Armenwesens im Kanton Zürich im
16. und 17. Jahrhundert. S. 191. Auch die Kinder wurden in den Turm ge-
worfen und mit Ruten gestrichen.

13 B. Keller: Das Armenwesen des Kantons Zürich vom Beginn des
18. Jahrhunderts bis zum Armengesetz Von 1836, S. 53.

14 V tigelin: Ober die Heimatlosen und die Pflicht ihrer Versorgung
und Einbürgerung. S. 10.
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Die fremden Vaganten wurden über die Grenze gebracht, mit
dem Erfolg, daß der Nachbarort, nicht erfreut über solchen Zu-
zug, sie an einer andern Stelle wieder über die Grenze schob.
Da diese Praxis zu nichts führte, unternahm man «gemeineidge-
nössische Betteljäginnen», wobei es dem Bauern abermals er-
laubt wurde, die so auf der Tat Ergriffenen umzubringen.15

Während des dreißigjährigen Krieges erreichte die Bettler-
plage ihren Höhepunkt, indem Scharen von Vertriebenen in der
Schweiz sich einen Zufluchtsort suchten. Mit ihnen kam natür-
lich auch viel verkommenes Gesindel. Bern und Zürich errich-
teten 1610, bezw. 1630 Schellenwerke. Die gefangenen Land-
streicher wurden angekettet und mit dem Ring um den Hals
hatten sie 8-15 Tage zu arbeiten; auch die Kinder wurden in
die Schellenwerke geworfen, wenn sie stark genug waren. Die
Flüchtlinge teilte man in Gruppen ein, und unter Anleitung eines
Rottmeisters sollten sie verschiedene Bauarbeiten für die Stadt
ausführen."

Diese an sich richtige Maßnahme verursachte aber zu hohe
Kosten im Verhältnis zum Nutzen, den man aus ihr zog, und als
man erkannte, daß sich unter diesen Flüchtlingen auch sehr viele
echte Landstreicher und Gauner befanden, entschied man sich
zuungunsten der Flüchtlinge und jagte sie samt den Landstrei-
chern wieder zum Lande hinaus. Die Lage wurde gegen Ende
des dreißigjährigen Krieges immer unhaltbarer, als mit den
entlassenen Soldaten, die infolge jenes langen Kriegsdienstes
verwildert und verroht waren, auch noch «gottloses Heiden-
gesind, Zygineren, Gygeren, Lyrentirnen, verdächtige Kramer,
überflüssiges Harzergesind, Keßleren, die keine Schyn haben,
überlegene und unverschambte Schulmeister und dergleichen
fulen, verdächtigen und beschwerlichen Fasek" ins Land ström-
ten, kurz, die Altvorderen unserer heutigen Landfahrer. Schließ-
lich half man sich dadurch, daß man einen Teil der aufgegriffe-

15 E. A. IV S. 801, IV 2, S. 818. Vergleiche auch eine Berner Verord-
nung vom 16. Mai 1646, wo jedermann das Recht eingeräumt wird, ver-
dächtiges Gesindel .von selbsten niederzumachen und sich also desselben
mit Prügeln und Schießen wiirklich zu entledigen». (K. Geiser: Geschichte
des Armenwesens im Kanton Bern, S. 68.)

141 Denzler a. a. O. S. 81.
17 So zitiert in Denzler a. a. O. S. 203.
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nen Landstreicher und Landfahrer in fremde Kriegsdienste
schickte oder sie nach Venedig auf die Galeeren beförderte!'
Die Betteljagden häuften sich gegen Ende des 17. Jahrhunderts.
Infolge der Verdienstlosigkeit und der Teuerung im eigenen
Lande nahm auch der einheimische Bettel wieder zu. Die Tag-
satzung konnte sich zu keiner vernünftigen Regelung aufraffen,
schleppte das Traktandum noch das ganze 18. Jahrhundert mit,
um es endlich 1785 überhaupt fallen zu lassen. Die Ansicht, daß
die Armut ein unvermeidliches Obel sei, war zutiefst in der
Geisteshaltung der damaligen Zeit verankert, — ja noch mehr
— wie Keller'' ausführt, betrachtete der Merkantilismus die
Armut als unentbehrlichen Stimulus für gesteigerte Arbeits-
leistung. Die Armenunterstützungen wurden grundsätzlich nur
den Arbeitsunfähigen zuerkannt, und nur im äußersten Notfall
Arbeitslosen oder Arbeitern mit ungenügendem Verdienst. Dies
traf natürlich umso weniger für die Nichtseßhaften zu: Weder
wurde der Versuch gemacht, sie seßhaft zu machen, ihnen Ar-
beit zu beschaffen, noch wurde ihnen eine Unterstützung ge-
währt.

Erst die Aufklärung bekämpfte die Anschauung, daß Armut
ein unabänderliches Fatum sei und verkündete den Grundsatz,
daß das Recht auf Existenz ein nach natürlichen und göttlichen
Gesetzen unveräußerliches Menschenrecht sei. Hier finden wir
Versuche, die brachliegenden Arbeitskräfte in Arbeits-, Spinn-
und Industrieschulen zur Arbeit zu erziehen.'" In der Revolu-
tionsgesetzgebung wird der Grundsatz aufgestellt, daß die Ge-
sellschaft ihren unglücklichen Bürgern•den Unterhalt schulde,
entweder durch Arbeitsbeschaffung oder durch Unterstützung
der Arbeitsunfähigen aus öffentlichen Mitteln. Dies prokla-
mierte auch die helvetische Staatsverfassune des Jahres 1798,

18 Betteljägimandat vom 23. Mai 1649. St. A. Z. Mandatssammlung
No. 127. E. A. IV, 2, S. 808 (September 1583): Verhandlungen mit den
spanischen und savoyischen Ambassadoren, «<damit man die kräftigen aus
diesem Gesindel an die Galeeren abliefern könne».

19 B. Keller: Das Armenwesen des Kantons Zürich, S. 2.
29 Man erinnere sich z. B. an den Versuch Pestalozzis, der im .Neu-

hof» bei Birr 1775 die erste Armenschule einrichtete, die aber, wie die
meisten dieser Unternehmungen, scheiterte.

21 J. Strickler: Aktensammlung aus der Zeit der helvetischen Republik
1798 bis 1803. IV 1327 und V 1306.
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die bestimmte: «daß Eltern, die ihre Kinder betteln schicken,
ohne daß sie aller Unterstützung und Lebensmittel beraubt sind,
sowie auch jede Person, die eines Alters ist, daß sie arbeiten
kann, oder die von ihrer Gemeinde unterstützt ist, und sich
dennoch dem Herumstreifen und dem Bettel völlig ergibt, zwei-
mal insgeheim ermahnt, im Wiederholungsfall vor das Sitten-
gericht vorgeladen und endlich der Munizipalität angezeigt wer-
den sollen.»" Diese Bestimmungen blieben aber krasse Theorie,
und man beklagte sich wieder über das Zunehmen der Be-
raubungen und Erpressungen auf den öffentlichen Straßen, so-
daß sich die Beamten nach fruchtloser Anwendung der wenigen
Mittel, die ihnen zur Verfügung standen, um dem Unheil zu
steuern, sich an das Polizeidepartement zur Erlangung kräfti-
gerer Hilfe wandten. Dieses befahl dann in seinen «Polizei-
maßregeln zur Aufgreifung, resp. Fortschaffung von Gauner-
und Bettelgesindel»" eine Razzia, wobei die individuelle Be-
handlung der Verhafteten zugesichert war. Die scharfen Bettel-
jagden nämlich, welche in Süddeutschland und im Vorarlberg
um die Jahrhundertwende durchgeführt worden waren, hatten
zur Folge, daß sich ganze Scharen von Zigeunern, Jennischen
und Landstreichern über die Nordostgrenze in unser Land flüch-
teten, während an der Südgrenze die ausländischen Behörden
ihren Vaganten den Weg in die Heimat versperrten und ihre
eigenen insgeheim in die Schweiz schickten. In den Ausführun-
gen zu jenen Polizeimaßregeln werden ebenfalls die Landfah-
rerfamilien erwähnt, «welche schon vor der Revolution in den
kleineren Kantonen geduldet worden waren, und an welche sich
die Einwohner gewissermaßen gewöhnt hatten. Unter den
scheinbaren Gewerben von Keßlern, Korbmachern, Zundel-
krämern etc. ziehen ganze Familien in den Bergtälern herum,
erhalten in den Gemeinden aus Barmherzigkeit und Bigotterie,
auf einzelnen Höfen aus Furcht vor Rache, Nahrungsmittel, Un-
terschlupf und Nachtlager und werden von den schwachen Be-
hörden meist unbehelligt gelassen. Zuzug erhielten sie immer
wieder durch verwilderte Soldaten, welche das Arbeiten ver-
lernt hatten und welchen ein freies, wildes Leben mehr zu-
sagte, als ein ehrbares Handwerk.»

22 Strickler a. a. 0. VI 437 ff.
23 Strickler a. a. 0. IX S.1040.
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§ 2. Erstmaliger Versuch einer umfassenden und
systematischen Regelung des Nichtseßhaftenproblems

im 19. Jahrhundert

I. Das Heimatlosenproblem

I. Die Zustände in der ersten Halite des 19. Jahrhunderts

Die schönen Grundsätze der Helvetik, welche die Idee der
Gleichberechtigung aller Menschen proklamierte, erlagen in der
Mediationszeit wieder dem Gedanken der Ausscheidung unbe-
rechtigter Klassen. Bis zur BV 1848 schlug man sich mühsam
mit dem Problem der Heimatlosen herum: Fortschrittlich-
altruistische Gedanken bekämpften egoistisch-kleinliche Gesin-
nung; Verzögerungen und Vorbehalte einzelner Kantone ver-
hinderten das Zustandekommen eines Werkes, welches seit
Jahrhunderten immer wieder auf die lange Bank geschoben
wurde. Wir finden nun das Vagantenproblem (besonders das
Landfahrerproblem) im allgemeinen Rahmen der Heimatlosen-
frage. Unter Heimatlosen verstand man Hintersassen, welche
infolge Religionsänderung ihr Bürgerrecht verloren hatten oder
aus irgend einem andern Grunde, wie z. B. dem Unvermögen
zum Bürgerrechtseinkauf oder der Verlustigerklärung des hel-
vetischen Bürgerrechts, kein öffentliches Staatsangehörigkeits-
recht besaßen und daher wie Fremde, entweder in irgend einem
Kanton geduldet, oder wenn sie keinen Heimatschein besaßen,
von Kanton zu Kanton geschoben wurden. Die Kantone ver-
hielten sich gegenüber diesen armen Familien, welche sehr oft
nicht das Geld aufbrachten, sich einzukaufen, äußerst ablehnend,
bis dann im Jahre 1808 auf Betreiben des luzernischen Land-
ammanns Vincenz Riittimann eine Kommission bestimmt wurde,
welche an der Tagsatzung von 1811 Anträge einbringen sollte,
welche dann die Grundlage bildeten für das Konkordat vom
16. Juni 1812: Heimatlose, die ein früheres Kantonsbürgerrecht
nachweisen konnten, sollten vorläufig im gegenwärtigen Auf-
enthaltskanton geduldet werden; die beteiligten Kantone hätten
sich auf dem Korrespondenzwege zu einigen. Heimatlose, die
ihr früheres Bürgerrecht nicht nachzuweisen vermochten, miiß-
ten im Aufenthaltskanton geduldet werden, ebenso diejenigen,

2, Waitisbuhl, Landstreichertum
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welche von Kanton zu Kanton zogen, falls sie nicht als Vaga-
bunden zu behandeln wären. Gegen dieses Konkordat verwahr-
ten sich Zürich und Bern ausdrücklich, ebenso wurde die wich-
tige Bestimmung über die Nichtseßhaften (die von Kanton zu
Kanton Ziehenden) nur mit 18 Stimmen angenommen. Ja noch
mehr, eine Gesetzesvorlage des Kantons Bern bestimmte, daß
ein Vater des Bürgerrechts verlustig erklärt werden konnte,
der durch Müßiggang, Spiel und liederlichen Lebenswandel der-
art verarmte, daß sich die Gemeinde der Kinder annehmen
mußte. Zürich und andere Kantone nahmen gegen diese fatalen
Bestimmungen in der Tagsatzung Stellung, und nur mit äußer-
ster Mühe gelang es endlich im Jahre 1813, den Kanton Bern
davon abzubringen.1 Mit dem Konkordat von 1812 war nur
erreicht worden, daß die Kantone ihre alteingesessenen Heimat-
losen duldeten. Ober die anderen Probleme beabsichtigte man,
sich in einem späteren Zeitpunkt zu verständigen. Die Vagan-
tenfrage wurde wieder akut, als die Nachbarstaaten, Baden,
Bayern und Württemberg am 7. März 1816 eine Obereinkunft
über «Vaganten und herrenloses Gesindel» getroffen hatten und
auch die Schweiz zum Beitritt einluden. Wieder wurde eine
Kommission bestimmt, aber diese legte nur einige Anträge zur
Revision des Konkordates von 1812 vor. 1818 erfolgte die Be-
stellung einer neuen Kommission, aber auch diese genügte
noch nicht, bis schließlich dann eine dritte im Jahre 1819 einen
Konkordatsentwurf vorlegte, der unter Ratifikationsvorbehalt
von einer Mehrheit der Kantone angenommen wurde. Aber auch
dadurch erreichte man nicht viel: Gerade die Kantone mit der
größten Zahl nichtseßhaf ter Bevölkerung traten dem Konkordat
nicht bei. Als dann im Jahre 1825 durch eine Strafuntersuchung
in Luzern eine weitverzweigte Diebs- und Gaunerbande ent-
deckt wurde, die vornehmlich aus Heimatlosen bestand, sah
man auf einmal die ganze Nutzlosigkeit und Tragik einer sol-
chen Politik ein. Jene Gaunerbande bestand aus 33 Erwachse-
nen und 19 Kindern, und es wurden ihr nicht weniger als 17
Mordtaten, 7 Kindermorde und Aborte, 10 Brandstiftungen, 1036
schwere und 427 leichte Diebstähle zur Last gelege Luzern

1 E. His: Geschichte des neueren schweizerischen Staatsrechts, Band I.
S. 126/27.

2 Rep. I. 892.
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beantragte deshalb bei der Tagsatzung die Bezeichnung einer
Behörde, welche den Vollzug des Konkordates zu überwachen
hätte. 1826 wurde deshalb eine neue Kommission bestellt; aber
die Bestimmung einer solchen Oberwachungsbehörde erschien
den Kantonen als ein schwerer Eingriff in die Souveränität.
1828 endlich wurde ein nachträgliches Konkordat' von 16 Kan-
tonen angenommen, welches dem jeweiligen Vorort die Ermäch-
tigung gab, den Vollzug desselben zu überwachen. Die Kan-
tone hatten dem Vorort die nötigen Berichte zu leisten, und
die Heimatlosen konnten sich von ihrem Aufenthaltsort direkt
an den Vorort wenden, wobei ihnen die Unterstützung der Poli-
zeibehörden zugesichert wurde. Um diese Zeit gelang es dann
auch einigen Landfahrerfamilien, das Bürgerrecht zu erwerben.
Ein weiterer Fortschritt bestand darin, daß man in einzelnen
Kantonen Verzeichnisse über die Heimatlosen anfertigN, welche
als Grundlage zur Abklärung ihrer Bürgerrechtsverhältnisse
dienen sollten. Zu einer durchgreifenden Lösung gelangte man
in den Dreißigerjahren des letzten Jahrhunderts aber nicht, und
wie verschieden die Meinungen über das Problem waren, zeigt
ein Antrag Luzerns, nach welchem man die Heimatlosen nach
Algier deportieren sollte, und ein humanerer Gegenantrag
Neuenburgs, nach welchem man jede Wegweisung eines Hei-
matlosen aus dein Kantonsgebiete unterbinden sollte. Zur
Menschlichkeit ermahnten gemeinnützige Vereine, welche zur
Unterstützung von Heimatlosen und deren Kinder ins Leben
gerufen worden waren;4 keine Einsicht und erschreckende
Rachsucht spricht aus dem «Aktenbericht über eine gegen meh-
rere sogenannte Heimatlose geführte Polizeiprozedur, samt dem
Verzeichnis einiger gefährlicher Vaganten. »5

Nachdem man 1838 immer noch keine Einigung erzielt

3 Off. Slg. II. 147.
4 J. C. Vögelin: Ober die Heimatlosen und die Pflicht ihrer Versor-

gung und Einbürgerung. Vortrag vor der gemeinnützigen Gesellschaft des
Bezirks Andelfingen, 1838.

5 Erschienen in Frauenfeld 1844: Darin wird eine gauze Sonderstraf-
esetzgebung gegenüber den Landfahrern gefordert. Ein eigenes Strafen-

system wird erfunden mit Strafen bis zu lebenslänglichem Zuchthaus.  Auch
sollte verhindert werden, daß die Kinder die jennische Sprache, »das
Lebensprinzip der Gaunerei», erlernten.
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hatte, versuchte man es 1843 nochmals mit einem neuen Kon-
kordatsentwurf, welcher aber nur die Heimat- und Duldungs-
rechte der ansässigen, aber nicht anerkannten Heimatlosen er-
mitteln sollte. Bezüglich der vagierenden Heimatlosen sollte die
Kommission Anträge über deren Zuweisung an die Kantone
stellen; evtl. sollte das Eidg. Recht einen Kanton zur Duldung
eines solchen Heimatlosen zwingen. Es dauerte jedoch wieder
vier volle Jahre, bis sich wenigstens fünfzehn Kantone auf Taff-
ten, dem Konkordat beizutreten. 1848 wurde endlich die Dreier-
kommission, die für die Zuteilung der Heimatlosen vorgesehen
war, bestellt. Aber erst durch den Bundesbeschluß vom 21. De-
zember 18490 (Art. 8 und 9) wurde das Konkordat von 1847 für
sämtliche Kantone verbindlich erklärt. Am 3. Dezember 1850
wurde dann endlich das Bundesgesetz betreffend die Heimat-
losigkeif erlassen.

Aus dem eben Dargestellten ersehen wir, daß vor 1848 die
gesamte Vagantenfrage immer noch in den Händen der Kan-
tone verblieb. Diese versuchten sich des Übels mit den üblichen
polizeilichen Mitteln zu erwehren. Maßnahmen zur Seßhaft-
machung wurden überhaupt fast keine unternommen. So be-
stimmte z. B. ein bündnerisches Gesetz vom 30. Juni 1815, daß
ein Heimatloser wohl eine Toleranzbewilligung bekäme, auch
wenn er keiner Gemeinde fest zugewiesen sei, aber nur unter
der Bedingung, daß er sich in jeder Gemeinde des Kantons nur
zwei Tage pro Monat aufhalte. In der Einbürgerung der Land-
fahrer war man äußerst vorsichtig. Man könnte deshalb ge-
radezu von gesetzlich aufgezwungener Vagantität sprechen. Die
Ehen dieser Leute wurden als Konkubinate verschrien, aber
Eheverbote nahmen ihnen die Möglichkeit, anders als int Kon-
kubinat zu leben.8 Auch wenn diese vagierenden Heimatlosen
vermöglich Waren, konnten sie deshalb nicht seßhaft werden,
weil ihnen vielfach ein Liegenschaftserwerbsverbot entgegen-
stand.

Alle diese Einschränkungen wirkten einer Seßhaftinachung-
entgegen. Wohl gab es erfreuliche Bemühungen, eine Besserung

6 A. S. 1. 185.
7 A. S. II. 138.
R Der Verfasser des Aktenberichtes betrachtet diese Konkubinate sogar

als ein «Verbrechen gegen den Staat». Aktenbericht S. 235.
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herbeizuführen, aber es war hartherziger Egoismus, welcher
diesen Menschen jede Möglichkeit nahm, emporzusteigen und
sie vielmehr zu Verbrechern und Bettlern herabdrückte. Was
man Jahrhunderte lang vernachlässigt hatte, konnte und wollte
man nicht nachholen: So entstand eine Klasse von Parias, ein
Volk im Volk, das bis heute noch seine alten Lebensgewohnhei-
ten erhalten hat.

2. Das BG betreffend die Heimatlosigkeit, seine Anwendung und
seine Auswirkungen

Art. 56 BV 1848 bestimmte, daß die Ausmittlung von Bür-
gerrechten für die Heimatlosen und die Maßregeln zur Ver-
hinderung der Entstehung neuer Heimatloser Gegenstand der
Bundesgesetzgebung sein sollten.' Damit war endlich die Basis
für ein Gesetz geschaffen, welches — über den egoistischen
Interessen der Kantone stehend — diese so lange vernachläs-
sigte Materie endgültig regeln konnte. Das BG «die Heimat-
losigkeit betreffend» vom 3. Dezember 1850 unterschied in Art. 2
zwischen:

1. Geduldeten oder Angehörigen, d. h. solchen, welche bis
anhin in dieser Eigenschaft von einem Kantone anerkannt
wurden, seien sie den Gemeinden zugeteilt oder nicht;
und

2. Vaganten.
Beide Klassen sollten grundsätzlich gleich behandelt wer-

den und außer dem Recht auf Bürgernutzen hinsichtlich aller
Rechte (einschließlich des Genusses der Unterstützung bei Ver-
armung) und Pflichten den übrigen Bürgern gleichgestellt sein.
Einzig Heimatlosen eines bestimmten Alters (Männer über sech-
zig, Frauen über fünfzig Jahren), sowie Kriminellen mußte kein
Gemeindebürgerrecht, wohl aber ein Kantonsbürgerrecht aus-
gemittelt werden; hingegen hatte der betreffende Kanton, wel-
chem diese Leute überbunden worden waren, die Pflicht zur
Duldung und zur Armenunterstützung (Art. 3).

Auf Grund umfangreicher Erhebungen" sprach sich der
Bundesrat darüber aus, welchem Kantone, entweder allein oder

9 Art. 68, BV 1874.
10 Nach den Erhebungen von 1850 befanden sich in unserem Lande

zirka 17 500 ansässige und etwa 850 vagierende Heimatlose. — Dazu ist aber
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in Verbindung mit anderen, die Pflicht zur Einbürgerung Hei-
matloser obliege (Art. 9 I). Waren die betroffenen Kantone mit
der Ansicht des Bundesrates nicht einverstanden, so stand ihnen
das Recht zu, den Entscheid des Bundesgerichtes anzurufen.
Hier war es vor allem der Generalanwalt, welcher weitgehende
<Nagantenuntersuchungen« zu führen hatte. Maßgebend für
den endgültigen Entscheid des Bundesgerichtes waren insbeson-
dere: Die eheliche oder außereheliche Abstammung von Eltern,
die schon in einem Kantone eingebürgert, eingeteilt oder als
Angehörige oder Geduldete anerkannt waren; die in einem Kan-
ton, mit Umgehung der konkordatsmäßigen oder gesetzlichen
Vorschriften erfolgte Kopulation; der längste Aufenthalt seit
dem Jahre 1803 etc. etc. (Art. 11 Ziff. 1-9, Art. 12). Zur Rege-
lung der Ausmittlung des Gemeindebürgerrechts und der Ver-
teilung der Kosten bei Armengenössigkeit erließen zahlreiche
Kantone Ausführungsgesetze zum BG 1850.1' Konnte das Ge-
meindebürgerrecht nicht auf Grund von Akten festgesetzt wer-
den, so stellte man in einigen Kantonen auf die Bevölkerungs-
zahl und die Vermöglichkeit der in die engere Wahl fallenden
Gemeinden ab, oder man bestimmte 	 wie dies z. B. im Kanton
Bern der Fall war 	  die aufnahmepflichtige Gemeinde durch
Ziehen des Loses. — Bedauernswerte kleine Gemeinde, welche
von einem Tag auf den andern eine Keßlerbande in ihren Bür-
gerrodel aufnehmen mußte! Beklagenswertes Bergdörfchen,
dessen Kirchenbuch der verfemte Name eines jungen Vaganten-
paares eingetragen war, und einzig deshalb, weil sich der ehr-
würdige Dorfpfarrer der Ärmsten angenommen hatte und den
gesetzwidrigen Zustand des Konkubinats durch eine kirchliche
Einsegnung aufhob!

Das BG 1850 macht den scharfsinnigen Unterschied zwi-
schen «berufslos umherziehenden Vaganten und Bettlern.
(Art. 18) und «Personen, welche in verschiedenen Kantonen auf
einem Berufe oder Gewerbe herumziehen» (Art. 19), womit die
Unterscheidung zwischen Landstreichern und Landfahrern an-
gedeutet ist. Die ersteren sollten je nach dem Recht des Kan-

zu bemerken, daß es verschiedenen Vaganten-Familien, die heute noch nicht
seßhaft sind, gelang, vor 1850 ein Bürgerrecht zu erwerben.

11 Zusammenstellung dieser Ausführungsgesetze bei E. His a. a. O.
Bd. III S. 276, Anm. 74-77.



tons, in welchem sie betroffen wurden, oder in Ermangelung
eines kantonalen Gesetzes, auf Grund des BG mit Verhaft oder
mit Zwangsarbeit" bestraft werden. Die letzteren sollten mit den
gleichen Strafen, evtl. mit Buße" belegt werden, wenn sie schul-
pflichtige Kinder mit sich führten, oder wenn sie ohne die erfor-
derlichen Ausweisschriften umherzogen. Art. 16 verpflichtet die
Kantone, die Kinder der Heimatlosen zu einem regelmäßigen
Schul- und Religionsunterricht anzuhalten. Eine wohlmeinende
Bestimmung ! Nur ungerne bürgerten die Gemeinden die «Fecker-
familien» ein; es war beinahe eine Zumutung, dieses «Volk», von
welchem nicht viel Gutes zu erwarten war, außer einer even-
tuellen schweren finanziellen Belastung, als gleichberechtigte
Bürger anzuerkennen. Wohl die wenigsten dieser Familien f an-
den in ihren «Heimat»-Gemeinden eine vertrauensvolle Auf-
nahme, waren sie doch seit altersher wegen ihrer Aufdringlich-
keit und ihrem Hang zur Kriminalität gefürchtet oder wegen
ihrer Nichtseßhaftigkeit und ihres Gewerbes verachtet. So waren
die Heimatgemeinden glücklich, wenn die «KeBler» auf der Fahrt
waren, ob nun die Kinder zur Schule gingen oder nicht, dafür
sollte der jeweilige «Wohnort» zuständig sein. Doch auch der
jeweilige Wohnort war ebenfalls froh, wenn er das Gesindel
wieder los war. So umfassend und fortschrittlich das Gesetz
von 1850 sicherlich war, regelte es im Grunde genommen nur
den äußeren Rahmen der Bürgerrechtsverhältnisse, konnte
jedoch der Wirklichkeit des Landfahrertums nie gerecht wer-
den. Es ging weitere 75 Jahre, bis endlich 1925 das Hilfswerk
für die «Kinder der Landstraße» durch die Pro Juventute ins
Leben gerufen wurde, welches den mühseligen und beschwer-
lichen Kampf zur Seßhaftmachung dieser Leute wieder aufnahm.

Daß die Einführung dieses Gesetzes nicht reibungslos vor
sich ging, und daß sich die Kantone und die Gemeinden oft nur
ungerne dem Zuteilungsanspruch des Bundesrates oder des
Bundesgerichtes fügten, ist begreiflich. Bevor man zur end-

12 Zwangsarbeit ist hier noch ganz typisch als Strafe und weniger
als bessernde Maßnahme gedacht; immerhin sollten die Kantone dadurch
für den Bau und die Einrichtung von Arbeitshäusern angeregt werden.

13 Die Geldstrafe ist hier durchaus berechtigt, da diese Landfahrer-
familien oft ganz ordentlich verdienen. Eine Buße kann hier viel mehr
wirken, als eine kurze Haftstrafe.
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gültigen Einbürgerung schritt, versuchte man die betreffende
Landfahrerfamilie zu bewegen zu bedenken, ob sie es vielleicht
nicht doch vorziehen würde, ihre Heimatgemeinde über den
großen Wassern zu suchen.14 Wie stark die Kantone an ihrer
alten Anschauung kleben blieben, das veranschaulicht der Fall
des Kantons Obwalden,' dessen KV 1867 durch die Bundes-
versammlung bemängelt werden mußte, weil sie in Art. 26 Ill
ausführte, daß alle jene, welche kein Gemeindebürgerrecht be-
säßen, statt in der Bürgergemeinde im Armenwesen steuer-
pflichtig seien. Ebenso war in Art. 79 lit. b. der KV bezüglich
des Vormundschaftswesens von Personen die Rede, die nir-
gends im Kanton eines Gemeindebürgerrechts teilhaftig waren.
obwohl es sich nicht um alte Leute oder um Kriminelle handelte.
Die Tendenz, nur den Vermöglichen das Kantonsbürgerrecht
zu verleihen, geht aus einem Tessiner Gesetz vom 7. Januar
186216 hervor, womit Art. 4 des BG 1850 verletzt wurde. In
bezug auf neu auftretende Vaganten verfügte ein Beschluß der
Bundesversammlung vom 23. Juli 1855, daß die Untersuchung
ihrer Verhältnisse in erster Linie den Polizeibehörden der Kan-
tone zu überlassen sei. Der Bundesrat zog daraus die Folgerung,
daß diese Behörden zur Vornahme dieser Untersuchung nicht
nur berechtigt, sondern auch verpflichtet seien und daher eine
Rückweisung Nichtseßhafter an die Kantonsgrenze oder an den
Ort, woher sie gekommen, unzulässig wäre. Erst wenn erwiesen
sei, daß diese Nichtseßhaf ten wirklich nirgends ein Heimat- oder
Duldungsrecht besäßen und keine sogenannte Pseudoheimat-
losigkeit vorlag (darunter verstand man Ausländer, welche sich
als schweizerische Heimatlose ausgaben), könne die eidgenössi-
sche Untersuchung eintreten»

Von der alten und so beschämenden Praxis des heimlichen
Zuschiebens von Vaganten über die Kantonsgrenze berichtet
Ullmer18 in verschiedenen Beispielen. Mehrere Male mußten

14 Siehe BBI. 1857 I S.241.
15 von Salis I 262, ähnlich II. No. 503.
16 Ullmer II. No. 1033.
17 Da die Untersuchung in der Regel durch die mangelhafte Aufsicht

über die NichtseBhaf ten notwendig wurde, wies der Bundesrat ihnen auch
die Kosten derselben zu.

18 Praxis Band I, 622, 623, II, 1225/26, 1265, 1322, 1333.



die Kantone durch den Bundesrat ermahnt werden, so z. B. in
einem Kreisschreiben des Bundesrats vom 18. April 1878.19 Da-
mals verlangte außerdem der Kanton Aargau eine strengere
Kontrolle der Grenze von Bundes wegen, um namentlich den
Zigeunern den Eintritt in die Schweiz zu verwehren. Der Bund
weigerte sich, dies zu tun, weil er keine Paß- und Visaformali-
täten einführen wollte und

«... es am wenigsten in der Stellung der Schweiz liegen
könne, wieder ähnliche Schranken einzuführen und zu den
lästigen Kontrollen des Polizeistaates zurückzukehren.»

Weiter wurde in jenem Kreisschreiben bezweifelt:
«... ob die Kantone, vermöge der auf ihrem Gebiet ihnen
zustehenden Fremdenpolizei und des Rechts zum Erlasse
polizeilicher Verfügungen über die Ausübung der Gewerbe
auch zu solchen Präventivmaßregeln kompetent seien, wo-
durch ganze Klassen von Angehörigen fremder Staaten von
ihrem Gebiete ferngehalten werden, obschon» — dies gibt
der Verfasser dieses denkwürdigen Kreisschreibens aller-
dings zu — «es allgemein bekannt sei, daß die in Frage
stehenden Klassen von Fremden die inländische Bevölke-
rung in zudringlicher Weise belästigen und ausbeuten, und
daß sie überall im Verdacht eines unreellen Gewerbebetrie-
bes, der Obervorteilung des Publikums, des gewerbsmäßigen
Bettels und auch der Gefährdung des Eigentums stehen. Da-
gegen sei es für die Kantone zulässig, die Zigeuner dorthin
zurückzuweisen, woher sie in den Kanton gekommen seien
und zwar habe dies auf dem ordentlichen Wege zu ge-
schehen und nicht heimlicherweise. Dies sei übrigens auch
ausdrücklich im Gesetze über die Heimatlosigkeit gesagt.»

II. Das erste Auftreten der Massenarbeitslosigkeit und die Not-
wendigkeit einer Nichtseßhaftenfiirsorge

Kaum waren die wichtigsten Fragen des Heimatlosen-, ins-
besondere des Landfahrerproblems, einigermaßen geregelt, als
eine ganz andere Art von Nichtseßhaften unser Land überflu-
tete: die Wanderarbeitslosen. Das Problem der Arbeitslosigkeit
beginnt die öffentliche Meinung in der Schweiz zum ersten Male
in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre des letzten Jahrhun-
derts zu beschäftigen (Gotthard- und Nordostbahn-Krach 1876).
Industrie und Handel lagen brach, das Kleingewerbe wurde arg

19 BBI. 1878, II. 690, siehe auch 1879, II 635 ff..



mitgenommen, Arbeiterentlassungen fanden in Massen statt,
auf die die Öffentlichkeit ihr Augenmerk allerdings erst richtete,
als das <Nag-antentum» drohend zunahm und in den Städten
von den Arbeitslosen Versammlungen und Demonstrationen ver-
anstaltet wurden. Man sprach ganz allgemein vom Vagantentum
und der Vagantennot, von der Landplage oder vom «Landes-
feind, der die Schweiz durchstreift, die Ehre des Landes be-
fleckt, gewaltige finanzielle Opfer verschlingt, junge Männer
der Verderbnis zuführt und das Schandmal der Faulheit und
Verkommenheit in das Heiligtum des Gewerbefleißes trägt.»"
Doch handelte es sich nicht uni eigentliche Landstreicher, son-
dern größtenteils eben uni Wanderarbeitslose. Der Einbruch
der Massenarbeitslosigkeit überraschte die Öffentlichkeit, und
da der Arbeitslose von damals alle jene für uns selbstverständ-
lichen Einrichtungen wie Arbeitsnachweis, Arbeitslosenver-
sicherung, Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen etc. vermissen muß-
te, geschah nun in dieser verzweifelten Situation folgendes:

Die schuldlos betroffenen Arbeitslosen wurden auf die
Straße geworfen, wo sie, ohne Arbeit zu finden, vergeblich um-
herirrten. Aus diesem Grunde waren sie auf den Bettel ange-
wiesen und sanken allmählich auf die Stufe von Vaganten mit
mehr oder weniger kriminellem Einschlag und gingen gleich-
zeitig ihrer handwerklichen Fähigkeiten verlustig. Hier treten
nun in der Schweiz in vermehrtem Maße die Auswirkungen des
Großunternehmertums in Erscheinung. Die Kleinmeister wurden
gezwungen, ihre Betriebe zu verkleinern und einen Teil der Ge-
sellen zu entlassen. Wohl zogen die Großunternehmungen, wie
Eisenbahn- und Brückenbauten, sowie der Ausbau ganzer Stadt-
quartiere eine beträchtliche Anzahl von Handwerkern und Ar-
beitern plötzlich an, aber war ein solcher Bau einmal vollendet,
blieb ihnen nichts anderes mehr übrig als abzuwandern und
vielleicht während längerer Zeit vergeblich eine neue Arbeits-
gelegenheit zu suchen, indem sie nun auch bei den Kleinmeistern
keine Beschäftigung mehr finden konnten. Der Gedanke einer
staatlichen Arbeitslenkung lag der damaligen Zeit noch fern.

Einige Zahlen beleuchten die damaligen Zustände noch deut-
licher. Bei einer Bevölkerungszunahme z. B. im Kanton Zürich

20 W. A. Gonzenbach: Das Vagantentum in der Schweiz, S. 18.
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von 12 % in den Jahren 1871/81 konstatierte Schlatter' eine
Zunahme der Verhaftungen wegen Verbrechen und Vergehen
um 50 , der Verhaftungen wegen Bettel und Vagantität von
mehr als 200 %. Die Zahl der Verhaftungen nahm bis 1876 lang-
sam aber stetig zu, um sich dann bis 1881 beinahe zu verdrei-
fachen. Nach dem Altersaufbau der «Vaganten» lieferte die
arbeitsfähigste Altersstufe zwischen 20 und 40 Jahren die Haupt-
masse, nämlich 57 % .22 Typisch für jene glückliche Zeit der un-
begrenzten Freizügigkeit und der offenen Grenzen war der
hohe Prozentsatz ausländischer Wanderarbeitsloser, die in un-
serem Lande Arbeit suchten. Einzelne Kantone wie St. Gallen
und Thurgau verzeichneten sogar einen Überschuß an Aus-
ländern (55 % bezw. 73 %). Das Hauptkontingent bestand aus
Süddeutschen und Österreichern, während Frankreich und Ita-
lien nur einen Beitrag von 4 % leisteten. Von den Berufen
schienen die Schlosser, Bäcker, Knechte, Schneider und
Schmiede am gefährdesten zu sein, also vor allem das Handwer-
kertum, Berufe, welche erfahrungsgemäß eine große Anzahl von
Lehrlingen ausbilden, denen keine Gesellenstellen verschafft
werden konnten. Gonzenbach schätzte die damals die Schweiz
durchstreifende Bettlermasse auf 40 000, die den Staat mit
einer jährlichen Kostensumme von sechs bis sieben Millionen
Franken belastete. Diese unhaltbaren Zutsände versuchte man
durch folgende fürsorgerische Maßnahmen zu bekämpfen:

I. Die Antibettelvereine und die Orts geschenkkassen

Statt dem vorsprechenden Bettler ein Almosen zu verab-
reichen, zahlten die Vereinsmitglieder oder die Bürger eines
Ortes einen bestimmten Beitrag in die Vereins- bezw. Orts-
geschenkkasse, wo der hilfsbedürftige Wanderer eine Unter-
stützung meist in Form von Geld oder von Naturalien in
Empfang nehmen konnte. Diese Einrichtungen zielten jedoch
in erster Linie darauf hin, dem lästigen Hausbettel einen Riegel
zu stoßen, wirkten jedoch auf das Vagantenunwesen eher

21 F. Schlatter: Ober das Vagantenturn im Kanton Zürich mit statisti-
schen Angaben für den Kanton Zürich. Statistiken der Kantone St. Gallen,
Aargau, Thurgau, Glarus, Basel-Stadt in W. A. Gonzenbach, a. a. O. S. 11.

22 Schlatter a. a. O. S. 6.
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günstig als hemmend ein, indem der Landstreicher hier immer
eine sichere Erwerbsquelle fand, wenn ihm der Bettel bei den
Nichtmitgliedern einer solchen Institution nichts einbringen
konnte. Die «fechtenden Kunden» zogen daher von Kasse zu
Kasse, bei welchen sie immer ein wenig Geld erhielten, welches
sie dann prompt in Alkohol umsetzten. Da diese Ortsgeschenk-
kassen keine soziale Aufgabe erfüllten, konnten sie sich in der
Schweiz und auch in Deutschland nirgends lange erhalten. Man
suchte deshalb in der

2. Naturalverpflegung

eine Einrichtung, welche auf einem einheitlichen Plan aufgebaut,
die Fürsorge gegenüber den Nichtseßhaf ten besser regeln sollte.
Unter Naturalverpflegung versteht man eine Organisation, die
sich zur Aufgabe stellt, wandernde Arbeitssuchende durch Ge-
währung von Unterkunft und Nahrungsabgabe vorübergehend
zu unterstützen.' Es ist im Grunde dieselbe Fürsorgeart, welche
das reformatorische Zürich in seiner Elendenherberge schon
damals kannte.

Auf Anregung des Hülfsvereins Olten traten im Januar
1887 die Vertreter der Kantone Aargau, Solothurn, Bern und
Zürich zur Besprechung des Ausbaus der Naturalverpflegung in
der Schweiz zusammen. Es wurde eine Kommission eingesetzt,
welche bei den Kantonsbehörden für eine einheitliche Organi-
sation im Unterstützungswesen für Durchreisende vorstellig
werden sollte. Am 1. Dezember 1887 wurden die Statuten für
den interkantonalen Naturalverpflegungsverband, dem auch die
Kantone Basel-Land, Glarus, Luzern, Schaffhausen und Thurgau
beitraten, aufgestellt. Damit war der Grundstein für ein Werk
gelegt, welches zeitweise als iiberaltet angefeindet, sich bis heute
erhalten hat. Es kann an dieser Stelle gesagt werden, daß es
unendlich viel Gutes für den ärmsten Teil unserer Bevölkerung
tat. Stooß war für dieses Werk sehr eingenommen: «In der Tat
ist die Naturalverpflegung die beste vorbeugende Maßnahme
gegen Bettel und Landstreicherei. Die Gerechtigkeit fordert,
daß niemand, der unverschuldet arbeitslos ist, als Bettler oder

23 N. Reichesberg: Handwörterbuch der schweiz. Volkswirtschaft
Band III, S. 183.
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Landstreicher bestraft werde. Erst wenn der Staat dafür sorgt,
daß jeder der arbeiten will, arbeiten kann, darf man mit gutem
Gewissen die Landstreicherei unter Strafe stellen».24 Stooß
hoffte damals, daß es möglich wäre, die Verstaatlichung der
Naturalverpflegung auf eidgenössischem Boden durchzuführen:
«Der Kampf gegen Bettel und Vagantität und der Schutz der
unverschuldet Arbeitslosen ist eine Sache, die nicht nur die
Kantone angeht, namentlich sobald der Bund ein einheitliches
Strafgesetzbuch erlassen hat.»

a) Die gesetzliche Regelung der Naturalverpflegung in den
Kantonen

Leider ging der Wunsch Stooß' nicht in Erfüllung, da nie
alle Kantone dem interkantonalen Verband für Naturalverpflegung
beitraten und keine solche Regelung auf eidgenössischem Boden
erfolgte. In der Folge sollen kurz die rechtlichen Grundlagen
aufgezählt werden, welche sich mit der Naturalverpflegung be-
fassen. Die Materie ist in den Kantonen ganz verschieden ge-
ordnet, ebenso erstreckt sich die Regelung auf einen Zeitraum
von mehr als einem halben Jahrhundert.

Zürich: Im Kanton Zürich wurde auf Anregung der gemein-
nützigen Gesellschaft des Bezirks Andelfingen vom Vorstand
der kantonalen gemeinnützigen Gesellschaft im Juni 1884 eine
Versammlung von Abgeordneten der Bezirksgesellschaf ten und
der Hillis- und Armenvereine zur Besprechung der Einführung
der Naturalverpflegung im ganzen Kanton einberufen. Ende
1886 wurde ein Kantonalverband konstituiert, welcher am
23. August 1887 ein Initiativbegehren für die gesetzliche Rege-
lung des Naturalverpflegungswesens einreichte. Die kantonale
Justiz- und Polizeidirektion erließ eine Aufforderung an sämt-
liche Gemeinden zur Beteiligung an der Naturalverpflegung. Ein
regierungsrätlicher Beschluß betreffend die Naturalverpflegung
vom 9. März 1888 erteilt den Statthaltern den Auftrag, dafür zu
sorgen, daß in den Bezirken mit Naturalverpflegungsverbänden
sich alle Gemeinden der Institution anschließen und in den
Bezirken ohne Verbände solche unter Beteiligung aller Gemein-
den gegründet werden. Der Kantonalverband hat nach diesem
Beschluß den jährlichen Staatsbeitrag unter die Bezirksverbände
zu verteilen. Die Kosten der Naturalverpflegung betrachtete man
als notwendige Auslage, die der Polizei überbunden wurde,
1904 führte der Kantonalverband die Arbeitsvermittlung ein.

24 Stooß: Z Bd. 1X S. 336 ff.
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Bern: Das Armengesetz von 1897 ermächtigte in § 124,
Al. 4, den Großen Rat des Kantons Bern im Bedürfnisfall auf dem
Dekretswege gesetzliche Bestimmungen über das Natural-
verpflegungswesen zu erlassen. Gemäß einem vom Großen Rate
angenommenen Dekret vom 27. Dezember 1898 war die obliga-
torische Naturalverpflegung bis Neujahr 1900 im ganzen Kanton
einzuführen.

Luzern: Hier wurde die Naturalverpflegung mit regierungs-
rdtlicher Verordnung betreffend die unentgeltliche Verpflegung
armer Durchreisender vom 19. November 1890 (revidiert am
20. Dezember 1905) von Staats wegen eingeführt. Die Leitung
liegt dem Militär- und Polizeidepartement ob.

Uri: Das Armengesetz von 1897 bestimmt in Art. 53: «Die
Armenpflegen haben nötigenfalls unter Inanspruchnahme der
Polizeiorgane für eine menschenwürdigere Aufnahme aller
mittellosen Durchreisenden, die um Hilfe nachsuchen, zu sor-
genD.Uri schloß sich jedoch nie dem interkantonalen Verband an.

Schwyz: In den Bezirken Einsiedeln und March, die seit
1917 dem interkantonalen Verband angeschlossen sind, stehen
dem Verpflegungswerk ohne staatliche Hilfe die Bezirks- bezw.
Ortsbehörden vor.

Obwalden: Hier hat die kantonale Polizeidirektion für die
Verpflegung der armen Durchreisenden zu sorgen. 1941 trat
auch dieser Kanton dem interkantonalen Verband bei.

Nidwalden: Durch Landratsbeschluß vom 3. März 1913, der
Stans als einzige Verpflegungsstation bezeichnet, wurde der
Anschluß an den interkantonalen Verband bewerkstelligt.

Glarus: 1888 schon konstituierte sich ein Naturalverpfle-
gungsverband, welcher sämtliche Gemeinden des Kantons um-
faßte. Schon 1894 wurde mit den Verpflegungsstationen ein
mustergültiger Arbeitsnachweis verbunden. Am 2. Mai 1937
erließ die Landsgemeinde ein neues Gesetz über die Naturalver-
pflegung Durchreisender.

Zug: Am 1. Januar 1892 traten die Gemeinden Zug, Baar
und Cham zu einem zugerischen Verband für Naturalverpfle-
gung zusammen. Der Anschluß an den interkantonalen Verband
erfolgte 1920 im Gesetz betreffend Errichtung eines kantonalen
Arbeitsnachweisamtes und der Organisation der Naturalver-
pflegung.

Freiburg: Hier bestimmte schon das Armengesetz vom
17. November 1869 in Art. 5, daß die Gemeinden mittellose Rei-
sende zu unterstützen hätten. Ein Anschluß an den interkan-
tonalen Verband erfolgte nur durch die Stadt Murten im Jahre
1919.
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Solothurn: § 43 des Armenfiirsorgegesetzes sieht ange-
messene Subventionen an diejenigen Gemeinden vor, die in
Verbindung mit den Naturalverpflegungsstationen Arbeitsnach-
weisstellen unterhalten. Beitritt zum interkantonalen Verband
1896.

Basel -Stadt: Die Armenherberge des Bürgerspitals Basel
dient hier als Naturalverpflegungsstation. Der Anschluß an den
Verband erfolgte 1899, und die Naturalverpflegung ist dem Poli-
zeidepartement unterstellt.

Basel -Land: Die Bestrebungen einer einheitlichen Organi-
sation gehen auf das Jahr 1887 zurück. 1912 trat Basel-Land in
die Reihe der Kantone mit staatlich organisierter Naturalverpfle-
gung, nachdem es schon 1895 dem interkantonalen Verband bei-
getreten war.

Schaffhausen: Gesetzliche Grundlage ist hier das Betriebs-
Statut für Naturalverpflegungsstationen für arme Durchreisende
vom Juni 1889. Beitritt in den interkantonalen Verband 1889.

Appenzell -A. Rh.: Die ersten Betrebungen gehen auf das
Jahr 1883 zurück, 1899 erfolgte der Beitritt in den Verband, im
Gesetz vom 30. April 1911 wurden die Naturalverpflegung und
der Arbeitsnachweis staatlich organisiert.

Appenzell -I. Rh.: Die sich auf die Naturalverpflegung be-
ziehenden Artikel der Polizeiverordnung vom 19. September
1913 sind gegenstandslos geworden, weil die Naturalverpfle-
gungsstationen in Appenzell-I. Rh. seit dem ersten Weltkrieg
eingegangen sind und in diesem rein landwirtschaftlichen Kan-
ton kein Bedürfnis dafür vorhanden ist.

St. Gallen: Hier wurde die Naturalverpflegung durch das
Gesetz betreffend die Verpflegung bedürftiger Durchreisender
am 20. November 1889 verstaatlicht und der Beitritt zum inter-
kantonalen Verband erklärt.

Graubünden: Hier wurde nie eine einheitliche Naturalver-
pflegung aufgezogen. Eine Organisation nach modernem Vor-
bild führten 1911 auf Anregung der Societä ad util public Val
Mustair die Gemeinden des Münstertales ein (Stationen in Val-
cafa und Cierfs). •

Aargau: Hier wird die Materie durch das Gesetz von 1895,
revidiert in der VO über die Arbeitsvermittlung, Arbeits-
losenversicherung und Arbeitslosenfürsorge vom 16. Oktober
1933, geregelt.

Thurgau: Am 21. November 1894 wurde ein Gesetz, wel-
ches alle Municipalgemeinden zum Beitritt in den kantonalen
Verband aufforderte, vom Volke angenommen.



Von den romanischen Kantonen endlich ist kein einziger
dem interkantonalen Verband beigetreten. Alle Versuche des
Zentralvorstandes, wenigstens den Kanton Waadt zum Beitritt
zu gewinnen, scheiterten. Zeitweise stand man direkt auf feind-
seligem Fuße mit diesem Kanton, da seine Polizeiorgane den
Wanderern die Wanderbücher wegnahmen und vernichteten.
Auch 1938 wurde wieder geklagt, daß die Stationen an der
westlichen Grenze des Verbandsgebietes abnormal hohe Fre-
quenzen aufwiesen, da die Wanderarbeitslosen aus der West-
schweiz in den Kanton Bern abwanderten."

Auch im Wallis ist nach dem Armengesetz von 1899 die
Naturalverpflegung den Gemeinden überbunden. Einzelne von
ihnen besitzen alte Fremdenspitäler. Im Kanton Neuenburg waren
es ebenfalls Bestimmungen des Armengesetzes (Art. 80 und 83,
Al. 1 vom 23. März 1889), welche die Gemeinden zur Unter-
stützung von armen Durchreisenden verpflichteten. In Genf
dient den Durchreisenden in erster Linie das von der Kantons-
polizei subventionierte Asile de Nuit. Im Tessin stellt der Staats-
rat nach einer Risoluzione Governativa vom 11. Oktober 1871
jährlich einen Kredit zur Unterstützung armer Durchreisender
zur Verfügung.

Es würde zu weit führen, näher auf die kantonalen Natural-
verpflegungsgesetze einzutreten. Ebensowenig kann in dieser
Arbeit näher auf alle die privaten Hilfsinstitutionen — so wichtig
sie auch sind — eingegangen werden. Zu erwähnen wäre ledig-
lich die unentgeltliche Aufnahme katholischer Wanderer in den
Gesellenhäusern, die Obdachlosenasyle der Heilsarmee, die
Essensabgabe in gewissen Spitälern, die gemeinnützigen Volks-
küchen und Suppenanstalten, die Brockenhäuser oder die ver-
schiedenen auf dem Prinzip des Berufes beruhenden Institu-
tionen, wie z. B. die Reiseunterstützungskassen einzelner Be-
ruf sverbände."

b) Die Wandererfiirsorge des interkantonalen Verbandes
für Naturalverpflegung

Der Verbang, über dessen Gründung wir oben berichtet
haben, umfaßt heute (1943) 17 Kantone, in denen die Naturalver-
pflegung entweder durch Gesetz oder durch Verbandsorgani-
sation ganz oder teilweise durchgeführt ist. Nach § 3 der Statu-

25 Amtliche Mitteilungen 1924, S. 58, 1938, S. 93.
26 Vergl. Handwörterbuch der soz. Arbeit in der Schweiz, Band II,

S. 197 ff.
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ten bezweckt der Verband die Unterdrückung des Wander-
bettels und des Stromertums, sowie die Mitwirkung am öffent-
lichen Arbeitsnachweis gemäß Art. 2 II des BB betreffend die
Förderung des Arbeitsnachweises durch den Bund vom 29. Ok-
tober 1909. Dieser Zweck soll durch folgende Mittel erreicht
werden:

a) Durch Erstellung von Verpflegungsstationen.
b) Durch Anweisung von Arbeit an die Vorsprechenden, ent-

weder in Verbindung mit den bestehenden Arbeitsämtern
und Gemeindenachweisstellen oder durch Kontrollen der
Naturalverpflegungsstationen selbst.

c) Durch Zuwendung der Naturalverpflegung und unentgelt-
licher Beherbergung, die überall möglichst gleichartig
und nach einheitlichem Herbergsreglement verabfolgt
werden sollen.

d) Durch weitere Förderung der Wandererfürsorge: Schaf-
fung von Einweisungsmöglichkeiten in Arbeiterkolonien
und Verwahrungsanstalten usw.

e) Durch Beziehungen zu gleichartigen Institutionen des In-
und Auslandes."

Nach § 5 werden die Naturalverpflegungsstationen durch
Kontrolleure bedient; diese können Angehörige der Kantons-
oder Gemeindepolizei sein, aber auch Privatleute, die dann mei-
stens ehrenamtlich folgende Aufgaben zu erfüllen haben:

a) Prüfung der Ausweispapiere (Heimatschein, Wander-
buch, Reisepaß, Arbeitszeugnisse).

b) Ausstellung des Unterstützungswanderscheines (Wan-
derbuch) an dazu berechtigte Durchreisende. Solche kön-
nen auch an Strafentlassene abgegeben werden, wenn
sich dieselben im Besitze eines von einer Strafanstalts-
direktion ausgestellten Empfehlungsschreibens befinden.

c) Die Verabreichung des abgestempelten Verpflegungs-
scheines, auf die entsprechende Verpflegungsstation lau-
tend.

d) Statistische Eintragungen der Wanderarbeitslosen.
e) Entgegennahme von Arbeitsangeboten seitens der Privat-

wirtschaft, Vermittlung und Anleitung von Arbeit an die
Vorsprechenden, sofern die Arbeitsvermittlung nicht von
einer öffentlichen Arbeitsnachweisstelle besorgt wird.

0 Entgegennahme von freiwilligen Gaben etc.

27 Solche Beziehungen waren vor 1914 sehr rege mit den süddeutschen
und vorarlbergischen Verbänden. Insbesondere versuchte man eine ein-
heitliche Wanderregelung für das ganze Gebiet zu erreichen.

3 Waltisbithl, Landstreichertum
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Zum Bezug von Naturalverpflegung sind nur solche Nicht-
seßhafte berechtigt, die amtlich anerkannte Ausweisschriften
und einen auf Grund derselben erworbenen Unterstützungs-
wanderschein besitzen, nicht eine sofort anzutretende Arbeit
erhalten können, den Nachweis leisten, daß sie in den letzten
drei Monaten mindestens mehr als eine Woche in Arbeit gestan-
den und wenigstens seit fünf Tagen arbeitslos sind (Karenzzeit).
Zeugnisse aus Arbeitskolonien, deren Laufzeit in die Monate
April bis September fällt, berechtigen nur zum Bezuge der
Naturalverpflegung, wenn sie mindestens eine einmonatige Ar-
beitsleistung in der Kolonie aufweisen. Die Unterstützung wird
natürlich nicht verabreicht an Betrunkene und Arbeitsscheue
(z. B. solche, welche in Gegenden wandern, von denen ihnen
bekannt sein muß, daß sie dort keine passende Arbeit finden
können), sowie an Leute, welche eine Barschaft von mehr als
Fr. 20.— besitzen. Die Abgeordnetenversammlung des inter-
kantonalen Verbandes beschloß 1934 eine Altersgrenze einzu-
führen, weil festgestellt worden war, daß die Naturalverpfle-
gung die Gemeinden von ihrer Fürsorgepflicht gegenüber ihren
alten und mittellosen Bürgern in einem über ihre Zweckbestim-
mung hinausgehenden Maße entlastet hatte, und darum ein Ab-
bau durch Ausschaltung dieser Wanderer von der Bezugs-
berechtigung als gerechtfertigt erschien. Ebenso wurden neben
den Wanderern von mehr als 65 Jahren die zu jungen, d. h. die-
jenigen unter 20 Jahren von der Naturalverpflegung ausge-
schlossen.28

Die Verpflegung der Wanderer besteht in einer Mittags-
und Nachtverpflegung (Abendessen, Nachtquartier und Früh-
stack). In den meisten Kantonen ist jetzt die Sonntagswander-
ruhe eingeführt: die Verpflegung der Wanderer wird auf der-
selben Station vom Samstag abend bis zum Montag morgen
abgegeben. Im Zeitraum eines halben Jahres wird auf derselben
Station dem nämlichen Durchreisenden in der Regel nur ein
Mittagessen oder eine Nachtverpflegung verabreicht.

Um dem Mißbrauch der Naturalverpflegung entgegen zu
steuern, wurde 1923 von der Abgeordnetenversammlung des

28 Neuerdings hat man die Altersgrenze sogar auf 60 Jahre herab-
gesetzt.
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interkantonalen Verbandes eine Vollziehungsverordnung zu § 6
der Statuten erlassen:

I. Kleinere, von den Durchreisenden verschuldete Verstöße
werden im Wanderbuch vermerkt und dienen eigentlich
nur als Warnung für den nächsten Kontrolleur, dem Be-
treffenden erhöhte Aufmerksamkeit zu schenken.

2. Gröbere Verstöße gegen die Statuten und Vorschriften
der Herbergs- und der Arbeitslosennachweis-Reglemente
sind von den Kontrollstellen raschmöglichst dem Aktua-
riat des interkantonalen Verbandes zu melden. Dieses
ordnet die Publikation solcher Verstöße auf der «Schwar-
zen Tale!» in den «Amtlichen Mitteilungen» an und damit
ist je nach der Art und Schwere des Verschuldens gegen
den Fehlbaren eine Verpflegungssperre von zwei bis sechs
Monaten zu verhängen.

3. Die Ahndung des Bettels soll ganz der Polizei überlassen
werden, denn wenn man über die betreffenden Nicht-
seßhaften neben der Strafe noch von der Naturalverpfle-
gung aus eine monatelange Verpflegungssperre verhängt,
würden dieselben entgegen der Zweckbestimmung des
Verbandes geradezu gezwungen, weiter herumzubetteln.

4. Die schärfste Maßnahme jedoch gegen den unwürdigen
Wanderer ist der völlige Ausschluß durch Konfiskation
des Wanderbuches. Diese soll nur in Fällen, welche eine
strafpolizeiliche Ahndung nach sich ziehen, erfolgen. Die
mit dem Entzug des Wanderbuches Betroffenen werden
durch die Zentralstelle sofort an alle Stationen gemeldet,
sodaß jeder ungerechtfertigte Verpflegungsbezug verhin-
dert werden kann.

Durch eine an der Zentralstelle angelegte Kartothek ist es
nun seit 1941 jederzeit möglich festzustellen, wieviele Wanderer
sich unterwegs befinden und die Naturalverpflegung in An-
spruch nehmen. Diese Kontrolle, welche jahrzehntelang gefehlt
hatte, ist auch kriminalistisch von großer Bedeutung.

§ 3. Die modernen fürsorgerischen Maßnahmen zur
Bekämpfung der Nichtsel3haftigkeit

I. Die Wanderarbeitsstätten und die Arbeiterkolonien
Die Einführung der Naturalverpflegung setzte der Tätig-

keit der Antibettelvereine und der Ortsgeschenkkassen ein
Ende: Statt Geldunterstützung, welche, wie oben erwähnt,
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durch die haltlosen Wanderer meist in unpassender Weise ver-
schwendet wurde, sollte nun die Fürsorge ausschließlich noch
mit Naturalunterstützung erfolgen. Arbeit wird hingegen für
die Unterkunft und die Verpflegung nicht verlangt, und so behält
diese Art von Fürsorge den typischen Almosencharakter bei.
Der Nichtseßhafte erhält seine Unterstützung, wenn er die vorn
Naturalverpflegungsverband aufgestellten Forderungen erfüllt,
ohne jedoch dafür Arbeit geleistet zu haben. Daß dies dem ethi-
schen Grundsatz: «Arbeit statt Almosen» zuwider läuft, braucht
nicht weiter erörtert zu werden.

Das preußische Wanderarbeitsstätten-Gesetz vom 29. Juli
1907 verlangte deshalb — auf unermüdliches Betreiben Bodel-
schwingh's daß die Arbeitsforderung mit aller Strenge durch-
geführt werde. Die vorübergehende Gewährung von Obdach
und Beköstigung soll nur gegen eine entsprechende Arbeits-
leistung, seitens des arbeitsfähigen Wanderers erfolgen. Dieses
Prinzip drang jedoch auch in Deutschland nicht restlos durch,
indem einzelne Länder — allerdings zu ihren Ungunsten — sich
dieser Ordnung nicht unterwarfen.1 Die Idee der sogenannten
Wanderarbeitsstätten fand in unserem Lande eine recht ungün-
stige Aufnahme. 1920 wurde an der Abgeordnetenversammlung
des interkantonalen Verbandes für Naturalverpflegung durch
den Armenpflegeverband der Vorschlag gemacht, die Natural-
verpflegungsstationen nach deutschem Muster in Wander-
arbeitsstätten umzuwandeln. Der Flottante sollte den Vormittag
dazu verwenden, auf einer vorgeschriebenen Route bis zur
nächsten Verpflegungsstation zu wandern; am Nachmittag hätte
er auf der Wanderarbeitsstätte gewisse Arbeiten zu verrichten.
Erst dann sollte ihm eine Unterstützung gewährt werden. Wer
sich nicht an den vorgeschriebenen Weg hielt, würde als Land-
streicher im kriminellen Sinne betrachtet und dem Gericht zur
Aburteilung überwiesen.' Die Delegiertenversammlung des
Naturalverpflegungsverbandes vertrat dagegen damals den
Standpunkt, daß dieses System einen ausgesprochenen Zwangs-

1 K. Erdlenbruch: Die wirtschaftliche und soziale Bedeutung der
deutschen Arbeitskolonien, S. 16: «eine das Reich umfassende Regelung
war 1913 bereit gestellt. Der Krieg verhinderte jedoch ihre Ausführung.»

2 C. Haslinde: Die Landstreicherei und ihre Bekämpfung, S. 37.
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charakter besitze, und es «unsere Auffassung von der dem
Menschen angeborenen Freiheit und Würde verletze.»3 Man
wollte die Initiative des Arbeitssuchenden durch den Zwang
eines vorgeschriebenen Wanderweges nicht einschränken und
war der Ansicht, daß die Androhung der Verpflegungssperre
genüge, falls der NichtseBhafte Gebiete aufsuche, von denen er
wisse, daß dort keine Arbeit zu erlangen sei. Außerdem schien
es unmöglich, für die verschiedenen Berufe jederzeit passende
Arbeit bereit zu halten. Durch die Eröffnung von eigenen Werk-
stätten befürchtete man auch, das private Gewerbe übermäßig
zu konkurrenzieren. Als Arbeiten wären nur ganz einfache Be-
tätigungen, wie Steine klopfen und Holz spalten etc. in Frage
gekommen, womit allerdings immer Schwierigkeiten der Mate-
rialbeschaffung verbunden gewesen wären. Ein Versuch mit
einer solchen Wanderarbeitsstätte wurde einzig 1921 in Frienis-
berg unternommen, wo eine Holzspalterei eingerichtet wurde —
mit dem Erfolg, daß die Wanderer in weitem Bogen darum
herum gingen und der Bettel in jener Gegend wieder überhand
nahm.4 Daß das Prinzip «Arbeit statt Almosen» in Form der
Wanderarbeitsstätten in der Schweiz nicht durchdrang, ist nicht
zu bedauern. Eine Seßhaftmachung wäre auch auf diesem Wege
nicht erreicht worden.

Als Ergänzung der Naturalverpflegung sollten dagegen die
Arbeiterkolonien dienen. Diese Einrichtungen haben ihre ur-
sprüngliche Heimat in den Niederlanden, wo in Hunderloo ein
holländischer Geistlicher, O. Heldring (1804-1876), erstmals
eine Ackerbaukolonie für mittellose Emigranten einrichtete. In
Deutschland entstand die erste Arbeiterkolonie für Wander-
arbeitslose in Wilhelnisdorf auf Initiative Bodelschwingh's im
Jahre 1882. Es bildeten sich in der Folge Kolonievereine, und bis
1891 erstanden schon 19 Arbeiterkolonien in allen Teilen des
deutschen Reiches.'

In der Schweiz wurde die erste Arbeiterkolonie Tannenhof

3 Amtliche Mitteilungen 1920, S. 147.
4 Amtliche Mitteilungen 1921, S. 53.
5 1928 waren es bereits deren 57. Dieses System wurde auch vom

Nationalsozialismus übernommen, einzelne Arbeiterkolonien vervollkommnet
und mit dem wohlklingenden Namen «Wanderhof» ausgestattet.
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1889 gegründet. Bis heute existieren bei uns folgende Arbeiter-
kolonien:
Tannenhof	 Kt. Bern	 gegr. 1889 210 Kolonisten-
Herdern	 Thurgau	 1895 110	 plätze
Dietisberg	 Basel-Land	 1904 65
Realte	 Graubünden	 1924 60
Murimoos	 Aargau	 1932 60 ursprünglich,

später auf
95 erhöht

Weitere Arbeiterkolonien wurden geplant in den Kantonen
Luzern und Solothurn, gemeinsam auf dem Wauwilermoos; vom
Kanton Wallis in der Rhoneebene.7 Alle diese Anstalten, ausge-
nommen die kantonal-bündnerische Arbeiterkolonie Realta,
haben als Träger einen gemeinnützigen Verein, dessen Statuten
für die Mitglieder oder den Verein jeden Gewinn ausschließen.
Im Gegensatz zu den Arbeitshäusern handelt es sich hier um
offene Anstalten, in welchen sich der Insaße freiwillig aufhält.
Voraussetzung zur Aufnahme ist allerdings Arbeitsfähigkeit.
Die Arbeitskolonie soll nicht zum Altersasyl, zur Versorgungs-
anstalt oder gar zur Irrenanstalt werden.

Die Gründung solcher Kolonien drängte sich in der Wander-
not der Jahrhundertwende umsomehr auf, als die Gesellschaft
alles Interesse hatte, die Wandernden vor dem äußeren wie
vor dem inneren Elende zu bewahren. Die christliche Grund-
haltung, der Gemeinschafts- und Kameradschaftscharakter der
Kolonien sollen den Wanderer vor der Vagantität bewahren
und ihn der Gemeinschaft erhalten oder, wenn er bereits mora-
lisch gesunken, wieder zur Gemeinschaft erziehen. Da das
Arbeitshaus und die Zwangsarbeitsanstalt immer mehr poenalen
Charakter erhielten, indem sie eigentliche Sträflinge aufnahmen,
war es klar, daß jene Einrichtungen nicht mehr der Ort sein
durften, wo der mittellose Wanderer untergebracht werden
sollte. Als aber der Staat und die Gemeinden gegenüber diesem
Problem untätig blieben, kam die Initiative, wie schon oft im
Fürsorgewesen, von privater Seite her. Die Arbeiterkolonien

6 Nicht zu verwechseln mit der kantonalen Korrektionsanstalt Realta.
7 Unterdessen wurde 1941 durch den schweiz. Arbeitsdienst ein Arbeits-

lager in Gatnpel errichtet, das insbesondere zur Aufnahme psychopathischer,
älterer Wanderarbeitsloser dient.
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sollten nicht mit all dem Deprimierenden, Monotonen und
Seelenlosen belastet sein, das unseren Arbeitshäusern und
Zwangsarbeitsanstalten anhaftet. Der Insasse soll als Mitar-
beiter respektiert werden, und der durch widrige Umstände aus
der Lebensbahn Geworfene möge hier eine vorübergehende
Heimat finden. Die Männer, die sich in solchen Anstalten auf-
halten, werden heute etwa in folgende Kategorien eingeteilt:

I. Männer ohne eigenes Heim, die vorübergehend keine Ar-
beit und kein Unterkommen haben und sich von der An-
stalt aus eine Stelle suchen wollen.

2. Der eigentliche Nichtseßhafte, der Walzbruder, der sich
hier jeweilen in der kalten Jahreszeit einfindet und bei
Beginn der warmen Tage die Anstalt wieder verläßt, um
von einer Gelegenheitsarbeit zur andern zu ziehen, unter
Benützung der Herbergen.

3. Der entlassene Sträfling, der oft durch die Schutzauf-
sichtsorgane zugewiesen wird, dem die Anstalt Ober-
gangsstation ins freie Erwerbsleben bedeutet.

4. Der administrativ Eingewiesene: Männer, welche in einer
andern Umgebung wieder zur Ordnung und Arbeit an-
gehalten werden sollen. Einzig in bezug auf diese Kate-
gorie kann von einem Zwangsaufenthalt gesprochen wer-
den.

In der Haltung und Behandlung werden jedoch diese vier
Kategorien nicht unterschieden. Im Jahresbericht (1930) der
Arbeitskolonie Herdern werden die Insassen dieser Anstalt etwa
folgendermaßen charakterisiert:

Die meisten Insassen, vor allem die Wanderarbeits-
losen, die in der Kolonie Schutz gegen die Unbilden der
Landstraße, dabei auch ordentliche Unterkunft und Brot
suchen, sind willensschwache Menschen. Sie erkennen in-
stinktiv, daß die Kolonie ihnen Schutz gegen sie selbst,
gegen die Unfähigkeit zu einer straff en Lebensführung bie-
tet. In der Erinnerung an böse, entbehrungsreiche Tage
fühlen sie sich in der Anstalt geborgen und tauschen gerne
die Unterordnung und die Forderung eines geregelten Le-
bens gegen die oft sorgenvolle Ungebundenheit der Land-
straße ein; freilich oft nur solange, bis unter dem Einfluß
der behaglichen Wärme eines sorglosen Daseins die böse
Zeit verblaßt ist und die Witterungsverhältnisse wieder ins
Freie locken. In ihrer Unselbständigkeit gleichen sie Kin-
dern, die einem ernsten und gutgemeinten Mahnwort zu-
gänglich sind und sich willig leiten lassen.
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Psychologische Untersuchungens scheiden die Insassen sol-
cher Arbeiterkolonien in eine aktive Ober- und eine passive
Unterschicht. Die erstere umfaßt alle diejenigen, welche infolge
äußerer Not die Kolonie aufsuchen und ihre Hilfe in Anspruch
nehmen. Es sind jedoch aktive Naturen, die lediglich in ihrem
wirtschaftlichen und sozialen Fortkommen behindert sind, sonst
aber einen starken inneren Lebenswillen besitzen. Die passive
Unterschicht jedoch — und diese ist in unseren Arbeiterkolo-
nien häufiger als die erstere — zeichnet sich durch innere
Haltlosigkeit und durch weitgehende Willensschwäche aus. In
Zeiten andauernder Arbeitslosigkeit und unproduktiver Arbeits-
losenfürsorge erhält die Unterschicht dauernden Zuzug von oben.

In diesen Kolonien wird zur Hauptsache Landwirtschaft
ohne maschinelle Hilfsmittel betrieben. Gerade die arbeits-
scheuen Elemente sollen durch ein natürliches und handfestes
Zugreifen selbst wieder die segensbringende Frucht tüchtiger
Arbeit verspüren. Als oberster Grundsatz gilt: Zuerst der
Mensch und dann die Wirtschaft. Man wird bei den Arbeiter-
kolonien immer mit Defiziten zu rechnen haben, da der Arbeits-
leistung eines normalen landwirtschaftlichen Arbeiters diejenige
von vier Kolonisten entspricht. Welche Entlastung aber ins-
besondere für die Heimatgemeinden die Arbeiterkolonien bil-
den, geht deutlich aus der Geschichte der Arbeiterkolonie Muri-
moos hervor: Wie kaum ein anderer Kanton litt der Aargau
unter der unseligen Praxis der Heimschaffung Nichtseßhafter
aus anderen Kantonen. Viele Gemeinden wußten nicht mehr, wie
sie diese Leute beschäftigen sollten. Man dachte zuerst an die
Verwahrung, doch scheute man sich mit Recht davor: Die ein-
zig menschenwürdige Lösung war endlich die Rückkehr zur
alten und bewährten Arbeiterkolonie.

Etwa zehn bis fünfzehn Jahre nach der Gründung der ersten
schweizerischen Arbeiterkolonien zeigte auch der Bund auf
Grund eines Gutachtens von Nationalrat Hoffmann aus dem
Jahre 1906 sein Einverständnis, das Fürsorgewerk zu unter-
stützen. Daraufhin bewilligten die eidgenössischen Räte den
Arbeiterkolonien einmalige Gründungs- und Erweiterungsbei-

8 Vergl. dazu insbesondere die Ergebnisse einer von Troschke in
Deutschland durchgeführten Untersuchung in «Soziale Praxis», Jahrgang
1925, No. 22.
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träge. Auf Grund der Budgetbotschaft vom Jahre 1909 wurde
endlich eine jährliche Subventionierung der Arbeiterkolonien
grundsätzlich beschlossen, speziell mit Rücksicht auf deren inter-
kantonalen Charakter.

II. Die schweizerische Arbeitshilfe und der freiwillige Arbeits-
dienst im Kampf gegen die Wanderarbeitslosigkeit

1. Die schweizerische Arbeitshilfe (SAH)
Wie bei allen Wirtschaftskrisen schwoll auch in den Jahren

1931 bis 1936 die Zahl der alleinstehenden Arbeitslosen an,
welche wegen ihres Alters und mangelnder Ausbildung nur mit
äußersten Schwierigkeiten an private Arbeitsplätze zu ver-
mitteln waren, und die daher bei den Pfarrämtern und Privaten,
bei den Naturalverpflegungsstationen, wie auch bei den Arbeits-
kolonien Hilfe suchten. Die bestehenden Arbeitskolonien ge-
nügten dem Andrang der Wanderarbeitslosen schon lange nicht
mehr, und die Herbergen zur Heimat waren für viele, welche
auf die Landstraße zurückgewiesen werden mußten, der letzte
Rettungsanker vor der Vagantität und dem Bettel. Da war es
wiederum die private Initiative, welche in der Regelung dieses
schwierigen Problems dem Staate voraus eilte.

Die ersten Ansätze zu einer Neuorganisation der Wander-
arbeitslosenfürsorge sind in Zürich zu finden. Es war der «Lan-
deskirchliche Verein Arbeitshilfe», welcher in unermüdlicher
Arbeit eine produktive Arbeitslosenhilfe9 auch in bezug auf die
Wanderarmen verwirklichte und zwar auf Grund folgender
Gedanken: Statt regelloser privater Almosenabgabe, Einzah-
lung von Beiträgen in eine Zentrale. Diese ist besorgt, dem
Vorsprechenden Arbeit zu verschaffen. Es handelt sich eigent-
lich um die Wiederaufnahme des alten Gedankens der Orts-
geschenkkassen. Statt daß jedoch dem Wanderarmen von der
Vereinskasse ein Almosen ausgezahlt wird, soll ihm jetzt Arbeit
verschafft werden, womit der Gedanke «Arbeit statt Almosen»
aufs Schönste verwirklicht wurde. An die Pfarrämter und die
Privaten wurden sogenannte Arbeitsanweisungskarten abgege-
ben, die dem Bittsteller statt irgendwelcher Geld- oder Natural-

9 Näheres vergl. in «Unser Dienst am Bruder» S.140. P. 1011 Wander-
arbeitslosenhilfe und Arbeiterkolonien.
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untersttitzung ausgehändigt wurden. Auf Grund einer solchen
Karte konnte der Arbeitswillige auf der Zentralstelle Arbeit,
Rat, Fürsprache etc. erlangen. Zuerst wurden diese Leute bei
Bauern im Kanton Zürich untergebracht, wo sie für Landarbei-
ten, Rodungen, Drainage etc. verwendet wurden. Der Lohn
wurde durch die Zentralstelle ausbezahlt. Doch bald genügten
die privaten Arbeitsplätze nicht mehr, und zusammen mit der
Schweizerischen Vereinigung für Innenkolonisation wurde im
Sommer 1933 erstmals ein Arbeitslager für etwa 35 Mann auf-
gebaut. Für Arbeitskräfte, die nicht sofort untergebracht wer-
den konnten, wurde in Zürich ein «Werkheim» eingerichtet,
welches zugleich als Notunterkunft und als Arbeitsstätte diente.
Insbesondere konnten hier Handwerker ihren erlernten Beruf
ausüben; es wurden hauptsächlich Möbel aus dem Lager des
Brockenhauses aufgefrischt und dem Verkauf zugänglich ge-
macht.

Die Bestrebungen der Zürcher Landeskirche fanden vor
allem in zwei anderen deutschschweizerischen Städten Wider-
hall. Im Auftrag der reformierten Kirche Basel-Stadt arbeitete
eine Kommission für landeskirchliche Arbeitshilfe. Auch sie
führte ein Arbeitslager für Jugendliche wie für ältere Arbeits-
lose durch. In Bern trat unter dem Namen «Bernische Arbeits-
hilfe» ein Interessenkreis zusammen, welcher arbeitslosen Män-
nern vorübergehend geordnete Beschäftigung und eine Heim-
stätte bieten will. Die Institutionen dieser drei Städte sind der
schweizerischen Arbeitshilfe angeschlossen, einer Dachorga-
nisation, welche die Förderung dieser Bestrebungen auf dem
Gebiete der ganzen Schweiz bezweckt. Die SAH bemühte sich
besonders um eine Zusammenarbeit mit dem interkantonalen
Verband für Naturalverpflegung. Die Verhandlungen gingen nur
langsam vorwärts und mußten infolge der Mobilmachung zu-
rückgestellt werden." Die Nachkriegszeit wird entscheiden,
welches der beiden Systeme endgültig durchdringen wird.

2. Der freiwillige Arbeitsdienst
Um die jugendlichen Arbeitlosen vor dem moralischen Ver-

fall zu bewahren, wurde 1933 durch die Zentralstelle für schwei-

1 0 Vergl. Jahresbericht des Landeskirchlichen Vereins Arbeitshilfe
1939, S. 5.
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zerischen Arbeitsdienst der freiwillige Arbeitsdienst für Jugend-
liche geschaffen.11 Im BB. «über die Krisenbekämpfung und
Arbeitsbeschaffung» vom  21. Dezember 193412 nahm auch der
Bund zu diesem Problem direkt Stellung. In Art. 14 I wird die
Subventionierung von Arbeitslagern für Jugendliche bis zum
24. Altersjahr beschlossen. Art. 16 III bestimmt, daß nach Be-
dürfnis auch an Arbeitslager für ältere Arbeitslose Bundesbei-
träge ausgerichtet werden können. In Art. 18 der VO «Ober den
Arbeitsdienst» vom 24. Mai 193513 wird die obige Bestimmung
näher ausgeführt, indem als Teilnehmer der Arbeitslager für
ältere Arbeitslose in erster Linie «Personen ohne Heim und
ohne ständigen Wohnsitz zu berücksichtigen sind.»

Der Arbeitsdienst, welcher in seiner ursprünglichen und
besten Form immer als Leistung zum Wohl des ganzen Volkes
unter Verzicht auf entsprechende Entlöhnung und als eines
der vorzüglichsten Mittel zur Gemeinschaftserziehung gedacht
war (wie z. B. der studentische Arbeitsdienst), hat in den Krisen-
jahren ein ganz anderes Gesicht erhalten. Der Arbeitsdienst
wurde — obwohl immer noch auf freiwilliger Grundlage" —
in immer größerem Maße zu einer der wichtigsten Arbeits-
beschaffungsmaßnahmen. Die beiden Arten von Arbeitslagern,
für Jugendliche bis zu 24 Jahren und für Männer von mehr als
30 Jahren, wurden streng gesondert durchgeführt, indem man
die Jugendlichen von dem oft demoralisierenden Einfluß älterer
Arbeitsloser zu schützen suchte. Es handelt sich also grundsätz-
lich um zwei verschiedene Einrichtungen, die sich nur in der
äußeren, organisatorischen Form ähnlich sind. Die Erwerbs-
losen der Altersstufen zwischen 24 und 30 Jahren können je
nach den Umständen entweder in den Arbeitslagern für Jugend-
liche oder für ältere Arbeitslose Aufnahme finden.

Die Entwicklung hat ihr vorläufiges Ende gefunden durch
die unmittelbar nach der Mobilmachung eingeführte obligatori-

11 Vorläufer des Arbeitsdienstes waren die Studentenarbeitskolonien,
welche seit 1925 durchgeführt wurden.

12 AS 50, 1407.
13 AS 51, 397.
14 Ein indirekter Zwang wurde allerdings durch die Arbeitsämter auf

die sich weigernden Arbeitslosen ausgeübt, indem die Unterstützung nicht
mehr ausbezahlt wurde.
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sche Arbeitsdienstpflicht,' den BRB über den Arbeitseinsatz in
der Landwirtschaft und den BRB über die Bildung von Arbeits-
detachementen. Durch diese Maßnahmen, durch welche der
letzte Barger erfaßt werden kann, wurden die Landstraßen
vollends von den Wanderarbeitslosen befreit.

Anhang:
Vom Landeskirchlichen Verein Arbeitshilfe wurden von

1934 bis 1939 ca. 30 Arbeitslager durchgeführt, mit insgesamt
2734 Teilnehmern und 151 033 Verpflegungstagen.

Vom Schweizerischen Arbeitsdienst wurden von 1935 bis
1939 116 Arbeitslager für ältere Arbeitslose durchgeführt. Aus
der nachstehenden Tabelle ist im Detail ersichtlich, welch eine
wichtige Entwicklung die Einführung des Arbeitsdienstes in
bezug auf die Wanderarbeitslosigkeit hatte. (Entnommen aus
dem Jahresbericht des freiwilligen Arbeitsdienstes 1939.)

Arbeitslager des freiwilligen Arbeitsdienstes

Jahr
Zahl der Lager Zahl der Teilnehmer Lagertage

FAD" AAA" Total FAD 1 AAA	 Total FAD	 AAA	 Total

1933 36 — 36 1000 — 1000 63 000 — 63 000
1934 76 — 76 2500 — 2500 180 000 — 180 000
1935 87 8 95 4400 300 4700 258 000 16 000 274 000
1936 89 26 115 4600 1000 5600 279 000 92 000 371 000
1937 64 31 95 3400 1700 5100 214 000 131 000 345 000
1938 60 34 94 3200 2200 5400 200 000 164 000 364 000
1939	 26	 17 43 1300 1400 2700 81 500 94 500 176 000 I

§ 4. Die Normen des Straf-, Verwaltungs- und
Vormundschaftsrechts gegen die NichtseBhaftigkeit

I. Strafrecht
Schon in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts begannen

einzelne Kantone den Tatbestand der Landstreicherei in ihre
Armengesetze aufzunehmen. Dies geschah in verstärktem Maße,
als der Bundesgesetzgeber die Heimatlosenfrage geregelt und

15 A. S. 55. 837.
16 Freiwilliger Arbeitsdienst (Arbeitslager für jüngere Altersklassen ).
17 Arbeitslager für ältere Arbeitslose.
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den Kantonen die fürsorgerechtliche Seite des Problems über-
lassen hatte. Mit der Errichtung von Armenhäusern mußten
die notwendigen armenpolizeilichen Maßnahmen gegen un-
ordentliche, trunksüchtige, ungehorsame und die Unterstützungs-
beiträge verschleudernde Arme geschaffen werden. Diesen
Strafandrohungen wurden meistens auch die Landstreicher und
Bettler unterstellt, mit der Ausnahme, daß man die kantons-
fremden Bettler und Landstreicher aus Ersparnisgründen ohne
Bestrafung in ihren Heimatkanton abschob. Es würde hier zu
weit führen, die Entwicklung der einzelnen kantonalen Armen-
gesetze zu verfolgen, aber es sollen die allgemeinen Maßnahmen
betrachtet werden, die in einzelnen Kantonen heute noch in
Kraft stehen.

Außer vier Kantonen, die ein eigenes System befolgten, und
den beiden Appenzell, welche bis 1870 überhaupt noch keine
Regelung besaßen, wurde die Landstreicherei in den Armen-
oder Armenpolizeigesetzen normiert. Die Strafbestimmungen
sahen meist kurze Haft oder Arreststrafen, Einsperrung bei
Wasser und Brot, Einweisung ins Armenhaus bei verringerter
Nahrung, Unterstützungsentzug etc. vor. Dann waren es aber
auch körperliche Züchtigungen, von welchen man sich eine
Besserung der Nichtseßhaften versprach. So hatte z. B. das
Armengesetz des Kantons Luzern' noch eine ganze Ruten-
streichtabelle, wobei die Weibspersonen und die Kinder die
Rutenstreiche auf die entblößten Arme empfangen sollten. Ver-
einzelt finden wir auch Ausdrücke wie «Fronarbeit für die Ge-
ineinde», «Verwendung zur Feldarbeit», «korrektionelle» Be-
strafung, aber auch schon die Einweisung in eine Zwangs-
arbeitsanstalt.2

Basel-Stade und Aargau' schlugen als Reaktion gegen
asoziales Verhalten Zwangsarbeit erstmals in sogenannten Ver-

Gesetzüber das Armenwesen vom 5. Dezember 1856.
2 Zwangsarbeit oder Arbeitshausstrafe sahen vor Schaffhausen 1851:

Einweisung sogar auf unbestimmte Zeit durch den Regierungsrat; Glarus
1852, Schwyz und Bern 1858, Graubünden 1867, Freiburg 1869, Zürich 1879.

3 Hier wurden aber lediglich arbeitsscheue, unterstützte Kantons-
bürger in die Korrektionsanstalt eingewiesen.

4 Gesetz über die Einrichtung einer Zwangsarbeitsanstalt vom 19. Hor-
nung 1868. Dieses Gesetz ist heute noch in Kraft.
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sorgungsgesetzen vor. In Strafgesetzbüchern findet man den
Tatbestand zum ersten Mal in den Kantonen Neuenburg' und
Waadt.' Neuenburg übernahm den Tatbestand wörtlich aus dem
Code Napoléon,' wie später dann noch andere Kantone. Eine
originelle Lösung fand der Kanton Wallis in einem Beschluß
des Staatsrates, nach welchem die Gemeindepräsidenten, Muni-
cipalräte und Mitglieder der Wohltätigkeitsinstitutionen gebüßt
werden sollten, wenn sie Bettel und Vagantität duldeten, bezw.
wenn ein Landstreicher mehrmals in seine Heimatgemeinde
zurücktransportiert werden mußte.

Im großen und ganzen kann gesagt werden, daß der Aus-
bau des Armenwesens viel dazu beitrug, die Nichtseßhaftigkeit
einzudämmen; daß aber oft ganz unsinnige Praktiken vorkamen,
zeigt z. B. die Kritik des Zürcher Regierungsrates an einer Ge-
meindearmenpflege," welche «pflichtschuldigst» berichtete:

«Die Armenpolizei wird hier durch die Kantonspolizei
gehandhabt, welche uns hiesige Vaganten pflichtschuldigst
zuführt. Wir sperren sie pflichtschuldigst einige Tage ein,
und nachdem wir sie gewöhnlich neu eingekleidet und sie
mit einem Zehrpfennig ausgestattet haben, lassen wir sie
wieder laufen.»

Auch daraus ersehen wir, wie lange es ging, gegen die
Landstreicherei eine Reaktion auszulösen, obschon — wie hier
1881 — bereits zwei Jahre — die Möglichkeit bestand, die Lie-
derlichen in ein Korrektionshaus einzuliefern.' Außerdem war zu
jener Zeit die Naturalverpflegung im Kanton Zürich noch nicht
eingeführt. Es war wirklich diese Institution, welche den undis-
ziplOierten Wanderstrom damals in geregelte Bahnen lenkte.
Dennoch hat der Staat nie ganz darauf verzichtet, die wandern-
den Arbeitsscheuen mit straf- oder verwaltungsrechtlichen Maß-
nahmen zu bekämpfen. Bevor wir an die Schilderung des gegen-
wärtigen Rechtszustandes gehen, sollen noch kurz die Be-

5 C. P. 1856 Art. 90 ff.
6 C. P. 1867 Art. 141 ff.
7 Vergl. Frauenlob: Bettel und Landstreicherei nach schweiz. Straf-

recht, S. 67.
8 Amtsblatt 1881, S. 793.
9 VO betr. die Org. der staatl. Korr. Anstalt Kingwil, Off. Sammlg,

Bd. 21, S.496.
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miihungen berührt werden, welche unternommen wurden, um
den Tatbestand der Vagantität auf eidgenössischem Boden zu
erfassen.

I. Der Versuch der Tatbestandsvereinheitlichung im STGB
In den Motiven zum Vorentwurf eines schweizerischen

Strafgesetzbuches führt Stooli (S. 7) aus: «daß sich die Straf-
rechtsvereinheitlichung ohne Zweifel auf sämtliche Handlungen
zu erstrecken habe, welche gegenwärtig als Verbrechen behan-
delt warden; aber auch die Strafgesetzgebung betr. die Über-
tretungen sollte insoweit dem Bunde übertragen werden, als die
Bestimmungen sich auf allgemeine, die ganze Schweiz betref-
fende Verhältnisse bezögen». Dem kantonalen Strafrecht sollten
lediglich Strafbestimmungen kantonalen und lokalen Charakters
vorbehalten sein, zur Festsetzung der für das kantonale Straf-
recht zulässigen Strafe!' Aus dieser Erkenntnis heraus wurde
auch der Tatbestand der Landstreicherei im VE 1894 Art. 20411
folgendermaßen aufgenommen:

«Der Arbeitsfähige, der aus Arbeitsscheu mittellos im
Land herumzieht oder sich fortgesetzt in Wäldern oder auf
öffentlichen Plätzen oder Straßen herumtreibt, oder bettelt,
oder seine Kinder zum Bettel ausschickt, wird mit Haft be-
strait, oder auf ein bis drei Jahre in eine Arbeitsanstalt
versetzt.»
Die Betonung liegt hier noch auf der Arbeitsfähigkeit. Gegen

den Arbeitsunfähigen soll man mit fürsorgerischen Maßnahmen
vorgehen. Durch diese Bestimmung wurden die Landstreicher
und Bettler ausdrücklich von den übrigen «Liederlichen» ge-
trennt: Die letzteren sollten für ihr Verhalten auf administra-
tivem Wege durch das kantonale Recht in eine Arbeitsanstalt
eingewiesen werden, während das Verhalten der ersteren aus-
drücklich unter Strafe gestellt werden und die Einweisung in
die Arbeitsanstalt durch ein Strafurteil erfolgen sollte!'

In der zweiten Lesung wurde im damaligen Art. 244" die
-

I° So auch Zürcher in den Erläuterungen zum VE 1908, S. 434. Do.
Prot. Exp. II. Bd. 5. S. 409 und Bd. 6, S. 198.

11 Ebenso in der Ausgabe vom März 1895 Art. 223; Juni 1895 Art. 227.
12 Erste Lesung S. 322.
13 VE v. 25. September 1895.
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Landstreicherei in einem ersten Absatz vom Bettel getrennt.
Cornaz beantragte, den Artikel überhaupt zu streichen, da den
Kantonen das Recht nicht genommen werden könne, Bettler und
Landstreicher auszuweisen. Nach dem VE sollten sie jedoch
gezwungen werden, die Betreffenden zuerst zu bestrafen, um
sie dann evtl. nach Armenrecht auszuweisen. Dagegen legte
Stooß großes Gewicht auf die Beibehaltung der Bestimmung,
da der Bettel und die Landstreicherei «eine Landplage sei, unter
der die ganze Schweiz leide». «Wenn wir auf kriminalpoli-
tischem Gebiete etwas erreichen wollen, dann müssen wir hier
anfangen.» Stooß stand hier auf dem idealistischen Standpunkt,
daß die Kantone vor der Ausweisung der Vaganten gegen die-
selben eine Strafe auszufällen hätten, denn ohne Strafe wäre
eine wirksame Bekämpfung nicht möglich. Der Einwand Cornaz'
war jedoch nicht unberechtigt, denn als einzig wirksame Maß-
nahme ist hier wohl die Einweisung in die Arbeitsanstalt zu
betrachten. Mit der Einweisung durch ein strafrechtliches Urteil
hätte aber der einweisende Kanton auch die Verpflegungskosten
zu tragen. Doch warum sollte ein Kanton für die Landstreicher
eines andern aufkommen? Wäre das nicht die Aufgabe des
Heimatkantons, der ja auch für seine finanziell herunterge-
kommenen seßhaften Bürger nach Armenrecht zu sorgen hat?
Stoof3 war jedoch der Ansicht, daß die Einweisung in eine
Arbeitsanstalt nur fakultativ sei, und daß «dieser Artikel nur
eine Mahnung an die Kantone sein sollte, solche Arbeitsanstalten
zu errichten.» So sehen wir den Widerstreit der Ansichten : Die
ideale Auffassung Stooß', welcher überzeugt war, der Landes-
plage nur mit einer einheitlichen Bestimmung auf den Leib
rücken zu können, anderseits die mehr realistische Befürchtung,
daß es unmöglich wäre, den Kantonen das Recht der Aus-
weisung auf dem Administrativwege wegzunehmen, «da sie
es seit der Gründung der Eidgenossenschaft besessen hätten».14
Dieses Problem ist heute noch nicht gelöst. Weiterhin wurde
dann in der Fassung des VE 1895 die Einweisung in eine Arbeits-
anstalt an die Bedingung geknüpft, daß der Täter innerhalb
eines Jahres rückfällig werde.

Die kleine Expertenkommission fügte im VE 1903 (Art. 255)

14 Verhandlungen der ersten Exp. Komm. S. 322.
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als weitere wichtige Maßnahme nach Ermessen des Richters
den Entzug der elterlichen Gewalt, bezw. der Vormundschaft
bei; nach VE 1908 war dieser Entzug überhaupt anzuordnen.
Diese scharfe Bestimmung wurde in den Beratungen der zweiten
Expertenkommission wieder fallen gelassen und in das Ermes-
sen des Richters gestellt. In der Vorlage der Redaktionskom-
mission zu Handen der Expertenkommission fällt uns als Neu-
heit die Verhängung der Landesverweisung auf, bei diesem
Tatbestand wohl eine Selbstverständlichkeit, die jedoch bei den
Übertretungen nach den Bestimmungen des allgemeinen Teils
ausdrücklich erwähnt werden muß. In dieser Vorlage wurde die
kasuistische Formulierung des Stooß'schen Entwurfes fallen ge-
lassen und einfach bestimmt: «wer aus Arbeitsscheu mittellos
im Lande herumzieht   ». Bei Rückfälligkeit sollte der
Richter statt einer Strafe den Täter in eine Arbeitserziehungs-
oder gegebenenfalls in eine Trinkerheilanstalt einweisen können.

In den Beratungen der zweiten Expertenkommission wurde
auf Antrag Thormanns ergänzend beigefügt: «Wer aus Arbeits-
scheu mittellos im Lande herumzieht oder sich fortgesetzt an
einem Orte ohne festes Unterkommen herumtreibt» (soge-
nannte Stadtstreicherei). Einem Antrag von Lachenal, der bei-
fügen wollte, daß nur derjenige als Landstreicher zu betrachten
sei, der kein Domizil besitze, wurde mit Recht entgegen ge-
halten, daß es Landstreicher gebe, die wohl ein Domizil besäßen,
davon aber nur zeitweise, vielleicht nur im Winter, Gebrauch
machten. Endlich wurde es dem Richter freigestellt, den rock-
fälligen Delinquenten vor der Einweisung in die Arbeitserzie-
hungsanstalt nochmals mit Haft zu bestrafen. Diese Bestimmung
wurde dann glücklicherweise wieder fallen gelassen, ebenso die
Einweisung in eine Trinkerheilanstalt, «da diese ihres Zwecks
entfremdet würde» (Thormann). In diesen Abänderungen wurde
der Artikel im VE 1916 (Art.'339) redigiert und im E 1918 in
Art. -332 in folgender endgültiger Fassung übernommen:

1. Wer aus Arbeitsscheu mittellos im Lande herumzieht
oder sich fortgesetzt an einem Orte ohne festes Unter-
kommen umhertreibt, 	  wird mit Haft bestraft. Der
Richter kann dem Täter die elterliche Gewalt entziehen.
Ist der Täter ein Ausländer, so kann neben der Haupt-
strafe auf Landesverweisung erkannt werden. Macht sich
der Täter vor Ablauf eines Jahres nach der Verurteilung

4 WaltisbiML Landstreichertum
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nochmals dieser Obertretung schuldig, so kann ihn der
Richter in eine Arbeitserziehungsanstalt einweisen.

Obwohl der Bundesrat der begründeten Auffassung" war,
daß es sich bei diesen Übertretungen nicht um solche lokalen
Charakters handle, wurde die ganze sorgfältige Arbeit zunichte
gemacht, indem die Bundesversammlung bei den parlamen-
tarischen Beratungen sämtliche Übertretungen gegen den
öffentlichen Frieden den Kantonen zur Regelung überließ."

2. Das geltende Recht

Als bundesrechtliche Normen sind an dieser Stelle die
Art. 18 und 19 des Heimatlosengesetzes in Erinnerung zu rufen,
welche nun als subsidiäres Strafrecht immer noch Geltung
haben.' Wie man sich bei einer Untersuchung von Straf register-
auszügen überzeugen konnte, werden diese Bestimmungen ge-
genüber den Landfahrern hie und da noch angewendet."

Von größerer Bedeutung sind jedoch:
a) Die Normen des kantonalen Strafrechts
Leider zeigt sich hier wieder deutlich das Bild der Rechts-

zersplitterung, die immer dann auftritt, wenn eine verschiedene
allgemeine Belange berührende Materie den Kantonen zur Nor-
mierung überlassen wird. Neben den rein strafrechtlichen Nor-
men bestehen in den meisten Kantonen noch Bestimmungen des
Verwaltungsrechts (administrative Zwangsversorgung von Lie-
derlichen und Arbeitsscheuen), sodaß auch durch diese Tatsache

15 Bundesrätl. Botschaft S. 61.
16 Sten. VB NR S. 515. STR. S. 237.
17 Art. 18: Beruflos herumziehende Vaganten und Bettler sollen, je

nach den Gesetzen des Kantons, in welchem sie betroffen werden, oder in
Ermangelung derselben, mit Verhaft oder Zwangsarbeit bestraft werden.

Ausländische Vaganten sind ihrem Heimatstaate zuzuweisen.
Art. 19: Personen, welche in verschiedenen Kantonen auf einem Berufe

oder Gewerbe herumziehen, bedürfen der erforderlichen Ausweisschriften.
Denselben ist das Mitführen von schulpflichtigen Kindern, sowohl im Heimat-
kanton als außerhalb desselben, verboten. Obertretung dieser beiden letzte-
ren Bestimmungen ist mit einer Geldbuße oder mit Verhaft oder Zwangs-
arbeit zu bestrafen.

18 In hundert Strafregisterauszügen wurde in drei Fällen auf Grund
dieser Bestimmungen eine Strafe ausgesprochen.
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eine Übersicht über die Tendenzen des kantonalen Rechts in
der Bekämpfung der Landstreicherei erschwert wird. Wir wer-
den unten sehen (§ 4 II), daß die Normen des Verwaltungsrechts
in unserer Materie von größerer Bedeutung sind als die rein
strafrechtlichen. Die letzteren mögen jedoch hier einmal für sich
mit den aus ihnen resultierenden Rechtsfragen behandelt wer-
den. Man kann die kantonale strafrechtliche Gesetzgebung etwa
in zwei Hauptgruppen einteilen:

1. Kantone, die die Landstreicherei in Verbindung mit dem
Armen- oder Armenpolizeirecht behandeln (ältere Ge-
setzgebung) :
Bern," Luzern,' Glarus,' Nidwalden,' Basel-Land,"
Thurgau," Neuenburg,25

2. Kantone, welche den Tatbestand unter Beeinflussung des
Art. 332 E neu normierten:
Zilrich,27 Schwyz," Obwalden," Zug," Freiburg," Solo-
thurn," Schaffhausen,33 Appenzell A. Rh.," St. Gallen,35
Graubünden," Tessin," Waadt,38 Genf."

18 Bern: Gesetz über die Armenpolizei und die Enthaltungs- und Ar-
beitsanstalten vom 1. XII. 1912, Art. 39, Art. 62 Ziff. 8.

20 Luzern: Armengesetz vom 1. X. 1935, §65.
21 Glarus: Gesetz betr. das Armenwesen vom 3. V. 1903, rev. 1916, 1919,

1920, §47 ff.
22 Nidwalden: Armengesetz vom 28. IV. 1912, §37.
23 Basel-Land: Armengesetz vom 16. IX. 1929. §63/64.
24 Thurgau: Armengesetz vom 15. IV. 1861. Art. 27/30.
25 Neuenburg: Fürsorgegesetz vom 2. X. 1933. Art. 71.
26 Wallis: Armengesetz vom 20. XI. 1926. Art. 51/52.
27 Zürich: Einführungsgesetz vom 27. IV. 1941, Art. 23.
28 Schwyz: Einführungsgesetz vom 21. VII. 1941, §37.
29 Obwalden: Einführungsgesetz vom 29. IX. 1941, Art. 45.
30 Zug: Polizeistrafgesetzbuch vom 7. Xl. 1940, § 11.
31 Freiburg: Einführungsgesetz vom 7. II. 1940, Art. 12.
32 Solothurn: Einführungsgesetz vom 14. IX. 1941, §24.
33 Schaffhausen: Einfiihrungsgesetz vom 22. IX. 1941, Art. 19.
34 Appenzell A. Rh.: Einführungsgesetz vom 27. IV. 1941, § 50.
35 St. Gallen: Einführungsgesetz vom 17. II. 1941, Art. 53.
36 Graubünden: Einführungsgesetz vom 2. III. 1941, Art.-24,
37 Tessin: Legge sul ordine pubblico vom 20. IX. 1941, Art. 4 u. 5.
38 Waadt: Loi pénale vaudoise vom 19. XI. 1940, Art. 22.
39 Genf: Loi pénale genevoise vom 20. IX. 1941, Art. 37 Ziff.2.7.
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In keine der beiden Gruppen läßt sich Basel-Stadt" ein-
teilen: Der Tatbestand gehört eigentlich zur älteren Gesetz-
gebung, wurde aber nicht in Verbindung mit dem Armenrecht,
sondern im Polizeistrafgesetz geregelt.

Aargau revidierte den Tatbestand in § 35 seines EG zum
STGB vom 10. September 1941, welches jedoch in der Volks-
abstimmung verworfen wurde und u. W. bis jetzt noch nicht
ersetzt worden ist. Keine Bestimmungen gegen die Land-
streicherei besitzen Uri und Appenzell I. Rh.: In diesen Kanto-
nen mit rein ländlichem Charakter scheint keine Notwendigkeit
für eine gesetzliche Handhabe gegen die Vagantität zu bestehen.

Auch bei der Umschreibung der Tatbestände sind die Kan-
tone verschiedene Wege gegangen. Diejenigen jedoch, welche
den Tatbestand in ihren EG neu formulierten, sind mehr oder
weniger getreulich dem E 1918 gefolgt, kleinere redaktionelle
Änderungen ausgenommen. Außer den Kantonen Bern und
Luzern haben sämtliche Kantone die Stadtstreicherei fallen ge-
lassen.' Alle diese Kantone berücksichtigen in erster Linie die
drei Hauptmerkmale des Deliktes: die Arbeitsscheu, der Wan-
dertrieb und die Mittellosigkeit. Aargau nahm neben der Arbeits-
scheu noch die Liederlichkeit und die Belästigung der Öffent-
lichkeit in den Tatbestand auf; Bern und Glarus machen einen
Unterschied zwischen arbeitsfähigen Arbeitsscheuen und «Ar-
beitsunfähigen, welche aus Hang zum ungeordneten Leben mit-
tellos umherziehen». Im Kanton Bern werden beide Kategorien
unter Strafe gestellt, während Glarus die letzteren davon aus-
nimmt. Ebenso legt Nidwalden den Akzent auf «anerkannte Ar-
beitsfähigkeit». Das Moment der Mittellosigkeit umschreiben
die Kantone Basel-Stadt und Schaffhausen genauer; der letz-
tere: « ... wer aus Arbeitsscheu und ohne die Möglichkeit der
Bestreitung seines Unterhalts aus eigenen Mitteln umher-
zieht ...». Freiburg, St. Gallen und Zug definieren die Landstrei-
cherei nicht weiter als: « wer aus Arbeitsscheu als' Land-

40 Basel-Stadt: Polizeistrafgesetzbuch vom 23. IX. 1872, §109 ff., toit
Abänderungen vom 8. V. 1941.

41 Vergl. z. B. das Protokoll der Exp.Kom. für das ziircherische E. G.
zum StGB, S. 53. Ha fier: Vorbild ist der Art. 332 des E, doch ist in Absatz 1
der zweite Teil «oder sich fortgesetzt an einem Orte ohne festes Unterkom-
men umhertreibt» weggelassen, um nur den Hauptfall zu treffen.
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streicher umherzieht », und noch einfacher sind die Be-
stimmungen der Kantone Thurgau, Tessin, Wallis und Genf,
welche keine weitere Begriffsbestimmung geben, wer als Land-
streicher zu betrachten ist. Das Erfordernis des Mangels eines
Domizils ist heute nur noch im Kanton Waadt anzutreffen.'

b) Die Strafen
Als Hauptstrafen nennen die kantonalen Gesetze — je nach-

dem sie die Landstreicherei als Übertretung oder Vergehen be-
handeln — Haft, Buße oder Gefängnis (Arbeitshaus). Es fragt
sich nun, ob diese kantonalen Vergehenstatbestände durch die
Einführung des STGB nicht derogiert worden sind, oder ob die
Kantone in ihren Einführungs- und Nebenstrafgesetzen berech-
tigt sind, die Landstreicherei als Vergehen zu behandeln. Art. 352
III E bestimmte, daß den Kantonen als Freiheitsstrafe nur die
Haft zur Verfügung stehen sollte. Die Streichung dieser Be-
stimmung in der parlamentarischen Beratung steht nun aber
namentlich mit dem ausdrücklichen Vorbehalt schwererer Stra-
fen als Haft zugunsten des kantonalen Steuerstrafrechts im Zu-
sammenhang." Dies geht nun auch klar aus Art. 335 Ziff. 2
STGB hervor. — Weit unklarer steht die Sache jedoch mit dem
übrigen kantonalen Strafrecht, in welchem auch unser Tat-
bestand enthalten ist. Comtesse" macht hier den Unterschied
zwischen Verwaltungs- und Prozeßstraf recht im Sinne des
Art. 345 Ziff. 1, II STGB einerseits, und dem Übertretungsstraf-
recht im technischen Sinne anderseits. Hafter45 und Thormann-
Overbeck" sind del Ansicht, daß man im ersten Falle den Kan-
tonen mehr Freiheit lassen sollte und deshalb Gefängnis- und
Zuchthausstrafen auch im Verwaltungs- und Prozeßstraf recht
zulässig seien — das Wort «Übertretung» sei hier nicht im
technischen Sinne zu verstehen —, während beim eigentlichen
technischen ebertretungsstrafrecht im Sinne des Art. 335 Ziff. 11
andere Straf en als Haft und Buße gemäß Art. 101 und Art. 39

42 Celui qui parcourt le pays ou rôde sans logement fixe. Kritik oben
§ 4. I. 1.

43 Sten.Bull. NR 1940, 44/47, Hater ZschwR NF 38 S. 5a StR. 1931, 678.
44 Comtesse in SJZ 39, S. 108 f.
45 ZschwR 1939, S. 53a.
46 Kommentar zum StGB Note 5 zu Art. 335.
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STGB nicht angängig sein sollten. Es fragt sich deshalb, ob
man den Tatbestand der Landstreicherei als Übertretungs-
strafrecht im technischen Sinne — wie es auch in Art. 332 E der
Fall war — oder als Verwaltungsstrafrecht betrachten solle.
Unter Verwaltungsstrafrecht bezeichnet man die Summe der
Normen jener Straf vorschrif ten, die der Durchsetzung der Vor-
schriften der Verwaltung dienen." Unseres Erachtens handelt
es sich bei der Landstreicherei nicht um einen Tatbestand des
Verwaltungsstrafrechts, z. B. Bestrafung wegen Nichtbeachtung
einer armenpolizeilichen Vorschrift, sondern man versucht,
durch die Bestrafung ein ganz bestimmtes asoziales Verhalten
zu treffen, das man in einem strafrechtlichen Tatbestand nor-
mierte. Der gleichen Ansicht ist auch das Bundesgericht (Urteil
des bundesgerichtlichen Kassationshofes vom 5. März 1943),48
welches in seinen Urteilsbegründungen das Vagabundieren zu
den Übertretungen im Sinne des Art. 335 Ziff. 1, I rechnet:

«Daraus folgt, daß Buße und Haft die einzigen Strafen
sind, die der kantonale Gesetzgeber gemäß Art. 335 Abs. 1
STGB androhen darf. Es hieße den klaren Sinn des Ge-
setzestextes verkennen, wollte man annehmen, die Kantone
dürften in dem ihnen vom STGB überlassenen Gebiet des
Übertretungsstrafrechts Strafarten vorsehen, die nach der
Terminologie desselben Bundesgesetzes Kennzeichen der
Verbrechen und Vergehen sind, nämlich Zuchthaus und Ge-
fängnis.

Die Haftstrafe, womit das kantonale Recht die Über-
tretung bestrafen kann, ist diejenige im Sinn von Art. 39
STGB mit der Dauer von einem Tag Ms zu drei Monaten.
Zwar findet sich die Definition der Haftstrafe in den all-
gemeinen Bestimmungen des ersten Buches des STGB, an
welche sich die Kantone nicht zu halten brauchen, wenn
sie vom Recht der Gesetzgebung über die Übertretungen
Gebrauch machen, aber hinsichtlich des Begriffs der Haft-
strafe sind sie an Art. 101 STGB gebunden, denn diese Be-
stimmung bezieht sich auf die Haftstrafe, wie sie vom Bun-
desrecht geschaffen wurde, und daher verweist Art. 335
Abs. 1 auf Art. 39. Stünde es den Kantonen frei, die Haft-
strafe nach Belieben zu gestalten, so könnten sie diese der
Zuchthaus- oder Gefängnisstrafe annähern und so die bun-

47 Comtesse a. a. O. S. 107.
48 BGE 69. IV. Nr. 2. S. 4.
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desrechtliche Ordnung wirkungslos machen, die ihnen nur
die Androhung von Haftstrafe erlaubt.»
Unsere Ansicht stellt sich derjenigen Stämpflis" entgegen,

welcher keine Derogation des Art. 29 Berner APO annimmt,
und geht über diejenige Frauenlobs" hinaus, der die Regelung
«logisch nicht widerspruchslos» findet. Ob die Gefängnisstrafe,
ob Haft- oder gar Buße praktisch die geeigneten Maßnahmen
gegen die Vaganten sind, ist später zu erörtern. Es sind heute
einzig noch die Kantone Bern, Luzern, Neuenburg, Waadt und
Basel-Stadt, welche Gefängnisstrafe gegen Landstreicherei vor-
sehen; das Polizeistrafgesetz des letzteren bestimmt, daß bei
Rückfall die Verbüßung der Haft im Gefängnis angeordnet wer-
den könne, wenn dieselbe mehr als 14 Tage betrage."

Im Kanton Appenzell wird das Strafverfahren nicht ein-
geleitet, wenn der Täter unverzüglich polizeilich über die Lan-
desgrenze «abgeschoben» werden kann oder seiner Heimat-
gemeinde zugeführt wird; — eine sehr ehrliche Bestimmung,
welche durchaus der allgemeinen Praxis entspricht. Nur die
kantonsfremden Vaganten, dafür aber mit Gefängnis von 8-14
Tagen, bestraft Neuenburg. Die Bestimmung ist jedoch fakulta-
tiv und soll einen Schutz bieten gegen fremde Vaganten, welche
immer wieder den Kanton heimsuchen. Nach Vollzug der Strafe
wird die Heimschaffung angeordnet und damit die Androhung
der Überweisung an das Kantonsgericht im Falle des Verwei-
sungsbruchs. — Auch im Kanton Basel-Land ist die Bestrafung
in das Ermessen des Statthalteramts gelegt (Arreststrafe von
5-10 Tagen). — Auf die Haftstrafe verzichtet von vorneherein
Glarus: Vaganten werden vor die Armenbehörde beschieden,
zur Besserung ermahnt, mit Androhung der Versetzung in eine
Besserungsanstalt, wenn die Ermahnung ohne Erfolg bleiben
sollte. — Ganz unbestimmt drückt sich Wallis aus: Vaganten
werden vorübergehend verhaftet auf Kosten der letzten Wohn-
sitzgemeinde, welche dann, durch die Ortspolizei benachrichtigt,
die «geeigneten Maßnahmen» trifft. Hinsichtlich der Länge der
Haftstrafen ist die kantonale Gesetzgebung auf die Dauer von

49 Steimpfli in ZBJV Band 74, S.61.
59 Frauenlob a. a. O. S. 61.
51 Polizeistrafgesetzbuch § 5, Abs. 3.
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drei Monaten beschränkt. Sehr kurze Haftstrafen haben unter
anderen die Kantone Thurgau und Tessin, Arrest von 1-5
Tagen.

Mit Buße kann dieses Delikt lediglich in Zug und Genf be-
straft werden; die gleiche Sanktion sah das verworfene aar-
gauische Obertretungsstrafrecht vor.

C) Die Nebenstra ten
Als allgemeine Bestimmungen für ihr Obertretungsstraf-

recht können die Kantone den allgemeinen Teil des STGB her-
beiziehen, entweder in globo oder zu einzelnen Partien des-
selben, oder aber sie können eigene allgemeine Bestimmungen
aufstellen. Dabei ist aber nach Comtesse" zu beachten, «daß im
kantonalen Obertretungsstraf recht die allgemeinen Bestimmun-
gen des STGB so gelten, wie sie hier für Verbrechen und Ver-
gehen vorgesehen sind und nicht in ihrer in Art. 102 bis 109 für
die eidgenössischen Übertretungen abgeänderten Form.» Daraus
folgt, daß für das kantonale Obertretungsstrafrecht der Art. 104 II
nicht verbindlich ist, in welchem bestimmt wird, daß die Ein-
weisung in eine Arbeitserziehungsanstalt, die Entziehung der
elterlichen Gewalt, bezw. der Vormundschaft, die Landes-
verweisung, nur in den vom Gesetz ausdrücklich bestimmten
Fällen zulässig sei. Das würde für einen Kanton, der die all-
gemeinen Bestimmungen des STGB für sein Übertretungs-
strafrecht als unbeschränkt anwendbar erklärt, bedeuten, daß
er die Landesverweisung für Ausländer bei den Strafandrohun-
gen im Deliktstatbestand gar nicht aufführen müßte. Wenn des-
halb ein Kanton die Landesverweisung oder die Maßnahmen
nach Art. 43 bis 45 STGB beim Tatbestand der Landstreicherei
nicht erwähnt, ist immer zuerst zu untersuchen, ob jener Kan-
ton die Bestimmungen des allgemeinen Teils für seine Über-
tretungen als anwendbar erklärt hat.

Als Nebenstrafen fallen für unser Delikt in Betracht: die
Landesverweisung und die Entziehung der elterlichen Gewalt,
bezw. der Vormundschaft nach den Art. 53 und 55 STGB. Wir
sind uns bewußt, daß wir es insbesondere bei der straf recta-

52 Comtesse a. a. O. S. 107.
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lichen Entziehung der elterlichen Gewalt, bezw. der Vormund-
schaft, ihrer inneren Natur nach eigentlich mit einer Maßnahme
zu tun haben." Ohne uns auf diese theoretische Erörterung
weiter einzulassen, folgen wir der Systematik des STGB.

Die Entziehung der elterlichen Gewalt gegenüber Land-
streichern sehen ausdrücklich folgende Kantone vor: Zürich,
Bern (Art. 72 APO), Luzern, Obwalden, Schwyz, Solothurn,
St. Gallen und Graubünden. Der Vollständigkeit halber sei hier
noch erwähnt, daß der Entzug der elterlichen Gewalt auch nach
Art. 285 ZGB erfolgen kann, denn meistens wird ein Land-
streicher, insbesondere ein Landfahrer, seine Familie und seine
Kinder vernachlässigen, und außerdem ist es zum Schutze der
Kinder sehr vonnöten, daß sie aus einer solchen Umgebung ent-
fernt werden.

Die Landesverweisung gegenüber ausländischen Vaganten
kennen ausdrücklich folgende Kantone: Zürich, Luzern, Schwyz,
Zug (Polizeistrafgesetzbuch Art. 6), Basel-Land, Solothurn, St.
Gallen, Graubünden und Neuenburg. Die Frage, ob eine f remden-
polizeiliche Ausweisung auf Grund von Art. 70 BV erfolgen
könne, ist zu verneinen, denn nicht jede Störung der gesetz-
lichen Ordnung ist eine Gefährdung der inneren Sicherheit, son-
dern nur jenes Verhalten, welches die Herrschaft der staatlichen
Gewalt gefährdet. So lehnte der Bundesrat mit Recht ab, Art. 70
auf die Zigeuner, die allerdings die innere Sicherheit gefährden,
anzuwenden."

Die Kantonsverweisung der Landstreicher erfolgt dagegen
meist auf Grund des Armenrechts (BV Art. 45 III, IV und V);
insbesondere bestimmt das interkantonale Konkordat vom 1. Juli
1937 über die wohnörtliche Unterstützung in Art. 13, daß die
Heimschaffung zulässig sei, wenn die Unterstützungsbedürftig-
keit vorwiegend infolge fortgesetzter schuldhafter Mißwirt-
schaft, Verwahrlosung, Liederlichkeit und Arbeitsscheu ver-
ursacht ist; zudem wird es für einen Landstreicher wohl kaum
möglich sein, einen Konkordatswohnsitz nach Art. 2 zu be-
gründen.

53 Hatter allgem. Teil, S. 322, W. Fröhlicher: Die Strafrechtliche Ent-
ziehung der elterlichen Gewalt und der Vormundschaft, S. 28.

54 W. Burckhardt: Kommentar 'zur BV Art. 70, S. 631 BB1. 1913, II 319.
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d) Die sachliche Zuständigkeit
Mit der Qualifizierung der Landstreicherei als Delikt und

mit der Aufnahme eines eigenen Tatbestandes in die Straf-
gesetze wäre es zu erwarten gewesen, daß insbesondere dort,
wo eine Freiheitsstrafe in Betracht kommt, von vorneherein
auch die Prinzipien des modernen Strafprozesses gewahrt wür-
den. Daß dem in der Praxis nicht so ist, wird das Folgende
zeigen:

Man kann der Ansicht sein, die Landstreicherei gehöre zur
präventiven administrativen Polizei: Es ist die Aufgabe der
Polizei, als Sicherheitsorgan den rechtswidrigen Angriffen der
Einzelnen vorzubeugen, soweit sich die Gefährdeten nicht selbst
zu schützen vermögen; es gehört daher zu den vornehmsten
Aufgaben der Polizei, einzelne Klassen von Personen infolge
ihrer verbrecherischen Vergangenheit (Gewohnheitsverbrecher)
oder infolge ihrer asozialen Lebensweise (Landstreicher, Bett-
ler, Prostituierte) besonders zu überwachen, da dieselben eine
fortwährende Gefahr für den öffentlichen Frieden und die Ruhe
des Bürgers bilden. Im Verwaltungsrecht macht man den Unter-
schied zwischen administrativer und gerichtlicher Polizei, wobei
die erstere die Durchführung der Polizeigesetze, d. h. die Ver-
hütung der Störung der öffentlichen Ordnung zum Zwecke hat.
Der gerichtlichen Polizei wird die polizeiliche Tätigkeit im
Dienste des Gerichtsrechts übertragen (Straf- und Zivilprozeß-
recht)." Weiterhin unterscheidet man zwischen präventiver
und repressiver Polizei," wobei man unter der ersteren den-
jenigen Teil der polizeilichen Tätigkeit versteht, welche Stö-
rungen der öffentlichen Sicherheit vorbeugt, während die letz-
tere die Verfolgung des bereits begangenen Delikts darstellt.

Die Praxis betrachtet nun den Vaganten recht oft nicht als
eigentlichen Delinquenten (was z. B. schon aus der äußerlichen
Tatsache hervorgeht, daß der über ihn verhängte Arrest in
einer besonderen Art Arrestbefehl erfolgt)," sondern man sieht
in ihm lediglich einen Menschen, welcher durch seine Lebens-

55 Schollenberger: Grundriß des Staats- und Verwaltungsrechts der
schweiz. Kantone, 111 S. 105 ff. und 145 fi.

BUE 55 I 228. Pr. 18, No. 159.
57 So verwendet z. B. die Stadt Zürich verschiedenfarbige Formulare.
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weise die öffentliche Ordnung stört, das Publikum belästigt,
gelegentlich auch die öffentliche Sicherheit gefährdet, m. a. W.
der infolge seines asozialen Verhaltens außerordentlich leicht
zum echten Delinquenten werden kann. Deshalb ordnet die
Praxis die Vagantität meistens in die allgemeine Polizeikompe-
tenz ein oder behandelt sie als sogenannte administrative Poli-
zei. Die Verhaftung der Vaganten, Bettler und Prostituierten
erfolgt ohne Haftbefehl, was z. B. Zürich in seinem Dienstregle-
ment für das Polizeikorps ausdrücklich bestimmt." Es verbleibt
somit einzig und allein im Ermessen der Polizei, ob sie den Fall
weiter verfolgen will, d. h., ob sie den Vaganten an die zustän-
dige Behörde zur Ausfällung einer Strafe weiter geben will, oder
ob sie ihn einfach laufen läßt.

Die zuständigen kantonalen Behörden zur Ausfällung der
Strafen

Nach Art. 345 Zif f.1 II STOB kann die Beurteilung von Über-
tretungen auch einer Verwaltungsbehörde übertragen werden, da
es den Kantonen überlassen bleibt, bei Übertretungen sogar den
Polizeibehörden eine Spruchkompetenz einzuräumen, auch dann,
wenn das Gesetz vom «Richter» spricht. Diese Bestimmung hat
schon in Beratungen der zweiten Expertenkommission Kritik her-
vorgerufen und zwar hauptsächlich von welscher" Seite. Für die
Obertretungen des kantonalen Rechts sind jedoch die Kantone
an Art. 345 II nicht gebunden. Doch erhob sich wiederum die-
selbe Frage bei der Revision der ziircherischen Strafprozeß-
ordnung, wobei sich Halter" gegen die Ausdehnung des bezirks-
anwaltschaftlichen Strafbefehls wandte, und eine Erweiterung
der Kompetenzen des Einzelrichters in Strafsachen vorschlug.

58 Dienstreglement vom 15. März 1911, §32, Ziff. 4.
59 Gautier: Prot. II Exp.Komm. VIII 55 ff «Nous autres Romands ne

comprenons guère cela. Il nous semble que, pour juger, un juge vaut mieux
et est preferable à un officier ou un fonctionnaire de police, grâce aux
garanties de capacité et d'indépendance résultant du mode de nomination
des juges ...»

89 Prot. Exp.Komm. Zch. EG S. 89: «MU dem Strafbefehl sind im all-
gemeinen gute Erfahrungen gemacht worden. Aber führt er nicht auf das
Gebiet der Administrativ-Justiz? Der Bezirksanwalt ist ein Administrativ-
beamter. Von ungünstigen Erfahrungen mit dem Einzelrichter in Strafsachen
hat man nichts gehört.»
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Insbesondere versuchte man da, wo Freiheitsstrafen in Frage
stehen, den Strafbefehl auszuschalten und eine förmliche Unter-
suchung durch die ordentlichen Behörden und die Beurteilung
durch das Gericht zu gewährleisten. Ferner frug man sich, ob
dann, wenn eine Haftstrafe von mehr als 14 Tagen in Betracht
komme, nicht eine förmliche Anklage erforderlich sei." Weiter-
hin wehrte man sich insbesondere dagegen, die Strafbefehls-
kompetenz auch noch auf die Statthalterämter auszudehnen,
da hier Haftstrafen ebenfalls nur auf Grund von Polizeirappor-
ten ohne eigentliche Untersuchung ausgesprochen werden; oder
dann müßte der Statthalter verpflichtet werden, die Unter-
suchung nach den Bestimmungen über Verbrechen und Ver-
gehen zu führen." Ohne uns hier ein abschließendes Urteil zu
gestatten, welche Regelung die richtige ist, möchten wir zuerst
die einzelnen kantonalen Ordnungen betrachten. Die Bestim-
mungen der Gerichtsverfassung sind zu eng mit der Struktur
jedes einzelnen Kantones verbunden, als daß wir es uns er-
lauben könnten, Kritik an den einzelnen Institutionen zu üben.

Von einer richterlichen Instanz wird das Delikt in folgen-
den Kantonen beurteilt:

Bern: Polizeirichter mit Rekursmöglichkeit an das Ober-
gericht, Art. 46, APG. Eine andere Regelung wendet jedoch Bern
gegenüber den Landfahrern an. Hier entscheidet in erster In-
stanz der Polizeidirektor, in zweiter der Regierungsrat, also
reine Verwaltungsbehörden (Art. 64 APG).

Freiburg: Gerichtspräsident als Einzelrichter (Art. 20 EG).
Solothurn: Amtsgerichtspräsident als Einzelrichter (§ 2

STPO vom 25. Oktober 1885).
St. Gallen: Gerichtskommission (Art. 132 lit. D, EG in wel-

61 Hatter a. a. O. S. 219.
62 Liichinger a. a. O. S. 224: «Das Obergericht nimmt aber den Stand-

punkt ein, daß bei Freiheitsstrafen das Verfahren ein anderes sein soll, als
bei bloßen Bußen für Obertretungen». g... wo Haft von mehr als 10 Tagen
in Betracht kommt, müßte der Statthalter Anklage erheben. Irgendwo
müßte die willkürliche Grenze seiner Strafbefehlskompetenz festgesetzt wer-
den. Da erscheint es richtiger, an der bisherigen grundsätzlichen Ordnung
festzuhalten, daß da wo Freiheitsstrafen in Betracht kommen, von vorne-
herein die Bezirksanwaltschaft eine förmliche Untersuchung mit allen dem
Angeschuldigten im modernen Strafprozeß gebotenen Garantien durchführt.»
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chem auch für die Nebenstrafen die Gerichtskommission zustän-
dig erklärt wird).

Waadt und Genf: Tribunal de Police (Genf Loi d'applica-
tion du Code Pénale Suisse, art. 3).

Graubünden: Kreisgerichtsausschuß (Art. 54 130).

Von einer Verwaltungsinstanz wird das Delikt beurteilt in
den Kantonen:

Zürich: Bezirksanwaltschaft. (In den ländlichen Bezirken
das Statthalteramt als Bezirksanwaltschaft.) Hält der Gemeinde-
rat eine Haftstrafe für angemessen, überweist er die Sache dem
Statthalteramt (§ 333 STPO). Hält das Statthalteramt eine Haf t-
strafe, sichernde Maßnahme oder Nebenstrafe für angemessen,
überweist es die Sache der Bezirksanwaltschaft (§ 335 STPO
oder Art. 5 a E(11) zur Untersuchung und zur Erledigung. Die Be-
zirksanwaltschaf t kann nun eine Haftstrafe bis zu 14 Tagen aus-
sprechen vermittelst eines Strafbefehls (Art. 317 STPO), gegen
welchen binnen 5 Tagen Einsprache erhoben werden kann (Ar-
tikel 322 STPO), wodurch die Sache an den Einzelrichter in
Strafsachen geht. Bei längeren Haft- oder Nebenstrafen (Landes-
verweisung bis zu drei Jahren) ist der Einzelrichter kompetent,
hingegen nicht bei der Einweisung in eine Arbeitserziehungs-
anstalt oder bei einer Haftstrafe von mehr als zwei Monaten
(§ 21 b II GVG). Eine Berufung gegen das Urteil des Einzel-
richters ist jedoch nicht möglich, wenn er den Strafbefehl be-
stätigt.

Appenzell A. Rh.: Kantonspolizei zuständig für die Haft bis
zu drei Tagen.

Luzern und Baselland: Statthalteramt.
Schaffhausen: Polizeidepartement (Art. 32 EG).
Schwyz: Bezirksamt (§ 58 E0).
Ein gemischtes System kennen:
Basel -Stadt: § 41 Ziff. 3 des Polizeistrafgesetzbuches be-

stimmt: «Die Strafbefugnis gegen Landstreicher, Bettler und
Dirnen liegt dem Polizeidepartement ob». Dazu § 109 III: «Wei-
gert sich die fehlbare Person, die Verfügung des Polizeideparte-
ments mit ihrer Unterschrift zu anerkennen, so fällt die Verfü-
gung dahin, und es erfolgt Verzeigung beim Richter.. Dagegen
§ 109 II: «ist die fehlbare Person im Laufe der letzten zwei Jahre



62

schon zweimal wegen Zuwiderhandlung gegen die Vorschriften
des Absatz 1 (Bettel und Landstreicherei) durch den Richter
oder das Polizeidepartement mit Haft bestraft oder polizeilich
ausgewiesen worden, so kann sie statt vom Richter vom Polizei-
departement bestraft werden, wobei nach § 5 III die Haft in der
Strafanstalt erstanden werden muß.»

Zug: Haft bis zu fünf Tagen durch den Einwohnerrat oder
die Polizeiämter mit Möglichkeit der Berufung und damit der
Beurteilung durch das Strafgericht. Für Haft von mehr als fünf
Tagen ist dagegen der Richter zuständig (§ 28 EG).

Thurgau: nennt endlich in seinem veralteten, aber nicht
derogierten Armengesetz des Jahres 1861 in § 32 das Bezirksamt
als zuständig; «bei andauernder Erfolglosigkeit dieser Maß-
nahmen sollen die Vaganten an die Gerichtskommission zur
Bestrafung überwiesen werden. (§ 29 III).

II. Die Normen des Verwaltungsrechts
(die administrative Zwangsversorgung von Liederlichen und

Arbeitsscheuen)
Zu allen Zeiten wurden immer wieder Versuche unter-

nommen, Vaganten und Müßiggänger zur Arbeit zu erziehen.
Wir erinnern an die Versuche Zürichs und Berns während des
dreißigjährigen Krieges, das herumziehende Volk bei öffentlichen
Arbeiten zu beschäftigen. Der Erfolg war jedoch gering, da
man dem arbeitsscheuen Gesindel nicht gewachsen war und sich
schließlich diese Zwangsarbeit als zu kostspielig erwies. Erst
anfangs des 19. Jahrhunderts wird der Gedanke wieder ener-
gisch aufgenommen und in die Tat umgesetzt. Das allgemeine
Landrecht für die preußischen Staaten enthält ganz bestimmte
Richtlinien, wie mit den Vaganten zu verfahren sei. Es schreibt
in § 4 seines Strafgesetzes:

«Mutwillige Bettler, Landstreicher und Müßiggänger müs-
sen zur Arbeit angehalten, und wenn sie dazu unbrauchbar sind,
auf billige Art versorgt oder als Fremde aus dem Lande ge-
schafft werden.»

Ähnliche Gedanken finden wir im Kriminalpolitischen Pro-
gramm von P. Usteri und L. Meyer von Knonau im Entwurf
eines Strafgesetzbuches für den Kanton Zürich in § 3:63

63 Aus [lainer: Schweiz. Gefängniskunde S. 38.
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«Dem Müßiggang und der Armut, die nicht minder häufig
Ursachen von Verbrechen sind, soll entgegengewirkt werden,
indem der Staat keinen öffentlichen Müßiggang duldet und
mittelbar oder unmittelbar dafür sorgt, daß dem zur Arbeit
fähigen Armen durch Arbeit oder dem dafür unfähigen durch
dargereichte Unterstützung Unterhalt verschafft werde. Die
einheimischen Bettler und Landstreicher sollen deshalb zur
Arbeit angehalten, fremde dagegen aus dem Lande ausgewiesen
werden».

Um die Mitte des 19. Jahrhunderts begannen nun einzelne
Kantone, Zwangsarbeitsanstalten zu errichten, in welche man
die nichtseßhaften und miißiggängerischen Elemente ohne ge-
richtliches Urteil einwies. Die administrative Zwangseinweisung
in eine Anstalt hat in der Bekämpfung der Vagantität eine viel
größere Rolle gespielt als die Strafgesetze. Die Landstreicherei
wird deshalb nicht als ein Delikt sui generis aufgefaßt, sondern
unter die weiteren Begriffe Müßiggang, Arbeitsscheu, Lieder-
lichkeit etc. subsumiert. Man sieht in ihr nicht mehr ein delik-
tisches, antisoziales Verhalten, sondern eine asoziale, allgemein
gesellschaftswidrige Lebensform. Diese Entwicklung ist typisch
schweizerisch."

Hier ist nicht zu untersuchen, ob die administrative Inter-
nierung im Hinblick auf den Schutz der persönlichen Freiheits-
rechte angängig sei. Das Bundesgericht hat die bisherige Praxis
nie verlassen, wonach für eine administrative Einweisung
lediglich eine gesetzliche Grundlage verlangt wird: Der Grund-
satz der persönlichen Freiheit sei nicht «absolut» zu verstehen;
«diese finde vielmehr ihre natürliche Begrenzung im Interesse
der öffentlichen Ordnung; infolgedessen müsse trotz des Grund-
satzes der persönlichen Freiheit doch die Möglichkeit offen
stehen, durch Gesetz die zur Erhaltung der staatlichen Exi-
stenz und des menschlichen Zusammenlebens erforderlichen
Schranken zu ziehen»." Man ist sich heute jedoch längst darüber
klar, daß das administrative Zwangsversorgungsrecht sowohl
nach seiner materiell- als auch nach seiner formellrecht-
lichen Seite reformbedürftig ist." Auf alle Fälle bedeutet die

64 Ober die ausländische Entwicklung vergl. unten §7.

65 Bickel: Das kantonale Verfassungsrecht in den Entscheidungen des
Bundesgerichtes, S. 69170.

66 Zbinden in SJZ 38. S. 327: «Mit dem Inkrafttreten des STGB und
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administrative Einweisung eine Ungerechtigkeit gegenüber
demjenigen, welcher sich im Administrativprozeß nicht auf ein
Verfahren stützen kann, das ihm die nötigen Verteidigungs-
rechte sichert. Handle es sich nun um das eine oder andere Ver-
fahren: die Tatsache, daß es immer wieder auf die Persönlich-
keit des Urteilenden ankommt, der in erster Linie darum besorgt
sein soll, sich bestmöglichst in die Person des Asozialen zu
vertiefen und sich genügend Zeit zu lassen, ein richtiges Urteil
in diesen oft sehr verwickelten Fällen zu treffen, ist entschei-
dend. Es ist u. E. klar, daß hiezu der unabhängige Richter viel
eher geeignet ist; doch gibt es sicherlich auch verantwortungs-
volle Verwaltungsinstanzen, welche sich nicht von dem berüch-
tigten «Erledigungsbedürfnis» leiten lassen. Die Internierung in
einer Arbeitsanstalt soll als polizeilich-präventive Maßnahme
verstanden werden: Grundlage zur Einweisung ist nicht ein
deliktisches Verhalten, sondern der gesellschaftswidrige Zu-
stand des Landstreichers selbst. Er soll aus der Gesellschaft aus-
geschlossen werden, weil er möglicherweise zum ausgespro-
chenen Deliquenten werden kann. Der eigentliche Unterschied
zwischen Maßnahme und Strafe zeigt sich erst bei der prakti-
chenen Delinquenten werden kann. Der eigentliche Unterschied
zu tun gibt, sind wir uns bewußt; es ist nicht verwunderlich,
daß heute die administrativen Maßnahmen noch als Strafen
empfunden werden, wenn man die Internierten genau gleich
wie die Sträflinge selbst behandelt.

Da beinahe alle Kantone bis anhin die Landstreicherei mit
administrativen Maßnahmen bekämpften, war anzunehmen,
daß sie auch bei einer Neuregelung des Tatbestandes in den
Einführungsgesetzen zum STGB von dieser Praxis nicht abgehen
würden. Von den 13 Kantonen, welche den Tatbestand 1940/41
neu regelten, sind es in der Tat nur Zürich" und Genf,68 welche

seines Systems sichernder Maßnahmen ist der Moment gekommen an die
Revision des administrativen Zwangsversorgungsrechts heranzutreten.»

67 Zürich GVG Art. 21 b II: Überweisung der Akten vom Einzelrichter
an das Bezirksgericht, wenn sichernde Maßnahmen nach Art. 42/45 STGB
für angezeigt 'scheinen. Auf Antrag Pfenningers wurde jedoch im ziircher.
Tatbestand die Überweisung der Akten an die Justizdirektion zur Be-
handlung nach Versorgungsgesetz beigefügt, « ... da die Täter, welche sich
eines solchen Verhaltens schuldig machen, wohl oft zu alt und zu verwahr-
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die Einweisung in eine Arbeitserziehungsanstalt durch den Rich-
ter anordnen. Die restlichen 11 Kantone kann man in zwei Grup-
pen einteilen, nämlich:

1. Kantone, welche ausdrücklich auf die Spezialgesetz-
gebung verweisen;

2. Kantone, die die Maßnahme der Einweisung in eine Ar-
beitserziehungsanstalt im Tatbestand gar nicht erwäh-
nen. Hier ist anzunehmen, daß im Falle der nutzlosen An-
wendung der Haftstrafe gegenüber einem heruntergekom-
menen Landstreicher eo ipso die Spezialgesetzgebung in
Aktion trete.

Die übrigen Kantone lassen sich wieder in zwei Grup-
pen einteilen:

3. Kantone, welche erst kürzlich neue Internierungsgesetze
auf dem Wege der Kriegsmaßnahmen erließen.

4. In dieser Gruppe soll endlich eine Zusammenstellung der
Gesetzgebung der verbleibenden Kantone erfolgen.

ad 1. Es sind folgende Kantone, welche ausdrücklich auf die
Spezialgesetzgebung verweisen:

Schwyz: § 37 II, EG verweist auf die kantonsrätliche VO
betreffs die Unterbringung arbeitsfähiger Personen vom 17. Mai
1892 und das Gesetz über die Errichtung einer Zwangsarbeits-
anstalt für den Kanton Schwyz vom 7. VIII. 1896. Die Einweisung

lost sein werden, als daß sie noch in eine Arbeitserziehungsanstalt wie z. B.
die in Uitikon a. Albis gehören.» Vergl. Prot. Exp.Komm. S. 53.

Ganz allgemein §.392 zch. STPO im Abschnitt über die Maßnahmen
gegen unzurechnungsfähige, vermindert zurechnungsfähige und unverbesser-
liche Rechtsbrecher. Diese Bestimmung wurde absichtlich deswegen in die
STPO aufgenommen, um auch den Fall zu treffen, in welchem z. B. jemand
wegen zahlreicher Übertretungen bestraft und versorgungsbedürftig ist und
Art. 42 STGB keine Anwendung finden kann, aber trotzdem ein Bedürfnis
für die Versorgung besteht — (Vergl. If after Prot. Exp.Komm. S. 278).

68 Vergl. Loi pénale genevoise du 20 septembre 1941, art. 5, III:
«L'internement dans une maison d'éducation au travail est possible pour
toutes les infractions (crimes, délits ou contraventions) commis sous l'em-
pire d'habitudes invétérées d'ivrognerie, de paresse et de débauche.» Ebenso
Art. 8 desselben Gesetzes: «Le conseil d'Etat, soit directement, soit par
délégation à un de ses départements est l'autorité compétante pour exé-
cuter la décision du juge tendant à l'internement etc. Il peut déléguer ses
pouvoirs au conseil de surveillance psychiatrique.»

5 WaltisbUhL Landstreichertum
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erfolgt hier auf Antrag des Gemeinderates durch den Regie-
rungsrat auf die Dauer von 1-2 Jahren.

Ebenso verweist Obwalden auf die kantonsrätliche VO vom
27. April 1893, in deren Art. 2, Ziff. 3, bestimmt wird, daß Per-
sonen, welche sich dauernd einem liederlichen Lebenswandel
hingeben, nach Art. 6 der VO auf Antrag der Vormundschafts-
oder Armenbehörde in eine Zwangsarbeitsanstalt eingewiesen
werden sollen. Nach Art. 7 ist ein ärztliches Zeugnis auszu-
stellen.

Solothurn: Art. 39 EG nimmt Bezug auf Art. 345 Ziff. 2 STGB
und bestimmt, daß der Vollzug und die Anordnung der sichern-
den Maßnahmen, soweit nicht infolge einer speziellen Norm eine
andere Behörde zuständig ist, durch den Regierungsrat erfolge,
wobei die bisherige Praxis, aufbauend auf dem Gesetz betref-
fend die Errichtung einer Zwangsarbeitsanstalt vom 2. Februar
1884, bestätigt wird.

Graubünden endlich bestimmt in Art. 50 EG, daß für die
sichernden Maßnahmen nur dann die Kreisgerichte oder deren
Ausschüsse zuständig sein sollen, wenn nicht Verwaltungsbehör-
den dazu berufen sind. Für die Einweisung von Vaganten wird
jedoch im Fürsorgegesetz vom 11. April 1930 die Vormund-
schaftsbehörde für zuständig erklärt.

ad 2. Ohne in ihren EG auf die Spezialgesetzgebung zu ver-
weisen, besteht aber subsidiär die Einweisungsmöglichkeit von
Landstreichern in Zwangsarbeitsanstalten in folgenden  Kan-
tonen:

Freiburg, auf Grund des Gesetzes über die Armenfürsorge
und die Wohltätigkeit vom 2. Mai 1928 § 25 Ziff. 3: Der erst-
instanzliche Entscheid des Oberamtmanns kann an den Regie-
rungsrat weitergezogen werden. Die Internierung erfolgt in
Bellechasse.

Schaffhausen: Gesetz betreffend die Regelung der Fürsorge
und Unterstützung vom 2. Oktober 1933, Art. 12. Zuständig für
die Internierung von arbeitsscheuen, liederlichen und haltlosen
Personen ist die Fürsorgebehörde. Beschwerdemöglichkeit beim
Regierungsrat.

Appenzell A. Rh.: Reglement über die Anstalt Gmiinden
vom 20. November 1902 (rev. am 20. Mai 1931). Einweisung
liederlicher und arbeitsscheuer Personen in eine Zwangs-
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erziehungsanstalt auf Antrag des Gemeinderates durch den
Regierungsrat.

Appenzell I. Rh.: besitzt keine besondere Regelung, schloß
aber mit Appenzell A. Rh. einen Staatsvertrag über die Zwangs-
versorgung seiner Bürger ab."

Tessin: Legge sull'internamento degli alcoolizzati e dei va-
gabondi vom 19. Februar 1929 mit einem regolamento d'applica-
zione vom 23. April 1929; im letzteren wird bestimmt, daß die
Einweisung auf Grund eines medizinischen Attestes durch das
Departement des Inneren erfolgen kann. Hier ist ein Rekurs an
den Gesamtregierungsrat möglich.

ad 3. Auf Grund von Kriegsmaßnahmen haben folgende Kan-
tone neue Zwangsversorgungsgesetze erlassen:

Waadt: Loi du 8 décembre 1941 sur l'internement adminis-
tratif d'éléments dangéreux pour la société; «Toute personne
âgée de plus de 18 ans qui témoigne d'un penchant marqué
a la criminalité ou ä la fainéantise peut être intérnée administra-
tivement.» Die Internierung erfolgt durch die Commission canto-
nale de l'Internement Administratif mit Weiterziehungsmöglich-
keit an den Regierungsrat."

Neuenburg: Arrêté concernant l'internement administratif
de personnes s'abandonnant régulièrement A, l'inconduite (vom
19. Dezember 1939). Der Entscheid wird durch das Justizdepar-
tement gefällt, Rekursmöglichkeit an den Gesamtregierungsrat.

St. Gallen: ergänzte ebenfalls sein administratives Maß-
nahmenrecht notrechtlich im Regierungsratsbeschluß über die
«Versorgung arbeitsscheuer und liederlicher Personen», vom
9. Juni 1941, auf Grund der im obligatorischen Arbeitsdienst ge-
sammelten Erfahrungen.

ad 4. Die vierte Gruppe bilden die restlichen zehn Kantone,
welche die Materie nach der Einführung des STGB nicht neu
regelten: Bern sieht im APG eine besondere, vom Strafrichter
zu verhängende Arbeitsstrafe (statt Gefängnis) vor, die in einer
besonderen Anstalt zu vollziehen ist."

69 Vergl. Zbinden a. a. O. S. 338.
79 Auf Grund der staatsrätlichen Botschaft vom 24. Oktober 1941

wird der Kanton Waadt sein Zwangsversorgungsrecht gesetzlich regeln.
71 Vergl. Z. 26. 108.
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In Luzern dagegen handelt es sich nach dem Polizeistraf-
gesetzbuch in den §§ 6 Ziff. 1, 25 und 27 bei der Einweisung in
die Zwangserziehungsanstalt um eine sichernde Maßnahme, die
durch den Regierungsrat angeordnet wird." Im übrigen be-
stimmt nun auch die VV zum EG in § 5 II, daß die Gefängnis-
strafen von mehr als 20 Tagen bis zu 6 Monaten, in der Zwangs-
arbeitsanstalt Sedelhof vollzogen werden.

Auch beim Kanton Glarus handelt es sich um eine sichernde
Maßnahme," die von der Armenbehörde nach vorheriger Ver-
warnung ausgesprochen wird. Bei Rekurs soll das Polizeigericht
«in möglichst summarischer Weise» den Entscheid fällen und
dem Antrag der Armenpflege in allen Fällen entsprechen, wo
nach seiner Oberzeugung auf anderem Wege keine Besserung
erzielt werden kann. Nach § 5 des Gesetzes über die Verwah-
rung von rückfälligen Verbrechern, Arbeitsscheuen und lieder-
lichen Personen vom 5. Mai 1929 kann überdies ein immer wie-
der rückfälliger Landstreicher auf unbestimmte Zeit in eine Ver-
wahrungsanstalt versorgt werden.'

Weitere Zwangsversorgungsgesetze haben die Kantone
Nidwalden,' Basel-Land,78 Wallis,' während Uri in seiner Kan-
tonsverfassung (Art. 44) bei der Garantierung der persönlichen
Freiheit zugunsten der administrativen Versorgung einen Vor-
behalt macht.78 Die Zwangsversorgungsgesetze von Basel-
Stadt," Aargau,' Thurgau81 haben wir oben bereits erwähnt.82

72 Vergl. Segesser Z. 29. 284.
73 Halter: Allg. Teil: S.379.
74 Ebenso Neuenburg bei zweimaligem Rückfall.
75 Armengesetz vom 28. April 1912 §§ 36/37.
76 Gesetz betreffend die Versorgung in Zwangsarbeits-, Besserungs-

und Trinkerheilanstalten vom 28. April 1924.
77 Gesetz betr. die öffentliche Armenpflege vom 20. November 1926.
78 Vergl. Zbinden a. a. O. S. 338.
79 Gesetz betr. die Versorgung in Zwangsarbeits- und Besserungsan-

stalten vom 21. Februar 1901, abgeändert durch das EG zum ZGB vom
27. April 1911.

80 Gesetz über Errichtung einer Zwangsarbeitsanstalt vom 19. Hornung
1868 mit der VV vom 17. April und 13. Weinmonat 1868.

81 Gesetz betr. die Errichtung einer Zwangsarbeitsanstalt vom 13. De-
zember 1849.

82 §4 I Einleitung.
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III. Die allgemeinen und ergänzenden Bestimmungen des Vor-
mundschaftsrechts

Eine Darstellung der geltenden Normen, welche gegenüber
den Nichtseßhaf ten zur Anwendung gelangen, wäre unvollstän-
dig, wenn man die Bestimmungen des Vormundschaftsrechts
nicht einbeziehen würde.

In Frage kommen die Art. 369 und 370 ZGB:
Art. 369: «Unter Vormundschaft gehört jede mündige Per-

son, die infolge Geisteskrankheit oder Geistesschwäche ihre
Angelegenheiten nicht zu besorgen vermag, zu ihrem
Schutze dauernd des Beistandes oder der Fürsorge bedarf
oder die Sicherheit anderer gefährdet.»
Die Verhaltungsweise eines Vaganten ist zweifellos als eine

Gefährdung der Sicherheit der seßhaften Bevölkerung aufzu-
fassen. Es bedeutete deshalb gewiß einen großen Fortschritt, als
auch durch das ZGB die Möglichkeit geschaffen wurde, sich
der Gemeingefährlichkeit solcher Personen durch die sichern-
den Maßnahmen der Entmündigung und der Anstaltsversorgung
zu erwehren. Art. 369 ZGB befaßt sich in erster Linie mit
geisteskranken oder geistesschwachen Personen. Wie Bleuler"
dazu bemerkt, bezeichnen beide Worte einen Begriff, der alle
Abweichungen vom Normalen umfaßt, sowohl die eigentlichen
Geisteskrankheiten im technischen Sinne als auch viele Psycho-
pathien und Degenerationen, inklusive moralische Minder-
wertigkeit. Binswanger" führt dazu aus, Art. 369 komme auch
bei nicht eigentlich geisteskranken Personen zur Anwendung,
wenn eine sogenannte affektive Geistesschwäche vorliege,
welche sich dann praktisch als eine Geisteskrankheit auswirke;
es können somit mehrfach vorbestrafte, gemeingefährliche
Rechtsbrecher, aber auch noch nicht straffällig gewordene, so-
genannte haltlose Psychopathen, welche durch ihre liederliche
und arbeitsscheue Verhaltungsweise auffallen, gestützt auf diese
Bestimmung, entmündigt werden. Dies wird, wie wir bald sehen
werden,85 bei Vaganten sehr oft der Fall sein. Es werden jedoch

83 Lehrbuch der Psychiatrie 1916, S. 476.
84 Binswanger: Zur forensischen Psychatrie der nichtgeisteskranken

Personen, S. 155.
85 Siehe unten, § 5, II.
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in erster Linie die rein pathologischen Fälle von NichtseBhaftig-
keit durch diese Bestimmung betroffen werden.

Art. 370 ZGB bestimmt:
«Unter Vormundschaft gehört jede mündige Person, die

durch Verschwendung, Trunksucht, lasterhaften Lebens-
wandel oder durch die Art und Weise ihrer Vermögens-
verwaltung sich oder ihre Familie der Gefahr des Not-
standes und der Verarmung aussetzt, zu ihrem Schutze
dauernd des Beistandes oder der Fürsorge bedarf oder die
Sicherheit anderer gefährdet.»
Sowohl der Zürcher wie der Berner Kommentar zum ZCiB

betonen ausdrücklich, daß es angehe, arbeitsscheue Müßiggänger
und Vagabunden, auch wenn ihnen keine positiven Delikte nach-
gewiesen werden können, unter den Begriff des lasterhaften
Lebenswandels zu subsumieren. Egger" bezeichnet die Land-
streicherei als «eine vom Standpunkt der Kultur aus unerträg-
liche niedere Lebenshaltung.» U. E. würden die Bestimmungen
des Vormundschaftsrechts (Art. 370 in Verbindung mit Art. 406:
Versorgung Entmündigter in eirter Anstalt) zur Bekämpfung der
Landstreicherei vollends genügen. Der Lebenswandel des Land-
streichers ist lasterhaft und gefährdet die Sicherheit der seß-
haften Gesellschaft. Bei der Internierung der Prostituierten auf
dem Wege der Entmündigung verlangt die bundesgerichtliche
Praxis allerdings eine besondere Norm des kantonalen Ver-
waltungsrechts, da man bei der Prostitution nicht von einer
Sicherheitsgefährdung anderer sprechen könne." In der Un-
stetheit des Landstreichers und seiner Neigung, zum eigent-
lichen Delinquenten zu werden, liegt eine typische Gefährdung
der Sicherheit. Eine spezielle kantonale, verwaltungsrechtliche
Norm ist daher u. E. überflüssig.

Art. 406 ZGB spricht von der Anstaltsversorgung, «wor-
unter jede geeignete Anstalt zu verstehen ist, die der Inter-
nierte nicht eigenmächtig verlassen kann, natürlich mit Aus-
nahme der eigentlichen Strafanstalten (Zuchthäuser und 0e-
fängnisse)».88 Bei unseren Untersuchungen ist uns aufgefallen,
daß Landfahrer auf Grund des Art. 406 in Verbindung mit Ar-

86 Kommentar zum ZGB S. 500.
87 BGE 42 II 216, Pr 9 No. 128.
88 Kaufmann: Kommentar zu Art. 406 ZGB. V No. 3 und 6.
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tikel 370 ZGB in Strafanstalten «versorgt» werden, da nach An-
gabe der Behörden zur Zeit keine anderen Möglichkeiten be-
stünden, und da man bei der konstanten Ausbruchsgefahr bei
diesen Personen diese nicht in anderen Anstalten unterbringen
könne.

Verfahrensrechtlich sei noch ausdrücklich erwähnt, daß
das ZGB alle erdenklichen Sicherheitsmaßnahmen getroffen hat,
um zu verhüten, daß diese Personen ungerechtfertigterweise
versorgt werden. Dies ganz im Gegensatz zum Verfahrens-
recht der kantonalen Zwangsversorgungsgesetze. Das ZGB be-
schränkt die persönliche Freiheit nur, wenn es absolut unum-
gänglich ist. Die Weiterziehung an das Bundesgericht ist garan-
tiert (Art. 373 ZOB). Ausdrücklich bestimmt Art. 374, daß die-
jenigen, welche auf Grund von Art. 370 entmündigt und ver-
sorgt werden sollen, vorher angehört werden; die Entmündi-
gung in den Fällen von Art. 369 darf nur dann ausgesprochen
werden, wenn ein fachmännisches Gutachten vorliegt. Endlich
seien noch das Beschwerderecht gegen vormundschaftliche Ver-
fügungen, die über die im Gesetze genau umschriebenen Er-
mächtigungen hinausgehen (Art. 420 ZGB). und die Haftpflicht
der vormundschaftlichen Organe genannt.

So schön und vollkommen das Vormundschaftsrecht im
ZGB ausgebaut ist, um jede Willkür zu vermeiden, so ausge-
zeichnet sich die Bestimmungen der Art. 369/370 in Verbindung
mit Art. 406 für unsere Persönlichkeiten eignen, es sind leider
nur wenige Kantone, welche diese Lösung in ihrem Fürsorgege-
setz ausdrücklich übernommen haben ;89 in fast allen anderen
Kantonen sind es die Armenbehörden oder andere Stellen der
Exekutive, welche sich mit ihnen befassen.

89 Graublinden, Obwalden.



Zweiter Teil

Die aktuellen Formen der NichtseBhaftigkeit
Um feststellen zu können, ob die im ersten Teil dieser Ar-

beit besprochenen strafrechtlichen und fürsorgerischen Maßnalt-
men gegenüber dem Auftreten der Nichtseßhaftigkeit genügen --
oder ob besonders für die Zeit nach Beendigung des zweiten
Weltkrieges Neuerungen und Änderungen vorzuschlagen sind
— ist es notwendig, sich mit den einzelnen Typen von Nicht-
seßhaften intensiver zu befassen. Unserer ursprünglichen Ein-
teilung getreu tun wir gut, diese Menschenklasse in die beiden
Hauptgruppen: Einzelwanderer und Landfahrer zu teilen und in
getrennten Abschnitten zu behandeln.

§ 5. Die Einzelwanderer

I. Soziologische Betrachtungen zum Problem

Wohl die wichtigste Grundlage für die Erkenntnis einer so-
ziologischen Erscheinung ist die Statistik. Das einzige zuverläs-
sige und einigermaßen vollständige Zahlenmaterial, welches uns
zur Verfügung steht, sind die Frequenzzahlen der Naturalver-
pflegung, welche alljährlich in den «amtlichen Mitteilungen» ver-
öffenlicht werden. Diese Statistik, welche der leitende Ausschuß
seit 1894 von den Stationen führen läßt, qualifiziert sich als eine
reine Verwaltungsstatistik. Die effektive Zahl der Wandernden
wird durch sie nicht festgestellt, indem lediglich die Gutscheine,
welche an die Unterstützten abgegeben werden, gezählt werden.
Der nämliche Wanderer wird nun meistens mehrere Gutscheine
benützen, sodaß auf einen Reisenden oft eine ganz beträchtliche
Anzahl von Verpflegungen fallen kann. Da bis 1942 jede Her-
berge berechtigt war, Unterstützungswanderscheine auszustel-
len und keine Pflicht bestand, dies an eine zentrale Stelle zu
melden, konnte auch von dieser Seite her nie festgestellt werden,
wie viele Wanderer effektiv unterwegs waren. Die Frequenz-
zahlen, welche aus der gegenüberstehenden graphischen Dar-
stellung ersichtlich sind und welche die jeweilige jährliche Summe



Graphische Darstellung I
Die Intensität der Wanderarbeitslosigkeit in der Schweiz seit 1894
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der ausgeteilten Mittags- und Nachtverpflegungen angeben,
sind nichtsdestoweniger wertvoll, indem sie uns ganz allgemein
einen Begriff geben von der Intensität der Leistungen, welche
von der Gesellschaft für ihre mittellosen Wanderer aufgebracht
werden mußten, um dieselben notdürftig vor Vagantität und
Bettel zu bewahren. Aus einer Statistik über die Naturalver-
pflegung, welche auch für die heutige Zeit noch interessant ist,
geht hervor, daß man zur effektiven Zahl der Wanderer gelange,
wenn man die Summe der jährlichen Gesamtverpflegungen durch
zwölf dividiere. Ob dieses Verhältnis eine konstante Regel dar-
stellt, läßt sich nicht sagen; jedoch nimmt man an, daß im Durch-
schnitt die Zahl der Wanderer den 15./20. Teil der Verpflegungs-
fälle ausmacht.1 Da es nie möglich war, sämtliche Kantone für
die Naturalverpflegung zu gewinnen, sind die angegebenen
Zahlen auch insofern unvollständig, da wir über die Zahl der
flottanten Bevölkerung der Westschweiz, des Tessins und des
Kantons Graubünden nichts wissen.

Aus der Zahl der jährlichen Ausschließungen von der Be-
zugsberechtigung der Naturalverpflegung könnte man vielleicht
Schlüsse ziehen auf den effektiven Bestand derjenigen Nichtseß-
haften, welche das minderwertige Element in der Masse der
Wanderer darstellen, d. h. Leute, welche als Landstreicher zu
qualifizieren wären.2 Weiterhin wurde von uns der Versuch
unternommen, von den Polizeidepartementen der Kantone selbst
die nötigen Angaben für statistische Unterlagen über die Häufig-
keit der Vagantität in der Schweiz zu erhalten. Das Resultat
dieser Umfrage war jedoch unbefriedigend, da in den wenigsten
Kantonen solche Statistiken geführt werden, und man sehr oft
gezwungen wäre, in Tausenden von Polizeirapporten nachzu-
schlagen. Für Zürich und Basel vergleiche Anhang. Aus den er-

1 Aus der Statistik von 1912 ergab sich, daß die 242 765 verwendeten
Gutscheine jenes Jahr ungefähr den 12fachen Betrag der tatsächlichen Zahl
der Wanderer ausmachten. Genau verteilte sich die große Summe der
Gutscheine auf 20 716 Wanderer. Davon hatten 6 mehr als 200 ( !), 182
mehr als 100 Gutscheine benützt; etwa 90 % Waren 1-100mal gezählt wor-
den, davon 37,7 % einmal. — Vergl. Statistik über Naturalverpflegung pro
1912 im Gebiete des Verbandes für Naturalverpflegung in der Schweiz,
S. 22 ff.

2 Genaueres siehe unten § 5 1 2 d.
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langten Zahlen, welche jedoch nur die Summe der Verhaftungen
der Landstreicher und Bettler angeben, kann wiederum nicht
auf die absolute Zahl geschlossen werden, da ein echter «Kunde»
meistens mehr als einmal mit der Polizei in Berührung kommt.'

Auch durch die Einführung des STUB ist in dieser Hin-
sicht keine Änderung zu erwarten. Schon vor seinem Inkraft-
treten war es den Kantonen freigestellt, die ausgesprochenen
Strafen dem schweizerischen Zentralpolizeibüro in Bern zu
melden. Nur einige wenige Kantone meldeten jedoch das Delikt
«Landstreicherei»; da der Tatbestand meistens in den Armen-
gesetzen kodifiziert war, bestand auch aus diesem Grunde keine
Veranlassung zu einer Meldung an das Zentralstraf register. Mit
der Einführung des STUB hat sich für uns die Lage in dieser
Hinsicht noch verschlimmert, indem in Art. 360 lit , b bestimmt
wird, daß nur solche Verurteilungen von Obertretungen ins
Strafregister aufzunehmen sind, welche vom Bundesrat in einer
VO näher zu bezeichnen sind. Dies betrifft nun aber nur die
Obertretungen des STGB oder eines andern Bundesgesetzes.
Die Führung ergänzender kantonaler Listen, besonders im Hin-
blick auf das verbleibende kantonale Obertretungsstrafrecht,
wurde vom Nationalrat und vom Ständerat zuerst in Art. 383
his E geregelt; schließlich wurde es aber den Kantonen vollends
überlassen, ob und wie solche allenfalls eingerichtet werden
sollten.' Zusammenfassend kann in Betrachtung der Sachlage
gesagt werden, daß es weiterhin nie möglich sein wird, eine
genaue Statistik über die in der Schweiz vagabundierenden
Elemente aufzustellen. Der Ausschluß dieser Delikte von der
Zentralstrafregistratur ist allerdings von der Wissenschaft auch
in andern Ländern als ein großer Mangel betrachtet worden;
so kritisiert Seuffert die deutschen Verhältnisse:5

3 Nach den Aussagen eines Polizeioffiziers der Kantonspolizei Zürich
soll es einzelne Individuen geben, die jährlich bis zu 40mal verhaftet werden.

4 Sten. Bull. NR 581 ff. STR 246 f. NR 756.
5 Seuffert: Die Bewegungen im Strafrecht während der letzten dreißig

Jahre. Dresden 1901. S. 7 ff. Ähnliche Kritik bei v. Liszt in Zeitschrift
für die gesamte Strafwissenschaft, 4. 320: «Die Nichtberücksichtigung der
in § 361 bedrohten Übertretungen ist entschieden zu bedauern. Die Fest-
stellung des gewerbs- und gewohnheitsmäßigen Verbrechertums ist damit
unmöglich gemacht.»
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«Als ein Mangel der Reichskriminalstatistik erscheint die
Auslassung der nach § 361 Nr. 3/8 DSTGB Verurteilten.
Es sind die Landstreicher, Bettler, Trunkenbolde, die lie-
derlichen Dirnen und Arbeitsscheuen, die sogenannte petite
criminalité   ; und diese petite criminalité ist insofern
kriminalistisch von Bedeutung, als sie vielfach die Pflanz-
schule des schweren Verbrechertums ist. Die Zahl der
Rückfälligen bei der petite criminalité ist zuweilen über-
raschend hoch» ... etc.

Frankreich führt seit mehr als einem Jahrhundert in dem
jährlich erscheinenden «Compte Général de l'Administration de
la Justice Criminelle» eine ausreichende Statistik über Land-
streicherei und Bettel. England und Wales besitzen seit 1897
einen besonderen Abschnitt über leichte strafbare Handlungen.
Ebenso das frühere Österreich auf Grund der §§ 1 und 2 des
Landstreichergesetzes vom 24. Mai 1885. Sehr ausführlich und
vorbildlich war die Statistik der ehemaligen Tschechoslowakei,
wobei Angaben über Geschlecht, Beruf, Alter, Nationalität,
Schulbildung und Familienstand gemacht wurden. Die beste
Untersuchung wurde jedoch in neuester Zeit anhand der in
Bayern von 1935/37 erfaßten Wanderer gemacht.'

I. Die Intensität der Wanderarbeitslosigkeit seit 1894
Das Problem der Arbeitslosigkeit begann die öffentliche

Meinung der Schweiz erstmals in der zweiten Hälfte der 70er
Jahre des 19. Jahrhunderts intensiv zu beschäftigen, um seither
immer mehr zum Mittelpunkt aller sozialpolitischen Betrach-
tungen zu werden. Gerade das massenhafte Auftreten der Wan-
derarbeitslosen spornte die Öffentlichkeit an, geeignete Maß-
nahmen zu treffen. Schon vor dem letzten Weltkrieg sahen sich
Bund und Kantone immer mehr gezwungen, durch Gesetzes-
bestimmungen in die sozialen Zustände einzugreifen; diese Ge-
setzgebung nahm nach dem Weltkriege zu, und nach der Welt-
wirtschaftskrise schwollen die Maßnahmen gegenüber dem im-
mer größer werdenden Übel noch mehr an. Die Wanderarbeits-
losen und die wandernden Gelegenheitsarbeiter traten immer
mehr in der allgemein größer werdenden Not zurück, haben aber
nie aufgehört, ein gewisses Kontingent von Arbeitslosen zu

6 II. Baumgartner: Der nichtseBhafte Mensch S. 97 ff.
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stellen, welche man als eigene Gruppe betrachten muß. Sie
bilden sozusagen die unterste Gruppe der Arbeitslosen, die teils
wegen ihrer mangelnden beruflichen Fähigkeiten, teils wegen
ihrer psychischen Verfassung nie in die Reihen der qualifizierten
Arbeiter eintreten. Die Krisenzeiten haben aber gezeigt, daß
auch qualifizierte Arbeiter (ja sogar Vertreter akademischer
Berufe) gezwungen werden können, auf die Stufe der Wander-
arbeitslosen hinabzusteigen und es nicht verschmähen, die Her-
berge in Anspruch zu nehmen.

Insbesondere wurde das Kontingent der Wanderarbeits-
losen immer durch solche Arbeiter vergrößert, welche bei der
Arbeitslosenversicherung nicht versicherungsfähig oder ver-
sicherungspflichtig sind. Es betrifft dies speziell Arbeitnehmer
mit geringem Lohn, welche die Prämienleistung an die Ver-
sicherung nicht aufbringen können, dann aber auch Personen
ohne festen Wohnsitz, Saison- und Gelegenheitsarbeiter sowie
Leute mit Wanderberufen. Zu diesen gesellen sich dann noch
die sogenannten ausgesteuerten Arbeitslosen, d. h. diejenigen,
deren Bezugsberechtigung infolge langer Arbeitslosigkeit er-
schöpft ist.

Seit 1894 sehen wir ein kontinuierliches Abfallen der Kurve
der Nichtseßhaften bis zum Jahr 1899, ein Ansteigen bis 1905,
eine Stagnierung bis 1909, um dann rasch aufzusteigen während
der letzten Vorkriegsjahre. Die wirtschaftliche Depression von
1908 hatte auch auf die Wanderarbeitslosigkeit ihre Auswir-
kung, und 1913 verzeichnet die Naturalverpflegung ihren ab-
soluten Höchststand mit 328 756 Verpflegungen. Die Lage war
allgemein gedrückt: Handwerk und Gewerbe litten vor allem
unter dem Rückgang der Bautätigkeit, was auf die Arbeitslosig-
keit der wandernden Gelegenheitsarbeiter immer eine spezielle
Auswirkung hat. Das starke Abfallen der Kurve während des
letzten Weltkrieges ist insbesondere auf die Abwanderung der
ausländischen Arbeitskräfte zurückzuführen, hatten doch ge-
rade diese in den letzten Vorkriegsjahren den schweizerischen
Wanderarbeitslosen die Waage gehalten. Der Waffenstillstand
zeigte ungünstige Auswirkungen (Nachlassen der Exportauf-
träge, Truppenentlassungen, Tiefstand der Beschäftigung in
Industrie und Gewerbe). Nachdem die durch den Krieg verur-
sachte Störung des wirtschaftlichen Gleichgewichts zwischen
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den Staaten durch den allgemeinen Warenhunger zunächst
überdeckt wurde, führten Kriegsverarmung und Inflation in
der Folge zum Zusammenbruch, von dessen Auswirkungen auch
die Schweiz betroffen wurde. Die Zahl der Arbeitslosen betrug
im April 1921 47 900, was auch wieder eine empfindliche Aus-
wirkung auf die Nichtseßhaftigkeit hatte (ca. 200 000 Natural-
verpflegungen pro 1921). In den folgenden Jahren nimmt die
Arbeitslosigkeit rapid ab, bei den Wanderarbeitslosen vollzieht
sich der Prozeß langsamer, doch kommen sie 1929 mit 77 000
Verpflegungen dem Frequenztiefstand während des letzten
Weltkrieges wieder näher. Die Weltwirtschaftskrise der Jahre
1931/36 hatte tiefgreifende Rückwirkungen auf das Anschwel-
len des Wanderstroms. Die Klagen gegenüber dem lästigen
Hausbettel und der Vagantität nehmen allgemein wieder zu.'
1932 wurden auch im Kanton Zürich mehr als 2000 Verhaftun-
gen wegen Bettels und Landstreicherei vorgenommen, eine
Höchstzahl, welche man seit 1911 nicht mehr erreichte. 1936
verzeichnete die Naturalverpflegung den Höchststand der Ver-
pflegungen, welche an Schweizer abgegeben wurden, nämlich
281 432, während 1913 beim absoluten Maximum der bisherigen
Verpflegungsabgabe (328 756) nur 173 050 an Schweizer ver-
abfolgt wurden. Wir beobachten bis zum Jahre 1936 ein
dauerndes Ansteigen der Frequenzzahl (282 357), was im Ver-
gleich zum Jahre 1929 eine Zunahme von 363 % bedeutet. Die
Erscheinung ist zum großen Teil darauf zurückzuführen, daß
besonders alleinstehende, ledige, gegen Arbeitslosigkeit nicht
versicherte Personen große Mühe hatten, Beschäftigungsmög-
lichkeiten zu finden und sich gegenüber den seßhaften und ver-
sicherten Arbeitslosen in bezug auf Arbeitsvermittlung im Nach-
teile befanden. Die starke Inanspruchnahme der Naturalver-
pflegung, hauptsächlich durch landwirtschaftliche Arbeitskräfte,
war die Folge der jeweils im Sommer einsetzenden Aktion der

7 Vergl. Verhandlungen der 24. Armenpflegekonferenz (1931) Armen-
sekretär Zwicky: «Die gegenwärtigen Zustände hinsichtlich des Bettler-
und Flottantenwesens sind unhaltbar. Die Belästigung der Bevölkerung
durch seßhafte und vagabundierende und zum Teil hausierende Bettler, die
wirtschaftlich und fürsorgerisch unrationelle Benützung und der häufige
Mißbrauch der öffentlichen und privaten Fürsorgestellen rufen dringend
zweckmäßiger Abhilfe.»
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Arbeitsämter zur Vermittlung geeigneter, arbeitsloser Berufs-
arbeiter in die Landwirtschaft, wodurch natürlich gerade die
wandernden Gelegenheitsarbeiter, welche früher im Sommer
auf dem Lande ihr Unterkommen fanden, immer mehr vom
landwirtschaftlichen Arbeitsmarkt abgedrängt wurden. Außer-
dem darf man hier das Mißtrauen der Bauernbevölkerung
gegenüber den Herbergsbesuchern nie außer acht lassen, wel-
ches teilweise unberechtigt auf einem Vorurteil beruht, ander-
seits aber doch in den schlechten Erfahrungen begründet ist,
welche die Bauern besonders mit den arbeitsscheuen und un-
steten Vertretern der Wanderarmen machen. Die Abwertung
brachte eine neue Belebung des Arbeitsmarktes (vorerst ein
Anziehen des Exportes, welches kurz darauf von einer Steige-
rung sowohl der privaten als auch der öffentlichen Bautätigkeit
gefolgt war) und führte zu einer nie dagewesenen Entlastung
der Naturalverpflegung, sodaß man im gegenwärtigen Kriege
bereits von einer Verwaisung der Herbergen spricht.8 Eine voll-
kommene Neuordnung auf diesem Gebiete brachte jedoch die
Einführung der obligatorischen Arbeitsdienstpflicht. Es ist in-
teressant, die beiden Frequenzabnahmen während der zwei
Weltkriege kurz zu betrachten:

Jahr	 Verpfle-
gungen

Kosten Jahr Verpfle-
gungen

Kosten

1914	 246 653 Fr. 270 453.55 1939 112 383 Fr. 255 311.68
1915	 123 980 158 182.27 1940 24 411 88 758.80
1916	 78 948 122 263.87 1941 10 849 64 154.90
Total: 449 581 Fr. 550 899.69 147 643 Fr. 408 225.38

Trotzdem die Zahl der Verpflegungen auch in den ersten
drei Jahren des ersten Weltkrieges gewaltig zurückging,
wurde nie ein solcher Frequenztiefstand erreicht, wie in diesem
Kriege. Der Ausgleich von Nachfrage und Angebot vollzog sich
im letzten Krieg ohne Anwendung der Arbeitsdienstpflicht. Für
den Bedarf des Arbeitsmarktes waren genügend Kräfte vor-
handen, sodaß sich ein staatlich gelenkter Arbeitseinsatz er-
übrigte. Viele Flottante wurden der Arbeit damals nicht zu-
geführt, sodaß die Arbeitsscheuen beim Erscheinen auf den Her-

8 Vergl. Schweiz. Wirtezeitung 1942,  No. 30.
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bergen gar nicht Gefahr liefen, zur Arbeit herangezogen zu wer-
den, wie dies jetzt der Fall ist. Die straffe Organisation auf dem
Arbeitsmarkt, wie sie heute durch die Einführung der Arbeits-
dienstpflicht, den Einsatz von Arbeitskräften für Bauten von
nationalem Interesse, in der Land- und Forstwirtschaft, bei
Meliorationen usw. geschaffen wurde, fehlte damals ganz. Es
steht heute eine ganz beträchtliche Anzahl von Nichtseßhaften
im Arbeitsdienst, denen man früher kaum Arbeit vermitteln
konnte. Es stellt sich heute die Frage, ob nach Beendigung die-
ses Krieges der unbefriedigende Zustand der Wanderarbeits-
losigkeit wieder auferstehen soll, oder ob Maßnahmen getroffen
werden können, das Wandern aus Not vollkommen einzu-
dämmen.

Sehr ausgeprägt bei den Flottanten ist die Saisonarbeits-
losigkeit. Die jahreszeitliche Entwicklung des schweizerischen
Arbeitsmarktes war immer stark beeinflußt durch die inten-
siven Saisonschwankungen im Baugewerbe, dessen Arbeits-
losenzahlen im Winter oft um ein Vielfaches größer sind als im
Sommer. Da bei den Wanderarbeitslosen heute die Berufs-
gruppen der Bauarbeiter und Bauernknechte das Hauptkontin-
gent stellen, findet man immer eine stärkere Belegung der Her-
bergen und der Arbeiterkolonien im Winter.9

Was nun noch das ausländische Element unter den Wander-
arbeitslosen und wandernden Gelegenheitsarbeitern betrifft (ver-
gleiche graphische Darstellung Nr. 1), erlebte man vor dem
ersten Weltkrieg eine starke Oberschwemmung der Schweiz
durch ausländische Wanderer, insbesondere durch Deutsche
und Österreicher, während die romanischen Nachbarn nur einen
kleinen Prozentsatz lieferten. 1913 wurden z. B. 87 712 Ver-
pflegungen an Deutsche, 43 827 an Österreicher, 6588 an Fran-
zosen, 5478 an Italiener und 10 128 an Angehörige übriger Staa-
ten abgegeben (insgesamt 153 733 gegenüber 173 050 Verpfle-
gungen an Schweizer, 74,1 %). Die Statistik von 1912 berech-
nete sogar, daß nur 41,9 % der Wandernden Schweizerbürger,

9 Nachtgäste in den	 Jahren am 15. Juni am 15. Dezember
1934 275 850
1935 199 769
1936 308 998
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58,1 % hingegen Ausländer seien.' Während des ersten Welt-
krieges fiel dann der Anteil der ausländischen Wanderer stark
ab (1918: 1,7 %), um auch in der Nachkriegszeit nie mehr auf
mehr als 3 % zu steigen." Die Paßvisumerleichterungen des Jah-
res 1929 hatten allerdings wieder einen starken Andrang von aus-
lündischen Wanderern zur Folge, insbesondere von Deutschen,
welche nicht selten versuchten, sich eine billige Schweizerreise
auf Kosten der Naturalverpflegung zu verschaffen, ohne eigent-
lich Arbeit zu suchen." Schon 1931 wurde jedoch in einem
Kreisschreiben des Justiz- und Polizeidepartements kurzerhand
bestimmt, daß neu zugereiste mittellose Ausländer aufzugrei-
f en und sogleich wegzuschaffen seien. Ebenso wies die Na-
turalverpflegung in der Folge alle Ausländer ab, welche nicht
eine Aufenthaltsbewilligung besaßen. 1932 hatte die steigende
Not in Deutschland auch auf die badischen Grenzgebiete ihre
Auswirkung, sodaß immer wieder Leute, denen die Einreise
in die Schweiz wegen Mittellosigkeit untersagt war, die Grenze
schwarz passierten. Dies gelang gerade den zweifelhaften Exi-
stenzen, was im Kanton Basel z. B. die Einführung eines ver-
stärkten Grenzschutzes zur Folge hatte. Diebstähle, Einbrüche,
Betrügereien und Hausbettel hatten eine beunruhigende Zu-
nahme erfahren.

2. Die persönlichen Verhältnisse der Wanderer
Als in den 80er Jahren des 19. Jahrhunderts in der Schweiz

die ersten Fürsorgemaßnahmen für die nichtseßhafte Bevölke-
rung ins Leben gerufen wurden, war das eigentliche Handwerks-
gesellenwandern bereits im Niedergang. Die malerische Erschei-
nung der Hamburger Zimmerleute, welche noch vor dem letz-
ten Weltkrieg die Herbergen und die Landstraßen belebten,
sind heute zu einer großen Seltenheit geworden. Die alte Poesie
der Wanderschaft ist nicht mehr. Wenn es früher zur richtigen
Berufsausbildung eines Handwerkers von Zünften und Regie-
rung geradezu vorgeschrieben war, daß nach den Lehr- unbe-

lo Hingegen fielen auf die Schweizer 51,9 %, auf die Ausländer
48,1 % der Verpflegungskosten.

11 1936 betrug der Anteil der Ausländer nur noch 0,3 %, 1938 0,15 %.
12 Amtl. Mitteilungen 1930, S. 17.

6 Waltisbtild, Landstreichertum
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dingt die Wanderjahre zu folgen hätten, ist nun ein grund-
legender Wandel eingetreten: nur für eine kleine Minderheit
von Wandernden mag heute die Wanderschaft noch den Zweck
einer weiteren beruflichen Ausbildung haben. Der Mehrzahl
dient sie einem andern Zwecke, nämlich dem des Aufsuchens
neuer Arbeits- und Erwerbsgelegenheit. Deshalb hat auch die
Qualität der Wandernden gewechselt; eine kurze Untersuchung
über den Altersaufbau und über die beruflichen Verhältnisse
möge dies illustrieren:

a) Das Alter der Nichtsahaften
(Vergl. dazu graphische Darstellung Nr. 2)

1894 stellten die Altersklassen unter 20 Jahren und unter
30 Jahren noch das weitaus größte Kontingent der Wanderer.
Die Altersklassen von mehr als 40 Jahren waren nur mit 17,2 %
vertreten. In den Jahren 1905/1906 zeigt sich aber schon eine
starke Zunahme der letzteren auf 30 % und 1915 bemerkt man
eine starke Verschiebung von 37,1 % auf 51,8 %, während bei
den Wanderern von 20 bis 30 Jahren eine Verminderung von
11 % stattfindet. Es zeigte sich in der Folge, daß es sich hier
nicht nur um eine momentane Kriegskrisenerscheinung handelte.
Besonders zeigte die Altersklasse von 50 bis 60 Jahren einen
kontinuierlichen Aufstieg auf 41,55 % (1939), gegen 6,1 % 1894."
Leute von mehr als 60 Jahren   so sollte man wenigstens an-
nehmen — sollten ihren Lebensabend nicht in den Herbergen
und auf der Landstraße verbringen. In den Jahren 1918 stellen
sie jedoch 12 %, 1930, nach einem Abfallen 1922 auf 5,2 %, wie-
derum 10% aller Nichtseßhaften. Der Ausschluß der mehr als
Sechzigjährigen vom Bezug der Naturalverpflegung hat glück-
licherweise diese beklagenswerte Erscheinung zum Verschwin-
gen gebracht."

13 1940: 55,2%; 1941: 54,01%. Diese Zahlen zeigen deutlich, wie
schwer es ist, diese Leute auch in einer Zeit der Vollbeschäftigung ein-
zusetzen.

14 Es ist fraglich, ob solche Arbeitslose unter die Begünstigung der
Fürsorge für ältere Arbeitslose (vergl. BB vom 21. Juni 1939) fallen, oder
ob sie armengenössig werden. Sehr oft wurde eben gerade die Unter-
stützung der Naturalverpflegung durch diese Leute gewählt, weil sie den
rechtsmindernden Folgen der Armengenössigkeit nicht ausgesetzt sein
wollten. Die Hauptaufgabe dieses BB besteht darin, ältere Leute vor der
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Erfreulich ist hingegen das ständige Abnehmen der jünge-
ren Wanderarbeitslosen (Wanderer unter 20 Jahren erhalten
bei der Naturalverpflegung nur ausnahmsweise Unterkunft und
Verpflegung). Ebenso fällt die Kurve der Altersklasse 20/30
Jahre ständig, während die Wanderer von 30 bis 40 Jahren, seit
ihrem Höchststand im Jahre 1915 mit 25 % , heute wieder auf
den Ausgangspunkt von 1894 mit rund 13 % zurückgefallen sind.

Instruktiv sind Vergleiche in der Altersstruktur zwischen
den normalen Arbeitslosen und den mittellosen Wanderern:

Alter
1929

gewöhnliche	 Wander-
Arbeitslose	 Arbeitslose

1938
gewöhnliche	 Wander-
Arbeitslose	 Arbeitslose

unter 20 8,6 2,2 3,5 0,02
21-30 32,5 13,7 21,4 11,7
31-40 17,6 17,1 22,2 22,9
41-50 16,1 28,1 19,6 29,0
51-60 14,4 29,4 18,6 35,9

über 60 10,7 9,7 14,7 0,2
1929 sehen wir gegenüber 33 % aller Arbeitslosen in der

Klasse von 20 bis 30 Jahren bei den Nichtseßhaf ten in der glei-
chen Altersstufe nur 13,7 %, wogegen die Altersstufen von 41/50
und 51/60 Jahren bei den Nichtseßhaften ungefähr das Doppelte
betragen, als bei den übrigen Arbeitslosen.

Die bayrische Untersuchung" 1937 zeigt ebenfalls einen
andern Altersaufbau als die schweizerischen Verhältnisse im
gleichen Jahr. Während dort die Altersstufen bis zu 40 Jahren
63,3 % des Totals ausmachen, stellen wir in der Schweiz nur
35,4 % fest, während es sich bei den restlichen 64,6 % um Nicht-
seßhafte von mehr als 40 Jahren handelt. Hier zeigt sich bereits
der Einfluß der Arbeitslager für jugendliche Arbeitslose.

b) Die Berufe:
Untersucht man die Berufsverhältnisse der Wanderer, so ist

im Verlaufe der letzten 50 Jahre ein grundlegender Wandel ein-

Armengenössigkeit zu bewahren, wenn sie infolge jahrelanger Arbeitslosig-
keit nicht mehr in der Lage sind, ihren Lebensunterhalt durch Ausübung einer
regelmäßigen Erwerbstätigkeit selbst zu verdienen und nur noch beschränkt
vermittlungsfähig sind. Art. 18 des BB bestimmt nun, daß die Arbeitslosen
mehr als 50 Jahre alt und bedürftig sein sollen, aber Cue regelmäßige
Erwerbstätigkeit ausgeübt haben müssen.

15 Vergl. Baumgärtner a. a. O. S. 108.
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getreten. Waren es 1894 noch besonders die «gefährdeten» Be-
rufe (d. h. jene Berufe, die erfahrungsgemäß eine große Anzahl
von Lehrlingen ausbilden, denen dann keine Gesellenstellen ver-
schafft werden können), so marschieren heute die ungelernten
Berufe (Taglöhner, Handlanger, Hilfsarbeiter etc., aber auch
landwirtschaftliche Arbeiter) an der Spitze. Noch im Jahre 1912
betrug der Anteil der Handlanger, TagMiner und Bauern-
knechte etc. 23 % des gesamten Wandererkontingentes, was
ungefähr dem Verhältnis zwischen gelernten und ungelernten
Arbeitern überhaupt entsprechen mag. Die Quote ist leider
stetig gestiegen, sie stand 1923 bei den Nichtseßhaften auf
40,9 %, was eine bedeutende Abweichung vom Normalen aus-
macht. 1926 stellte die Gruppe Handlanger, Bauernknechte etc.
fast die Hälfte aller Wanderarbeitslosen (45 %), gefolgt von der
Berufsgruppe der Schlosser, Mechaniker, Schmiede mit nur
8 %, den Bäckern, Konditoren, Müllern und Metzgern mit 8,2 %
den Schreinern, Glasern, Zimmerleuten etc. mit nur 7,3 %, wäh-
rend die Schneider, welche noch 1910 an dritter Stelle waren,
nur ein geringes Kontingent von 3,9 % lieferten. Die vom Natu-
ralverpflegungsverband durchgeführten Berufsstatistiken zei-
gen immer ungefähr dasselbe Bild: Auch bei den Nichtseßhaf ten
sind sämtliche Berufsgruppen vertreten, jedoch stammen heute
die meisten aus dem Baugewerbe, der Landwirtschaft und den
ungelernten Berufen. 1936 fielen 54 % der Unterstützungen auf
ungelernte Arbeitskräfte, gegenüber 46 % auf Berufsarbeiter.
Wenn auch die Nachkriegsjahre und die Krise viele zwangen,
ihren Beruf zu wechseln und jede Arbeit anzunehmen, welche
die Arbeitsnachweise eben gerade verschaffen konnten, so wirkt
die Unstetigkeit der Lebensweise der Nichtseßhaften auf die
Weiterfortbildung im Beruf ungünstig. Aus diesem Grunde ist
es auch immer viel schwieriger, Flottante an private Stellen
zu vermitteln. Außerdem ist bei diesen Angaben große Vorsicht
am Platze, da sich unter den «Berufsarbeitern» bei den Nicht-
seßhaf ten eine große Zahl befindet, welche ihren Beruf nur sehr
schlecht ausüben und sich ihr ganzes Leben lang Schlosser
oder Bäcker nennen, wenn sie vielleicht einmal eine kurze, nie
beendigte Lehre gemacht hatten und sich sonst dauernd als
Hilfsarbeiter oder Handlanger durchschlugen.

Schon aus den Punkten a und b geht hervor, daß für einen
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großen Teil der Nichtseßhaften die Wanderschaft zwecklos ist.
Eine Erhebung im Jahre 1926 durch das eidgenössische Arbeits-
amt ergab, daß die meisten Wanderer auf der Wanderschaft
nicht mehr auf ihrem ehemaligen Beruf arbeiten, sondern auf
den ohnehin schon überfüllten Berufen ihr Auskommen suchen.
Auf den Arbeitsämtern findet man immer einen gewissen Pro-
zentsatz der sogenannten chronischen Arbeitslosen, welche man
trotz aller Bemühungen infolge ihrer mangelnden beruflichen
und moralischen Qualifikation nur ausnahmsweise und oft nur
für wenige Tage und Stunden unterbringen kann. Die Wander-
arbeitslosen gehören heute ebenfalls zu dieser Unterschicht, und
es wird noch zu erörtern sein, was mit dieser nach dem Kriege
zu geschehen hat, nachdem sie vorläufig durch die Mobilisation
und den Arbeitseinsatz fast vollkommen integriert wurde.

C) Die Herkunft der Wanderer
Die Soziologen verfolgen seit Jahrzehnten die allgemeine

Erscheinung der Landflucht, d. h. der Abwanderung der Land-
bevölkerung in die Stadt und in die Industrieorte. Der Zug in
die Stadt läßt sich auch bei den Nichtseßhaften feststellen. Es
handelt sich hauptsächlich uni die jüngeren Söhne von Klein-
bauern und dörflichen Handwerkern, welche bei der Unmög-
lichkeit, einmal das väterliche Giitchen zu bewirtschaften und
bei der geringen Aussicht auf eine bessere Entlöhnung in die
Stadt abwandern, wo ein Teil von ihnen — insbesondere die
handwerklich schlecht ausgebildeten und geistig schwächeren

jedoch keine Gelegenheit finden, seßhaft zu werden. Sie stel-
len das Hauptkontingent der ungelernten Berufe. Eine statisti-
sche Untersuchung durch Welti" weist nach, daß 86 % aller
derjenigen Nichtseßhaften, welche von der Wanderfürsorge als
minderwertig ausgeschlossen werden mußten, aus ländlichen
Veithältnissen stammten.'

Daß gerade ein so hoher Prozentsatz der minderwertigen
Wanderer auf das Land fällt, ist auch damit in Zusammenhang
zu bringen, daß kleinere und kleinste Gemeinden sich ihrer nicht
genügend annehmen wollen oder können. Die Kontrollorgane

16 Amtl. Mitteilungen 1942, S. 90.
17 Vergl. schon Hippel: Bettel und Landstreicherei S. 185, Baumgartner

a. a. O. S. 111 und dort zitierte Literatur.
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der Wandererfürsorge machen immer wieder die Erfahrung,
daß die Gemeindebehörden ihre fürsorge- und verwahrungs-
bedürftigen Nichtseßhaften wieder auf die Landstraße entlas-
sen, «nachdem sie sie ernstlich ermahnt» oder günstigenfalls
mit einem kleinen Zehrpfennig ausgestattet haben. Das Land
selbst weigert sich, solche Arbeitskräfte einzustellen, denn man
will keine Leute, welche sich bereits an ein müßiges und arbeits-
scheues Leben gewöhnt haben. Anderseits scheut man die
Kosten, diese Individuen zu versorgen. Wenn sie auch von der
Landbevölkerung für die strenge Arbeit eines Bauern oder
Knechtes als ungenügend befunden werden, so erachtet man sie
dennoch nicht für verwahrungsbedürftig, da es bis «jetzt ja
auch so gegangen sei.» Wenn auch diese Auffassung vom sozial-
ethischen wie vom kriminalistischen Standpunkt aus verwerf-
lich ist, so muß zur Entlastung der Gemeindeväter doch gesagt
werden, daß sie nicht so ganz im Unrecht sind, wenn sie von
einer ein- bis zweijährigen Internierung nicht viel erwarten, da
der moralische Zustand der Betreffenden kaum zu ändern ist.
Anderseits finden sie eine dauernde Verwahrung zu kostspielig,
insbesondere deshalb, weil der arbeitsscheue Nichtseßhafte sich
immer wieder über Wasser halten konnte, sei es, daß er gele-
gentlich arbeitete oder sich durchbettelte, sei es, daß er eben
der Naturalverpflegung zur Last fiel. Erst als die Naturalver-
pflegung energischere Maßnahmen ergriff, mußten auch diese
Gemeinden in vermehrtem Maße für ihre Nichtseßhaften sor-
gen. Fraglich jedoch ist, ob es wirklich diese kleinen Gemeinden
sein sollen, welche für die erheblichen Kosten einer dauernden
Internierung aufzukommen haben.

d) Die moralische Qualifikation der Einzelwanderer,
Kriminalität

Die schweizerische Wandererfürsorge war immer bestrebt,
den Wanderstrom möglichst rein zu halten und zu sichten. Mit
dem Ausschluß aus der Naturalverpflegung übte sie eine polizei-
liche Funktion aus, durch welche der unwürdige Müßiggänger
vom arbeitswilligen Notdürftigen geschieden werden sollte. Aus
diesem Grunde kommt es selten vor, daß die sogenannten wan-
dernden Verbrecher" (d. h.: «vor allem jene aktiven Verbrecher,

18 Exner: Der nichtseBhafte Mensch, S. 90.
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die nicht wegen des charakteristischen Schwächedelikts der
Bettelei bestraft sind, die vielmehr auf die Landstraße gehen, um
sich der Verfolgung zu entziehen», Exner) auf den Herbergen vor-
sprechen, da sehr oft die Kontrolle zur Unterstützungszulassung
von der Gemeindepolizei selbst vorgenommen wird; vor allem
aber weil die Herbergen einer intensiveren polizeilichen Be-
obachtung unterliegen als die übrigen Gaststätten. Ebensowenig
wie die Gewohnheits- und Berufsverbrecher die Armenpflege in
Anspruch nehmen, um dadurch nicht die behördliche Aufmerk-
samkeit auf sich zu lenken, benützen sie auch selten die Wanderer-
fürsorge. Diese eigentlich gefährlichsten Nichtseßhaften fallen
damit aus unserer Untersuchung weg. Es ist offensichtlich, daß
gerade sie am ehesten einer strengen Kontrolle, sei es durch
die Polizei oder durch die Schutzaufsicht, bedürfen; doch muß
dieses Gebiet unter dem allgemeinen Gesichtspunkt der Be-
kämpfung des Berufs- und des Gewohnheitsverbrechertums be-
trachtet werden. Diese Menschen besitzen oft mehr als nur einen
Schlupfwinkel, wohin sie verschwinden, wie sie auch meistens
auf die Hilfe eines alten Berufskollegen rechnen können, bei
welchem sie im Notfalle Unterkunft finden. Besonders ausge-
prägt ist dieses System bei den Landfahrern, die in ihrem Volke,
wo es auch immer sei, Anschluß finden, außer wenn es sich um
eine verfeindete Sippe handelt, oder die Polizei ihnen scharf auf
den Fersen ist: In diesem letzteren Falle ist maddann allerdings
zu feig, dem Täter Schutz zu gewähren! Unter den vielen Hun-
derten von Namen, welche uns bei der Durchsicht der
schwarzen Tafel der Naturalverpflegung begegneten, kam es
nur einmal vor, daß ein «verdächtiger» Name auftauchte, d. h.
der Name eines Jennischen. Beim genaueren Zusehen handelte
es sich jedoch um eine armselige menschliche Ruine, welche in-
folge ihrer geistigen und psychischen Konstitution zu schwach
war, selbst einen Wanderberuf zu betreiben und die ihr halbes
Leben damit verbrachte, vom Irrenhaus ins Arbeitshaus und
vom Arbeitshaus zur Gelegenheitsarbeit, und wenn sie es dort
nicht mehr aushielt, wieder ins Irrenhaus zurück zu vagieren.
Eine traurige Existenz, von aller Welt verlassen — sogar vom
eigenen «Volke» — war sie gezwungen, in einer Herberge vor-
zusprechen, um dann das Pech zu haben, von der Polizei er-
wischt zu werden und wegen Verweisungsbruchs ins Gefängnis
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zu wandern. Was wohl aus ihr geworden ist?! Trotz den Kon-
trollen ist es auch der schweizerischen Wandererfürsorge nie
gelungen, das moralisch minderwertige Element von den Her-
bergen fern zu halten. Schließlich kann man ja nicht von jedem
einzelnen Gast die Vorstrafenkontrolle einfordern. Die Gefahr
des Mißbrauchs besteht bei der Naturalverpflegung ebenso sehr
wie bei allen anderen Fürsorgeeinrichtungen. Gerade weil sich
diese Fürsorgeart gegen das Stromertum richtet, ist anzuneh-
men, daß sich unter ihren Benützern viele Elemente befinden,
welche auf Kosten der Allgemeinheit zu leben versuchen. Be-
trachtet man nun die Verhältniszahlen der Abweisungen zu den
geleisteten Unterstützungen," so erkennt man, daß die Zahl der
Abweisungen vor dem ersten Weltkrieg prozentual eine höhere
war, als in der Nachkriegszeit. (1909 = 4,7 %, 1936 trotz der
großen Beanspruchung der Institution nur 0,5 %). Von 1900 bis
1941 haben die Abweisungen mit Ausnahme einiger Schwan-
kungen von Jahr zu Jahr eine Abnahme erfahren. Betrachtet
man die Gesamtzahl der Abweisungen von der Naturalverpfle-
gung 1900 bis 1941: 118076, so handelte es sich in den meisten
Fällen (101 444) um Zuwiderhandlung gegen die Statuten und
nur in 16632 Fällen um Ausschließung wegen polizeilicher Aus-
sch reibung.

Unter den Abweisungen infolge Statutenverletzung ste-
hen die Arbeitsverweigerer an der Spitze (32 854). Es folgen die-
jenigen, welche infolge Betrunkenheit nicht zugelassen werden
konnten (21 642). Bei diesen Arbeitsscheuen und Alkoholikern
ist auch die Mehrzahl rückfällig, d. h., sie mußten mehr als ein-
mal ausgeschlossen werden, um dann schlußendlich überhaupt
keine Unterstützung mehr zu erhalten.' Unter den Alkoholikern
befindet sich überdies das größte Kontingent verwahrloster und
nicht mehr arbeitsfähiger Elemente; es sind die chronischen
411östler und Schnapser», die von einer düsteren Kneipe zur

19 Vergl. dazu Welti: «Die erfolgreiche Abwehraktion gegen die miß-
bräuchliche Inanspruchnahme der Naturalverpflegung», Amtl. Mitteilungen
1942, S. 66.

29 Ober die Rückfälligkeit der Ausgeschlossenen gibt Welti folgendes
an: 841 Wanderern mußte die Unterstützung mehr als einmal verweigt:rt
werden und zwar 61 sechs- und mehrmal, 42 fünfmal, 174 viermal, 256 drei-
mal und 308 zweimal.
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andern ziehen, nirgends zu Hause sind und nie eine geordnete
Beschäftigung finden. Es folgt dann in dieser Aufstellung die
harmlosere Gruppe der Querulanten und Krachbrüder, welche
die Herbergsruhe stören, die andern Gäste nicht in Ruhe lassen,
gegenüber den Herbergseltern ausfällig und schließlich dann
nicht selten tätlich werden, sodaß die Polizei zu Hilfe gerufen
werden muß. Die letzte Gruppe endlich besteht mit 14 420 Weg-
weisungen aus solchen Nichtseßhaften, welche die angewiesene
Arbeitsstelle grundlos verlassen, ihre Arbeitgeber mit nach-
lässigen und langsamen Arbeitsleistungen zur Verzweiflung
bringen und sehr oft wegen ungebührlichen Benehmens entlassen
werden müssen, um dann auf diese Art und Weise der Arbeits-
scheu zu frönen und der Fürsorge von neuem zur Last zu
fallen. Es ist für die Kontrolleure oft schwer, diesen äußerst
raffinierten Gesellen auf die Schliche zu kommen, weil sie sich
wie kaum jemand aufs Täuschen und Heucheln verstehen. Auch
in den militärisch geführten und von der Heerespolizei über-
wachten Arbeitskompagnien, die während des gegenwärtigen
Krieges geschaffen wurden, muß man oft die Erfahrung machen,
daß es immer wieder Individuen gibt, welche über Nacht auf
Nimmerwiedersehen verschwinden   ihr gesamtes Lohngut-
haben zurücklassend. Welti schreibt über sie: «Unter ihnen fin-
den wir vielfach die harmlosen und scheuen Wanderer, die ein-
mal von der Wanderlust ergriffen, lieber auf Arbeit und Ver-
dienst verzichten und sich in Gottes freier Natur durchhungern.
Leichtlebige und pflichtlose Naturen, richtige Tippelbrüder, die
niemals ein Bedürfnis haben, irgendwo seßhaft und geborgen zu
sein und sich deshalb hemmungslos und ohne jegliches Pflicht-
gefühl plötzlich zur Aufgabe ihres Arbeitsverhältnisses ent-
schließen. Weder gesetzliche Bestimmungen noch Ver-
sprechungen irgendwelcher Art vermögen sie zurückzuhalten,
und gerade deshalb ziehen sie es vor, ihre Arbeitsstelle unbe-
merkt zu verlassen.» 16 632 (pro Jahr durchschnittlich 400)
Nichtseßhafte mußten wegen polizeilicher Ausschreibung abge-
wiesen werden. Bei dieser Kategorie handelt es sich teilweise
um eigentlich straffällige Wanderer, aber auch urn solche,
welche wegen Bettels und Vagantität gesucht wurden.

Ober die Art der Kriminalität der schweizerischen Einzel-
wanderer wissen wir nur sehr wenig. 1926 wurde durch
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C. Bartholdi im Auftrage des Eidgenössischen Arbeitsamtes eine
Untersuchung über die Straffälligkeit der Wanderer angestellt,
anläßlich der heftigen Kritik, welche damals gegen die Natural-
verpflegung einsetzte. Das Jahr 1926 war für eine kriminalisti-
sche Erhebung eine relativ günstige Periode, da die allgemeine
Arbeitslosigkeit verhältnismäßig schwach war (10 056 stellen-
suchende Männer im Jahresmittel). Außerdem fand die Er-
hebung vom 13. bis 27. September statt, also zu einer Zeit,
während der Arbeitswillige noch Beschäftigungsmöglichkeiten
in Landwirtschaft und Baugewerbe fand. Es wurde deshalb
mit dieser Untersuchung die schlechteste Gruppe der Nichtseß-
haften, die «Herbergsvaganten» getroffen. Von den 670 er-
faßten Wanderern wiesen 446 oder 67 % Vorstrafen auf. 16,5 %
batten nur leichtere Strafen, 41 % waren dagegen mit Freiheits-
strafen von mehr als einer Woche bestraft und 9,5 % waren
schon zu Zuchthaus verurteilt worden. Im Total ergaben sich
2569 Vorstrafen, im Durchschnitt pro bestraften Wanderer deren
vier. Diebstahl- und Sittlichkeitsvergehen waren verhältnis-
mäßig häufig. Die deutsche Untersuchung von 1937 wies 74 %
vorbestrafte NichtseBhafte auf, und auch hier fand man auf
5637 Vorbestrafte gegen 3000 Diebe, 2000 Betrüger, 583 Sittlich-
keitsverbrecher. Schwere Kriminelle, wie Mörder, Räuber und
Erpresser bleiben in der Minderzahl. Die verhältnismäßig hohe
Zahl von 598 (7,9 %) Delinquenten, welche erhebliche Körperver-
letzungen begangen hatten, ist auf die Tatsache zurückzu-
führen, daß gerade der Landstreicher sehr impulsiv sein kann
und sich leicht in Raufereien verwickelt. Es handelt sich jedoch
hier weniger um Überfälle gegen Seßhafte, als um die be-
rüchtigten Streitereien in den üblen Spelunken, welche diese
Leute zu besuchen pflegen. — Identisch mit unserem Land-
streicher ist in den Vereinigten Staaten der «tramp>', über den
folgende ausgezeichnete Charakteristik vorliegt:"

«Ready for any crime, but not planning crimes, quite
ready to rob, but very much afraid of large dogs, very
courageous against unprocted women, but sulkers when
a broad-shouldered labourer turns his eyes their way ; with
no purpose except wandering, no restraint except hunger,
no hope except of getting drunk upon some lucky haul,

21 Zitiert in «The encyclopedia Americana» Bd. 27, S. 640.
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nomads in the midst of civilisation, simple savages without
resources.»
Wie auch aus den neuesten deutschen Untersuchungen her-

vorgeht, handelt es sich in der Regel nicht um aktive, gefähr-
liche Typen, sondern 	  in der Terminologie Exners 	 um drei
große Tätertypen:

I. Wandernde Bettler: Diese sind im wesentlichen nur we-
gen Bettels und Landstreicherei, sowie wegen damit zu-
sammenhängender kleiner Stromerdelikte (Widerstand,
grober Unfug, Störung der Nachtruhe, Beleidigung etc.)
bestraft. Es sind die eigentlichen Landstreicher.

2. Verbrecherische Bettler: Sie sind wegen Bettels und
Landstreicherei, daneben aber auch wegen gelegentlich
begangener ernster Verbrechen verurteilt.

3. Bettelnde Verbrecher: Diese gehören wohl zu den jedem
Strafrichter bekannten Typen der passiven, willens-
schwachen Gewohnheitsverbrecher; sie betteln zwar auch
immer wieder, aber für sie ist der Bettel oft nichts an-
deres als der Weg zum Verbrechen oder lediglich die
Aushilfe in Zeiten, in welchen das Verbrechen nichts ab-
wirf t.

Typisch für den kriminellen Einzelwanderer ist die Passi-
vität, das Asoziale, nicht das Antisoziale, das Sichtreibenlassen
und nicht das bösartige Eingreifen in die Lebenssphäre der Ge-
meinschaft; Kleinkrieg statt offener Kampfansage. Deliktisches
Verhalten aus Not — äußerer wirtschaftlicher wie innerer psy-
chischer. — Nur in Zeiten von Unordnung und Wirren werden
auch die Landstreicher zu «starken Bettlern», die sich in Banden
zusammenschließen und so der Gesellschaft wirklich gefährlich
werden können. Wir möchten die der Gesellschaft damit
drohenden Gefahren nicht unterschätzen, dagegen sollte man
auch nicht in den Fehler verfallen, auf Grund einseitiger stati-
stischer Betrachtungsweise die realen Zustände zu über-
treiben."

Das häufige Vorkommen von Diebstählen und Betrüge-
reien (wobei es sich meistens um Zechprellereien handelt), ist
aus der wirtschaftlichen Not der Nichtseßhaf ten zu erklären. Daß
auch sie für ihre Diebstähle längere Gefängnisstrafen erhalten,

22 Vergl. Meixners Kritik in: Das Arbeitshaus in der Gegenwart und
in der Zukunft, S. 54, an Richard Schmitt in qGrundriB des deutschen Straf-
rechts» Leipzig 1935, S. 254.
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ist weniger auf den Wert des Diebsobjektes zurückzuführen,
als auf die mit dem Rückfall verbundene Strafverschärfung. Es
handelt sich vorwiegend um Gelegenheitsdiebstähle und weniger
um geplante Einbrüche. Dazu kommen noch die beliebten De-
likte des Feld- und Waldfrevels, der Fischereivergehen und des
Wilderns.

Auch bei den Sittlichkeitsdelikten handelt es sich weniger
um grobe Rechtsverletzungen als um sexuelle Ersatzhand-
lungen. Der Vagant ist im Grunde seines Herzens einsam und
findet schon wegen seiner äußeren Erscheinung den Weg zur
Frau nicht." Der normale Zugang ist ihm verwehrt: Pädophilie,
Exhibitionismus, Homosexualität sind bei ihm häufig anzu-
treffen; sie stellen alle Ersatzhandlungen des normalen Ge-
schlechtsverkehrs dar. Einzig in Bezug auf die Kinder kann
man von einer Gefährdung der Gemeinschaft durch die Vagan-
ten sprechen, da solche Taten eine schwere Beeinträchtigung
der psychischen und physischen Entwicklung Jugendlicher zur
Folge haben können.

Anhang
Verhaftungen wegen Landstreicherei und Bettels

Xt. Zürich
Jahr Anzahl Jahr Anzahl Jahr Anzahl
1897 1339 1912 1508 1927 1753
1898 1545 1913 1634 1928 1573
1899 1653 1914 1605 1929 1515
1900 1532 1915 911 1930 1863
1901 1828 1916 903 1931 1877
1902 1667 1917 705 1932 2054
1903 1690 1918 1125 1933 1457
1904 1564 1919 1167 1934 1408
1905 1614 1920 1470 1935 1459
1906 1700 1921 1424 1936 1346
1907 1411 1922 1354 1937 1215
1908 1731 1923 1696 1938 1145
1909 1848 1924 1536 1939 858
1910 1832 1925 1581 1940 759
1911 2025 1926 1938 1941 756

23 Interessant ist hier auch die Psychologie der großen Vagantendichter
Verlaine und Rimbaud, die beide homosexuell waren, aber besonders der
erstere die sublimsten Gedichte über Frauen schrieb. Vergl. die ausge-



94

Kt. Basel-Stadt
Jahr Anzahl Jahr Anzahl Jahr Anzahl

1926 370 1931 463 1936 148
1927 297 1932 307 1937 137
1928 326 1933 258 1938 96
1929 312 1934 248 1939 83
1930 334 1935 188 1940 59

1941 47

Kt. Graubünden"
Jahr Anzahl Jahr Anzahl Jahr Anzahl

1931 291 1934 482 1937 413
1932 349 1935 583 1938 215
1933 461 1936 509 1939 120

1940 98

II. Bemerkungen zur Psychologie der Einzelwanderer

Bis anhin haben wir unser Augenmerk hauptsächlich auf
die soziologischen Bedingungen der wandernden Bevölkerung
gelenkt (wandernde Gelegenheitsarbeiter und Wanderarbeits-
lose). Der Mangel an gesellschaftlichen und sozialen Schutz-
vorrichtungen kann die Ursache der Tatsache bilden, daß die
wirtschaftlich schwächeren Teile der Bevölkerung ihre letzte
Zuflucht auf der Landstraße und den Herbergen suchen. Es
handelt sich hier nicht um eigentliche Landstreicher   um «va-
gabonds nés».   Wohl können sie in einer andauernden Krise
und bei einem unvollkommenen Fürsorgesystem verwahrlosen,
ihren Beruf verlernen, dem Alkoholismus verfallen, asozial und
schließlich aus der Gesellschaftsfeindlichkeit heraus kriminell
werden, ein Teil von ihnen ist durch soziale Maßnahmen durch-
aus wieder fähig, sich in die übrige Gesellschaft einzugliedern.

zeichnete Satimilung von Dichtungen großer Vaganten aller Zeiten und Län-
der: Martin Liipelmann «Himmel und Hölle der Fahrenden», Berlin 1940.

24 Die Geschäftsberichte des Justiz- und Polizeidepartementes von 1931
bis 1940. Vergl. insbesondere Geschäftsbericht pro 1936 S. 28:

«Die Statistik zeigt ein Ansteigen der Zahl der Diebstähle und der Zahl
der Verhaftungen gegenüber den Vorjahren. Diese Erscheinung ist in der
Hauptsache zurückzuführen auf die zunehmende Invasion sogenannter Wan-
derburschen, insbesondere aus den Ost- und Nordstaaten. Unter ihnen ist
das verbrecherisch veranlagte Element häufig.»
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Beim psychopathischen Wanderer, beim echten Landstreicher
dagegen helfen rein soziale Maßnahmen nichts. Hier muß Für-
sorge im Sinne einer klinischen Pflege eingreifen; diese Persön-
lichkeiten sind für das Volksganze als produktive Mitglieder ver-
loren.

Die Aufhebung der Erscheinung der Nichtseßhaftigkeit liegt
somit einmal ganz allgemein in einer produktiven Arbeitslosen-
politik, dann aber auch in der individualisierenden, psychiatri-
schen Behandlung der pathologischen Fälle.

Wir haben in unserer historischen Einleitung gesehen, wie
grausam man in früheren Jahrhunderten gegen die Wander-
armen vorging und sie fast durchwegs zu Landstreichern stem-
pelte, wie auch die elementare Einteilung Zwinglis in
«Würdige» und, «Unwürdige» wieder verwischt wurde. Erst
mit dem Auftreten der Massenarbeitslosigkeit trat man der
Gruppe der Wanderarbeitslosen mit einer andern Gesinnung
gegenüber; es dauerte jedoch noch lange, bis man sich hinsicht-
lich der zweiten Gruppe zur Auffassung durchrang, daß es sich
bei diesen wandernden Arbeitsscheuen um krankhafte Wesen
handle: man hielt ihre Faulheit und Arbeitsscheu lediglich für
einen bösartigen Charakterfehler und meinte, durch Strafen
und Zwangserziehung in Arbeitshäusern diesem Übel begegnen
zu können. Die Erforschung des pathologischen Wandertriebs
wurde Ende des letzten Jahrhunderts von französischen Gelehr-
ten aufgenommen. Charcot 4,çhuf mit seinem «automatisme am-
bulatoire» den ersten wissenschaftlichen Namen für die noch
unbekannte Krankheitserscheinung; in Deutschland waren es
J. Donath" und E. Schultze," welche auf den Zustand des
krankhaften Wanderns hinwiesen.'

Es ist klar, daß im Rahmen dieser Arbeit, welche lediglich
eine Übersicht über die Probleme der Nichtseßhaftigkeit im
Hinblick auf die schweizerischen Verhältnisse geben will, nicht
auf eine detaillierte Besprechung der Psychologie der Nicht-

25 J. Donath: Der epileptische Wandertrieb, Archiv für Psychiatrie,
Bd. 32, 1899, S. 355 ff.

26 E. Schultze: Über den krankhaften Wanderttieb, Allg. Zeitschrift f.
Psychiatric, Bd. 60, 1903, S. 824 ff.

27 Über die weitere Entwicklung vergl. Ludwig Mayer: Der Wander-
trieb, Diss, Würzburg 1934.
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seßhaften eingegangen werden kann. Nichtsdestoweniger soll
der Vollständigkeit halber ein Überblick über den Stand der
modernen Psychiatrie auf diesem Gebiete gegeben werden.

Landstreicherei wird als eine Form von Asozialität be-
trachtet. Es handelt sich jedoch in erster Linie nicht um eine
gesellschaftsfeindliche Haltung im Sinne einer versteckten Dro-
hung, sondern um ein «Sichzurtickziehen», eine seelische Ver-
einsamung, welche erfolgt, ohne daß der Betreffende es wahr-
nimmt oder schwer darunter leidet. «So entsteht eine sozial tote
Gruppe, welche bei leichteren Graden der geistigen Störung als
Landstreicher, wenn sie aus ärmeren Bevölkerungsschichten
hervorgeht, als Sonderlinge usw., wenn sie wohlhabend sind.»"
bezeichnet werden.

Diese geistigen Störungen, welche entweder chronisch in
schwachen Formen oder in Initialstadien" auftreten, könnte man
etwa in die folgenden Hauptgruppen einteilen:"

Angeborene, vererbte geistige Störungen
(Psychopathien und Oligophrenien)

Eigentliche Geisteskrankheiten
(Schizophrenien, Neurosen und Epilepsien)

I. Die psychopathischen Persönlichkeiten

Als Psychopathen faßt man heute ganz allgemein jene an
der Grenze stehenden PersönlichAitstypen zusammen, die im
wesentlichen konstitutionell bedingte mäßige psychische Ab-
weichungen vom normalen Verhalten, und zwar speziell solche
der psychischen Persönlichkeitssphäre, also insbesondere der

28 Jaspers: Allgemeine Psychopathologie, Berlin 1913, S. 311.
29 Vagierende Kranke mit starken und ausgeprägten Krankheitsbildern

trifft man heute glücklicherweise auf den Landstraßen kaum mehr an, da
solche Typen zu stark auffallen und von der Polizei aufgegriffen werden. —

In früheren Jahrhunderten, als man noch keine eigentliche, organisierte
Irrenpflege besaß, verfielen wohl sehr oft diese Verrückten der Landstraße.
Aberglauben und verirrte religiöse Ansichten mögen hier eine unheilvolle
Rolle gespielt haben.

30 Wir sind uns bewußt, daß diese Einteilung unvollständig und un-
wissenschaftlich ist. Der größte Streit über die Einteilungskriterien geistiger
Störungen herrscht wohl unter den Psychiatern selbst.
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Gefühls-, Trieb- und Willenssphäre, aufweisen.31 Im Gegensatz
zu früheren psychiatrischen Forschungen über Landstreicher,'
welche die Hauptursache des Vagierens in den Krankheitsbil-
dern der Schizophrenien sahen, stellten schon 1901 Bonhoeffer33
und 1915 Tramer," in seinen Untersuchungen an 107 Besuchern
der «Herberge zur. Heimat» in Zürich fest, daß die weitaus
größte Gruppe unter den geistig abnormen Wanderern durch
die Psychopathen gebildet wird. Die Richtigkeit dieser Ansicht
wurde neuerdings durch Stumpfl" bestätigt. Sowohl aus dem
schweizerischen wie aus dem deutschen Untersuchungsmaterial
läßt sich errechnen, daß etwa 40 % aller krankhaften Wanderer
Psychopathen sind. Unter den einzelnen Typen dieser Gruppe
stehen die «Haltlosen» an erster Stelle. Wenn es ihnen auch
zeitweise gelingen mag, sich in die Sozietät einzugliedern, so
ergreift sie nach kürzerer oder längerer Zeit eine Art Wander-
trieb, ein «Fernweh» (welches die gleiche Intensität wie das
Heimweh besitzt; Stumpf 0: Sie können es am alten Arbeitsorte
nicht mehr aushalten — die Umgebung muß geändert werden.
Immer wieder müssen die Arbeitsgemeinschaften schlechte Er-
fahrungen mit diesen bedauernswerten Menschen machen: Nicht
einmal die scharfe militärische Disziplin der Arbeitskompagnien,
die strengen Straf en des Militärstrafgesetzbuches vermögen
diese Leute davon abzuhalten, plötzlich den Dienstort zu ver-
lassen, oft unter Zurücklassung ihres gesamten Lohnguthabens.
Bleuler" hat diese Typen als «wechselwarme» Milieumenschen
treffend charakterisiert. Es sind Menschen, welche sich dem
Augenblick hingeben und die nicht genügend innere Wider-
standskraft besitzen, sich in einer wirtschaftlichen Position zu
halten und heraufzuschaffen.

31 Vergl. K. Birnbaum im Handwörterbuch der medizinischen Psycho-
logie, S. 437.

32 K. Wilmanns: Zur Psychopathologie des Landstreichers.
33 K. Bonhoeffer: Ein Beitrag zur Kenntnis des großstädtischen Bettel-

und Vagabundentums. Zeitschrift f. Ges. Strafrechtswissenschaft, 1901, Bd.
21, S. 1 ff.

34 M. Tramer: Vaganten einer Herberge zur Heimat in der Schweiz.
Diss. Zürich 1916.

36 F. Stumpf 1: Geistige Störungen als Ursache der Entwurzelung von
Wanderern in «Der nichtseßhafte Mensch» S. 275 ff.

36 Bleuler a. a. O. S. 423.
7 WaltisbühL Landstreichertum
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Die übrigen psychopathischen Formen, wie erregbare Trieb-
menschen, leichtsinnige, stumpfe Affekttypen, Depressive und
Energiearme kommen unter den Landstreichern ebenfalls, aber
nur vereinzelt vor.

Die Behandlung dieser psychopathischen Persönlichkeiten
ist undankbar und schwierig. Es ist für die verantwortlichen
Stellen oft äußerst schwer, hier den goldenen Mittelweg zwi-
schen menschlicher Rücksichtnahme gegenüber Personen, wel-
chen infolge ihrer psychischen Konstitution das Anstaltsleben zu
einer unerträglichen Qual werden kann, und den Forderungen
der öffentlichen Ordnung zu finden. —

2. Die Oligophrenien
Die zweitgrößte Gruppe geistiger Störungen, welche zur

Entwurzelung von Wanderern führen kann, bilden die Oligo-
phrenien. Tramer fand in seinem Untersuchungsmaterial 18,9 %
Schwachsinnige (10,4 % Debile und 8,5 % Imbezille); Stumpfl
19 %, davon 6 % schwere Fälle. Eine Untersuchung Bonhoeffers
weist eine erheblich höhere Prozentzahl auf, nämlich 53 %
Doch werden die Untersuchungen der erstgenannten Autoren
der Wirklichkeit eher gerecht, weil es sich nicht wie bei Bon-
hoeffers Untersuchungen um definitiv gescheiterte, gewohn-
heitsmäßig dem Bettel ergebene, mehrmals vorbestrafte Vagan-
ten und Großstadtbummler handelte, sondern um Menschen,
welche direkt von der Landstraße aus aufgegriffen und unter-
sucht wurden. Der schwachsinnige Wanderer hat noch viel grö-
ßere Mühe, in der privaten Wirtschaft eine Stelle zu finden als
der Psychopath. Hier wird eine Internierung für den Nichtseß-
haften selbst eine Erleichterung bedeuten.

3. Schizophrenie und manisch depressives Irresein
Die Untersuchungen Bonhoeffers und Stumpfls ergaben,

daß unter den Landstreichern weder Schizophrenien noch Zyklo-
thytnien häufiger zu erwarten sind als in der übrigen Bevölke-
rung. Bonhoeffer fand in seinem Untersuchungsmaterial nur je
einen Fall dieser Krankheiten, entsprechend 0,26 %, Stumpfl nur
einen schizophrenen Fall unter Hundert. Daß aber die Möglich-
keit besteht, daß diese Krankheiten in ihren Initialstadien und
schwächeren Formen einen Menschen auf die Landstraße trei-
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ben, dafür sprechen insbesondere die Motive: 4-der haßt man
mich, deshalb kann ich es nicht aushalten» (Paranoia); «hier
reden alle Leute über mich, deshalb muß ich fort» (Beziehungs-
wahn); «hier versteht man meine Größe nicht und belohnt
meine großartigen Leistungen zu wenig» (Größenwahn). Solche
Fälle kommen vor, sind aber, wie gesagt, nicht häufig, gleich
wie die pathologische Abenteuerlust der Zyklotymen sich sel-
ten in Vagantität ausdrückt.

4. Die Zwangsneurosen mit spezieller Berücksichtigung der
Vagantittit der Jugendlichen

Weit zahlreicher scheinen dagegen die Fälle zwangsneuro-
tischen Wanderns zu sein. Hier liegt bei voller Einsicht in die
Unzweckmäßigkeit der Handlung ein innerer, unbewußter
Zwang vor, dem der vernünftig überlegene Wille nicht gewach-
sen ist. Viele nehmen das Zwangsmotiv derart in ihr Ich auf, daß
sie nicht mehr einen Zwang verspüren, sondern frei zu handeln
glauben. Aus der Obsession wird eine Insession, d. h. eine Voll-
bejahung der neurotischen Handlung durch das Ich (O. Pfister).

Durch die psychoanalytische Forschung, besonders an Kin-
dern, gelangte Néron37 zur eberzeugung, daß es sich bei der
jugendlichen Vagantität sehr häufig um eine Fehlentwicklung
in der Richtung des Oedipuskomplexes handelt. Diese These
wurde auch weiterhin durch die französische Forschung be-
stätigt.38 Néron stellte fest, daß von 454 Fällen jugendlicher
Landstreicherei 168, d. h. 37 % aller untersuchten Kinder, aus
Familien stammten, wo Stiefväter oder Stiefmütter den Platz
der ursprünglichen Elternteile ersetzten. Zulliger" beschreibt
den Fall einer jungen Vagantin, Schulschwänzerin und Träu-
merin in extenso, wobei uns ein Mädchen vorgeführt wird, das
in seinen Phantasier der Stiefmutter eine Krankheit andichtet;
der ungetreue Vater, der nach dem Tode der eigentlichen Mut-
ter eine andere, fremde Frau ins Haus nahm, erleidet in ihren

37 Berichtet durch Heuyer in .Mouvement sanitaire» Vol. IV, No. 53,
S. 554.

38 C.Urechia et G. Rete2.eanu: Fugues, vagabondage et psychoanalyse,
Archives internat. de Neurologie, Bd. 50, 1931, S. 491.

39 Hans Zulliger: Schwiei ige Schüler (Bücher des Werdenden, Band 10)
S. 66 ff.
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Wunschträumen einen Schlaganfall. Sie selbst weicht dem ihr
unerträglichen Milieu aus, in welchem sie durch den Vater ent-
täuscht wurde und nach ihrer Ansicht durch die Stiefmutter
ungerecht behandelt wird, indem sie mit ihrem kleinemn Bruder
in den Wäldern herumstreift und in der Schule notorisch lügt.
Gerade bei den Schulschwänzern, jugendlichen Vaganten,
jugendlichen «Gangs» und Banden, welche sich auf den Straßen
herumtreiben und in der Umgegend der Städte ein abenteuer-
liches, zigeunerhaftes Leben führen, zeigt es sich oft, daß sie im
Grunde des Herzens das Elternhaus fliehen, weil die Familien-
verhältnisse zerrüttet und für die Auferziehung von Kindern
denkbar unerfreulich sind. Joly bringt in seinem Werk «l'En-
fance coupable» eine Statistik von 400 Fällen jugendlicher Kri-
minalität, aus der hervorgeht, daß 85,75 % aller Jugendlichen
aus desorganisierten Familien stammten." Von diesem Stand-
punkt aus betrachtet, fragt es sich, ob man nicht doch die an-
geborene Anlage, die Psychopathie bei den Vaganten zu Ungun-
sten der neurotischen Fehlentwicklung überschätzt. Einig ist
man sich allgemein darüber, daß der soziale Zerfall einer Per-
sönlichkeit meistens schon sehr früh beginnt,' ob dies nun als
Folge von Vererbung oder von psychischer Fehlentwicklung
durch ungünstige äußere Einflüsse, kann an dieser Stelle nicht

40 My: «L'Enfance coupable», S. 37.
Vollwaisen 10	 %
Illegitime Kinder 11,25 ô
Verschollene oder vorbestrafte Eltern 13,25 ô
Getrennte oder geschiedene Eltern 16,25 %
Halbwaisen 35	 ô

85,75 %

Ober die amerikanischen Verhältnisse, insbesondere über «The broken
Home»- Elliott and Menu «Social Disorganization» S.118.

41 Es ist an dieser Stelle zu bemerken, daß in Frankreich durch die
Loi du 24 mars 1921 «Concernant le vagabondage des mineurs de 18 ans»
die jugendliche Landstreicherei eigens geregelt wird und in Art. 2 bestimmt
ist, .de ne pas déférer l'enfant ä une juridiction répressive, mais de prendre
des mesures de tutelle, de surveillance, d'éducation, de réforme et d'assi-
stance».

Magnol-Vidal: Droit criminel, page 271, nennen die Landstreicherei
das «Délit habituel des enfants, celui par lequel il débute d'ordinaire et qui
est par les suites de l'oisivité, des tentations de la rue et des mauvaises
fréquentations l'origine d'autres délits plus graves.»
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entschieden werden. Wie stark Kinder zur Vagantität neigen,
zeigt eine Zahl aus Frankreich, wo 1927 30 % aller Jugend-
gerichtsurteile wegen Vagantität gefällt wurden (386 Knaben
und 399 Mädchen, welche sich meistens der Prostitution er-
gaben)." Neben der Ödipussituation sind hier noch etwa fol-
gende neurotische Motive (welche auch bei schizophrenen
Krankheitsbildern vorkommen können) zu nennen:

a) Vaganten, die ihre innere Unruhe und die Unerträglich-
keit ihrer gegenwärtigen Position nach außen projizieren,
um dem eigentlichen Problem enthoben zu sein.

b) «Unstet und flüchtig sollst du sein» als unbewußtes Motiv,
z. B. als Reaktion auf ein schlechtes Gewissen über eine
begangene Tat oder als Bestrafung für unbewußte Todes-
wünsche, z. B. gegen den Vater."

c) Zerfallenheit mit der Sozietät, mit dem bürgerlichen Mi-
lieu: Es handelt sich um den Typ des Weltverbesserers,
welcher in allen Teilen des Landes revolutionäre Reden
hält. Dahinter verbirgt sich recht oft eine ursprüngliche
Zerfallenheit mit den Eltern.

d) Vagantität als Selbstzerstörung (destruktiver Masochis-
mus), z. B. als Selbstbestrafung.

e) Vagantität aus Sehnsucht nach Liebe und Wärme, welche
z. B. weder in der Kindheit durch die Eltern, noch später
durch die Umwelt befriedigt wurde. Es handelt sich um
den Typ des «Sonnenbruders»."
Vagantität als Suche nach einem imaginären Glück, das
sich in Realität nirgends finden läßt. Das Schicksal des
Seemanns, der von einem Land zum andern segelt, aber
seine Ruhe nie finden kann.

g) Vagantität aus Minderwertigkeitsgefühlen: «Hier werde
ich weder geachtet noch verstanden», als Nachklang des
schweren Kinderschicksals eines Verstoßenen.

42 Tramer weist in seiner Untersuchung nach, daß das Vagieren bei
75 % der Exploranden im Entwicklungsalter begonnen hatte. Vergl. auch
F. Ehrlicher: Jugendschicksal als Grund sozialer Entwurzelung in «Der
nichtseßhafte Mensch», S.243.

43 Das sogenannte Kains-Motiv.
44 Vergl. dazu die reizende kleine Geschichte von G. Busse -Palma:

<>Onkel Bim» in «Im Strome des Lebens», Neue Folge Leipzig.
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In allen diesen Fällen hat sich im Unterbewußtsein eine
«latente Verwahrlosung» (Aichhorn) vorgebildet. Es bedarf
dann nur noch eines entsprechenden äußeren Anlasses, um die
latente Form der psychischen Desorganisation in eine mani-
feste Verwahrlosung, wie z. B. Vagantität überzuführen. «Die
Ursache der Verwahrlosung aufzusuchen, heißt dann nicht nach-
zusehen, was die latente Verwahrlosung zur manifesten macht,
sondern zu ergründen, was die latente hervorruft."

Es ließen sich so noch manche Motive finden:" Hier soll
lediglich gezeigt werden, wie komplex der psychische Hinter-
grund jener Erscheinung ist, welche man Vagantität nennt. Wol-
len wir einem jungen Menschen dieses harte und bittere Los
ersparen, so zeigt es sich aus diesen Beispielen, mit welchen
Kenntnissen der Lehrer, Erziehungsberater, Pädagoge aus-
gerüstet sein muß, damit für jeden einzelnen Fall die richtigen
Maßnahmen getroffen werden. Daß man mit Einsperrung, Prü-
geln und anderen Strafen hier im allgemeinen nichts erreicht,
höchstens den Zustand noch verschlimmert, ist man sich heute
im klaren, ob dagegen immer die adäquaten Maßnahmen ge-
troffen werden können, ob auch die finanziellen Mittel jederzeit
zur Verfügung stehen, ist eine andere Frage. Zusammenfassend
kann hier gesagt werden: Wenn wir einen jungen Menschen vor
dem Absinken in die Vagantität und Kriminalität bewahren wol-
len, so steht die Erhaltung und die Gesundheit der Familie an
erster Stelle.

5. Das epileptische Wandern (Poriomanie)
Diese Psychose scheint in bezug auf die Landstreicherei

eine Sonderstellung einzunehmen. Als schwerste Formen ken-
nen wir die Wanderzustände (fugues), «welche sich in einem
planlosen oder von einer einzigen unklaren und unkontrollierten
Idee beherrschten fortlaufen, bald einfach motorisch, ohne Be-

45 Aichhorn: «Verwahrloste Jugend» Internationale psychoanalytische
Bibliothek, XIX. S.44.

46 M. Tramer in «Schweiz. Zeitschrift für Gemeinnützigkeit 1932»,
Heft 12, S. 415 ff.: «Motive und Formen der jugendlichen Vagd.bondage» sieht
in der Vagantität nicht unberechtigterweise eine Regression, ein seelisches
Zurückgreifen auf jene archaische Vorstufe menschlicher Lebensweise.
Heiberlin: «Schweiz. Erziehungs-Rundschau» 1933, S. 1.
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rücksichtigung der Außenwelt, oder sogar unter Benutzung der
Verkehrsmittel im Kontakt mit anderen Leuten scheinbar normal
manifestieren» (Bleuler). Wilmanns und Bonhoeffer fanden in
ihrem Untersuchungsmaterial übereinstimmend 12 % epileptoide
Formen krankhafter Vagantität, bei Tramer waren es rund 10 %.

6. Alkoholismus
Der «König» Alkohol führt unter diesen Menschen ein wahr-

haft schauriges Regiment. Um mit Hanselmann zu sprechen,
handelt es sich auch hier weit mehr um durstige Seelen denn
um durstige Kehlen, weshalb es wohl berechtigt ist, das Thema
an dieser Stelle kurz zu behandeln. Man muß sich immer
vergegenwärtigen, daß der Landstreicher im Grunde zutiefst
einsam ist: Ein sicheres Heim, die Familienfreuden, ein frohes
Kinderlachen, dies alles ist ihm nicht vergönnt. Er pendelt
außerhalb der festen soziologischen Gruppen, der Familie und
der Gemeinde, auf seiner wirren und richtungslosen Bahn. Im
Winter bringt ihm der Schnaps die Wärme, im Sommer die Ab-
kühlung; in der düstersten Kneipe des Außenquartiers oder der
Innenstadt fühlt er sich geschützt vor der Welt, die er flieht;
vor der Polizei, vor welcher er hier vielleicht gewarnt wird;
von der Alten hinter dem Schanktisch geht etwas aus wie
Liebe, Mütterlichkeit und Vertrautheit; sie hört vielleicht auf
seine Klagen, welche kein Fürsorgeamt und kein Gendarm
richtig verstehen kann! Der Schnaps läßt ihn endlich sein sozia-
les und psychisches Elend vergessen.

Der Alkoholismus wird jedoch heute nicht mehr als das
allgemein ursächliche Moment für den sozialen Zerfall des Land-
streichers angesehen. Vielmehr ist es die angeborene psychische
Konstitution, welche für die spätere Entwicklung des Alkoholi-
kers ausschlaggebend ist. Bonhoeffer' stellte in seinen Unter-
suchungen fest, daß nur etwa 15 % der Untersuchten nicht täg-
lich gewohnheitsmäßig Schnaps zu sich nahmen. Nachweisbar
somatische und psychische Erscheinungen der Alkoholintoxika-
tion fanden sich bei 63 %. Bei mehr als 70 % der vagabundie-
renden Trinker war die ererbte oder erworbene psychische
Minderwertigkeit die Ursache des Alkoholismus. Auch bei den

47 a. a. O. S. 49.
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übrigen 30 % ließen sich erbliche Belastung und körperliche
Schwächezustände nicht ausschließen. Tramer fand nur sechs
Vaganten mit ausgesprochenem Alkoholismus chronicus, welche
keine angeborene psychische Abnormität aufwiesen, weshalb
die Trunksucht hier als die Ursache des sozialen Ruins dieser
Personen aufgefaßt werden muß. Kein einziger der schweizeri-
schen Untersuchten war abstinent, 40 % frönten dem Alkohol
übermäßig. Auch hier läßt sich der Zusammenhang zwischen
Psychopathie und Trunksucht feststellen.

§ 6. Die Landfahrer

Das romantische, an frühere farbigere Zeiten erinnernde
Bild des «Zigeunerwagens», welcher sich vor etwa dreißig Jah-
ren noch häufig auf unseren Straßen bewegte, verschwand
immer mehr. Wie beim Einzelwanderer der «Hamburger-
Wandergesell» den Rationalisierungstendenzen unserer nüch-
ternen Zeit zum Opfer fiel, so auch der Jennische der schär-
feren polizeilichen Überwachung, welche den Wohnwagen der
Landfahrer zum Verschwinden brachte. Rein äußerlich gesehen
würden wir sagen: Sie sind seßhaft geworden! Beim näheren
Zusehen erfahren wir jedoch, daß das alte Vagantenblut nicht
zur Ruhe gekommen ist. Wohl haben die veränderten Verhält-
nisse des modernen Lebens ungünstig auf die «Kultur» der Jen-
nischen gewirkt, doch schon mancher Sturm ist über das Völk-
lein gedonnert, oft war es niedergeschmettert und anscheinend
ausgerottet, bis es plötzlich wieder zum Vorschein kam, wie
das Unkraut im Garten, nachdem es gejätet, wieder hervor-
sprießt und sich zahllos und schnell vermehrt.

Es schien, als wollte die alte Romantik nach dem letzten
Weltkriege noch einmal aus dem Dornröschenschlafe erwachen;
wieder rollten Keßler und Korber auf ihren Wohnwagen durch
das Land mit farbigen Weibern und schmutzigen Kindern, von
kläffenden Hunden begleitet. Abends kampierten sie draußen am
Dorfrand, auf der Weide oder am Fluß ums Feuer — von der
seßhaften Bevölkerung beargwöhnt und gemieden. Nicht nur,
weil am Morgen ein Huhn fehlte oder die Kinder bettelnd die
Dorf genossen belästigten — man wußte nicht, woher sie kamen
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— und befürchtete zudem, daß sie die Maul- und Klauenseuche
verschleppten. Dies u. a. war die Ursache, weshalb als erster
der Kanton Zürich im Jahre 1921 die Initiative gegen die
«Landplage» (man sprach bereits wieder von einer solchen)
ergriff und in einer Verfügung der Polizeidirektion betreffend
«die Ausübung eines Handwerkes im Umherziehen»' ausführte,
daß das Umherziehen der Korber, Schirm- und Kesselflicker mit
oder ohne Wohnwagen eine Gefahr für die öffentliche Sicher-
heit, Sittlichkeit und Ordnung bedeute. Im großen und ganzen
wurden eigentlich nur die Prinzipien des Heimatlosengesetzes
wiederholt, daß ihr Gewerbe der Patentpflicht unterworfen sei,
und daß Kinder unter 18 Jahren auf die Hausiererfahrt nicht
mitgenommen werden dürften. Weiterhin wurde das Ober-
nachten im Freien, in Zelten, Ställen etc. und anderen, nicht zu
Wohnzwecken bestimmten Räumen, untersagt. Für die Patent-
abgabe wurde eine besondere Utttersuchung der Familienver-
hältnisse angeordnet. Die Landfahrer durften nicht mehr durch
den Kanton Zürich hindurchfahren; in anderen Kantonen nur mit
besonderer Polizeierlaubnis oder durch Zahlung eines bestimm-
ten Standgeldes für den Wohnwagen. Ähnliche Maßnahmen
wie Zürich ergriff St. Gallen, wo man sich über die Zunahme
der Kriminalität der Landfahrer beklagte. Oft erhielten die
«Zigeuner» Kantonsverweisung: so soll es vor etlichen 30 Jahren
einmal vorgekommen sein, daß ein aus dem Kanton Schwyz
kommender Korberwagen auf dem Rapperswiler-Damm blok-
kiert wurde, weil keiner der drei angrenzenden Kantone den
Fremdling einlassen wollte. Schließlich habe sich dann Zürich
erbarmt, ein Ausnahmedurchmarschrecht zu gewähren und
habe die Korberfamilie unter polizeilicher Begleitung in den
Kanton Aargau spediert, der dagegen nichts einzuwenden
hatte, womit die schwierige interkantonale Rechtsfrage für dies-
mal gelöst war. Die kantonalen Erlasse und die polizeilichen
Maßnahmen machten keinen großen Eindruck auf das fahrende
Volk. —

Als dann die öffentliche Meinung ihr Augenmerk auf die
himmelschreiende Verwahrlosung der Vagantenkinder lenkte,
war die «Pro Juventute» die geeignete Institution, welche sich

1 Vom 24. Februar 1921, Ges.Sammlung Bd. 32, S. 58.
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dieser mißlichen Zustände annahm. Diesem Hilfswerk gebührt
das Verdienst, praktisch in die Problematik dieser Vaganten-
f amilien eingedrungen zu sein. Ein umfangreiches Material liegt
nun vor, das einer genauen Detailerforschung durch den Psy-
chiater und den Erbbiologen harrt.

Durch diese Eingriffe hat sich das äußerliche Leben der
Landfahrer geändert: der Wohnwagen ist wohl während der
Mobilisation praktisch ganz verschwunden:2 Aber auch der
Landfahrer bedient sich der modernen Verkehrsmittel: die
«Aristokraten» unter ihnen hausieren mit ihrem Lief erungsauto;
auch das Motorrad hat Eingang bei ihnen gefunden, um auf ihm,
statt auf wildem Pferd, des Schwagers schönes Weib zu ent-
führen. Das Fahrrad wird dem Wandern auf Schusters Rappen
vorgezogen: zahlreiche Fahrraddiebstähle sind an der Tages-
ordnung. Die Armen unter ihnen ziehen jedoch auch heute noch
zu Fuß von Ort zu Ort, ihre armselige Habe in einem Hand-
wagen hinter sich herziehend; sie schneiden Weiden, binden
Körbe, sammeln Schirme ein, flicken sie, hausieren mit kurzen
Waren, auch mit Seilen aus selbst angepflanztem Hanf (!), wie
uns einer einmal treuherzig versicherte. Sie übernachten in
Zelten, zechen in den Landpinten bis spät in die Nacht; es kommt
zu Raufereien, und hie und da blitzt das Messer im Mondlicht
wie in alten Zeiten. Wohl ist ein Teil von ihnen «seßhaft» ge-
worden am Dorfrand oder in der Altstadt in einer muffigen
Wohnung, aber es geht in der Regel nicht lange, so zieht die
ganze Familie wieder fort in ein anderes Dorf, in eine andere
Stadt, von einer seltsamen Unruhe getrieben.

I. Die Herkunft
Wir gehen nicht fehl, wenn wir die heutigen Landfahrer als

die Abkömmlinge der Recht- und Ehrlosen des Mittelalters be-
trachten.3 Durch die Unmöglichkeit, jemals in die Gesellschaft
aufgenommen zu werden, rechts- und zunftfähig zu werden,
heirateten dann diese Ausgestoßenen stets unter sich. Eine In-
zucht sondergleichen war die Folge. Im Laufe der Jahrhunderte
vererbten sich also die gleichen guten und schlechten Eigen-

2 Immerhin beobachteten wir 1942 eine Korberfamilie mit Wohnwagen
in Disentis.

3 Vergl. oben §1 1.
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schaften. Zu den ersteren rechnen wir die frappierende Orts-
kenntnis und ein ausgezeichnetes Orientierungsvermögen, dann
aber auch ein gewisses Verkaufsgenie, das sich in der wunder-
baren Gabe offenbart, irgend eine wertlose Ware an den Mann
zu bringen. Die schlechten Eigenschaften, wie Haltlosigkeit,
Trunksucht, liederlicher Lebenswandel und Kriminalität über-
schatten jedoch diese guten Seiten.

Das fremdartige Element hat sich auf verschiedene Weise
in unser Land eingeschmuggelt:

Als Reste jener Keßlerbanden, welche vom Norden und
Osten her in unser Land einströmten, und gegen die der
Ausrottungskampf so oft ergriffen wurde.

Die Pilgerfahrt nach Einsiedeln als willkommene Ge-
legenheit zur Umgehung lästiger Kontrollen mit darauf-
folgender Niederlassung in der Innerschweiz. Diese Gruppe
innerschweizerischer Landfahrerfamilien stammt meistens
aus dem Elsaß.

Bürgerrechtserwerbung durch Einkauf in eine Gemeinde.
Zwangseinbürgerung nach Heimatlosengesetz, ohne daß

es möglich war, eine Pseudoheimatlosigkeit festzustellen.
Einheirat einer Vagantin in eine an sich gesunde Bauern-

familie. Mehr als einmal kam es vor, daß sich ein etwas
leichtsinniger Bauernsohn in eine hübsche, schwarzäugige
Jennische vergaffte, sie zur Frau nahm und erleben mußte,
wie ihm eine Vagantenbrut geboren wurde, die Schimpf und
Schande über seine bisher rechtschaffene Familie brachte.'
Es fällt auf, daß die Namen der heutigen Landfahrerfamilien

mit jenen der Beteiligten der Gaunerprozesse des letzten und
vorletzten Jahrhunderts identisch sind. Einzelne sind ver-
schwunden (wahrscheinlich durch Ausweisung der Sippe aus der
Schweiz); aber neue Namen sind indessen dazugekommen, aller-
dings nur dann, wenn das belastende Erbgut in gesunde Fami-
lien hineingetragen wurde. Einzelne Zweige von Vaganten-
stämmen sind jedoch seßhaft geworden: hier gelang es dem
gesunden Blut sich durchzusetzen. Diese Regenerationen aber

4 D. Schuster und A. Siegfried: Der Kesseljogg und seine Söhne. Kinder
der Landstraße, Heft 3.
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sind Ausnahmen. Gerade die Formen schwerer Psychopathie
— und um solche handelt es sich hier in der Regel — scheinen
fast immer einen dominanten Erbgang zu haben.5 Ritter' hat in
seinen Untersuchungen an schwachsinnigen Hilfsschülern mit
vollkommen unverdächtigen Namen festgestellt, daß sie irgend-
wie doch von einer ursprünglichen Vagantensippe abstammten.
Es kommt auch vor, daß Kinder, insbesondere wenn sie recht
hübsch anzuschauen sind, von ihren Pflegeeltern adoptiert wer-
den und damit auch einen unverdächtigen Namen erhalten.
Sie werden in der Folge zu Erbträgern, die die schlechte Erb-
masse weiterleiten, sodaß Vagantentypen mit seßhaften Namen
entstehen. •

2. Ehe und Nachkommenschaft

Die Ehen werden früh und leichtsinnig geschlossen. Frei
von allen sozialen Hemmungen, gewöhnt an ein primitives und
sorgloses Leben, nirgends fest verankert, sucht sich der junge
Vagant recht bald eine Gefährtin, welche für ihn hausiert, die
Körbe verkauft, die Schirme einsammelt und nicht zuletzt für
eine große Nachkommenschaft sorgt. So schnell und unbedacht
diese Ehen geschlossen werden, so rasch gehen sie wieder in
die Brüche. Beide Ehepartner, oft schwer psychopathische Per-
sönlichkeiten, können sich nicht mehr ausstehen; bei fiber-
mäßigem Alkoholgenuß kommt es zu gräßlichen Familienszenen
und Streitereien, wobei oft die Frau mit dem Messer traktiert
wird. Aus solchen Gründen, wohl aber noch viel mehr aus einer
unersättlichen Sexualität und Flatterhaftigkeit, verlassen die
Weiber ihre Familien, ziehen mit andern Hausierern umher, und
irgend ein zugezogenes Weib besorgt als Konkubine den «Haus-
halt». Seltsam ist auch die Art ihrer Gattenwahl. Abgesehen
davon, daß sie sich nie sehr lange uni einen Verstorbenen här-
men und um ihn trauern, die sittlichen Gefühle allgemein stumpf
und verkümmert sind,7 ist es ganz auffallend, wie rasch beini

5. A. Zolliker in S. Zurvizzoglu: Verhütung erbkranken Nachwuchses .
S. 219.

6 R. Ritter: Ein Menschenschlag: S. 110.
7 Eine kleine Geschichte möge diese Tatsache illustrieren: Ein Jen-

nischer segnete das Zeitliche im Militärdienst, indem er sich derart maßlos
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Tode eines Landfahrers ein Nachfolger zur Stelle ist. Man be-
obachtet oft, daß einfach der ledige Bruder des Mannes kurz
nach dessen Ableben geheiratet wird. Zwei Beispiele mögen
diese Verhältnisse beleuchten:

Ein Korber-Zwillingsbrtiderpaar feierte Doppelhochzeit mit
einem Hausierer-Schwesternpaar. Nachdem in der ersten Fami-
lie sechs Kinder geboren waren, verließ die Fran samt diesen
ihren Mann und siedelte zu ihrem Schwager über, dem ihre
Schwester 13 Kinder geschenkt hatte, worauf sie im 13. Kind-
bett verblutete. Der verlassene Zwillingsbruder beging später
Selbstmord. So entstand aus zwei Familien eine, besonders als
dann die Treulose ihren Schwager heiratete. In dieser «Familie»
waren fortan wüste Streitereien und Schlägereien an der Tages-
ordnung. Die von zwei Seiten eingebrachten Kinder vertrugen
sich in keiner Weise, und da alle in erbärmlichen Verhältnissen
unter einem Dache wohnten, kam es zu sexuellen Annäherun-
gen. Die Familie wurde schließlich aufgelöst und die Kinder
durch das Hilfswerk der Pro Juventute in Pflegeanstalten und
Familien untergebracht.'

In Zürich wurde im vergangenen Jahre (1942) durch die
Polizei eine Korberbande verhaftet, die nicht weniger als 54
Kellereinbrüche, 11 Geschäftseinbrüche, 6 Einsteigediebstähle,
6 Fahrrad- und Fahrradzubehörden-Diebstähle, 13 Kaninchen-
und Hühnerdiebstähle, einen Diebstahl am Arbeitsplatz und
einen Manteldiebstahl zu verantworten hatte. Der «Chef» dieser
Truppe heiratete vor Jahren eine Frau, von der er sich wieder
scheiden ließ, um dann deren Tochter aus einer früheren Ehe
zu heiraten. Aus dieser Ehe entsprangen zwei Söhne, doch
konnte auch dieser Zuwachs sie nicht festigen. Sie wurde eben-
falls geschieden und durch ein Konkubinat abgelöst. Eigen-

betrank, daß er abends auf offener Straße stürzte, sich den Schädel ein-
schlug und einen äußerst unwürdigen Soldatentod fand. Man lud sein Ehe-
weib zum Begräbnis ein. Sie vergoß keine Träne für ihren Alten, begann
aber zu heulen, als man ihr die Schnapsflasche nicht herausgeben konnte,
die der Vagant in seinem Tornister aufbewahrt hatte. Diese war mit den
übrigen «Ausrüstungsgegenständen» ins Zeughaus gewandert und blieb leider
unauffindbar!

8 Wir werden uns später noch eingehend mit dem Schicksal dieser
Kinder befassen. Vera Stammbaum der Landfahrerfamilie X.
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artigerweise war die erste Ehefrau und Schwiegermutter eben-
falls an allen diesen Diebstählen beteiligt.

Auf 50 Familien fanden wir 14 Scheidungen und 12 ge-
trennte Ehen; 52 % aller dieser Ehen sind also in die Brüche
gegangen. Ob diese Zahl seither noch größer geworden ist,
würde eine weitere Erhebung ergeben. Erfreuliche Ehegemein-
schaften und moralisch hochstehende Gattenverhältnisse sind
selten. Dem Alkohol wird auch hier eifrig zugesprochen. In sie-
ben Fällen auf 50 verschiedene Vagantenfamilien waren beide
Ehegatten nachweisbar schwere Alkoholiker, in 23 Fällen waren
der Mann und in zwei Fällen die Frau allein übermäßige Trinker.

Leider ist bei diesen trübseligen Familienverhältnissen die
Fruchtbarkeit außerordentlich groß. Fischer' fand in der Sippe
der Wolzer einen Mittelwert von 5,6 Kindern pro Familie; bei
unserem Querschnitt durch 50 Ehen fanden wir eine noch weit
höhere Zahl, nämlich 7,5 Kinder pro Familie. Wenn man be-
denkt, daß heute die durchschnittliche Kinderzahl einer norma-
len Schweizerfamilie 2,5 beträgt," so wird das beängstigende
Phänomen der Oberproduktion solcher minderwertiger Mit-
bürger noch deutlicher. Im Vergleich mit oligophrenen Fami-
lien, deren Fruchtbarkeitsziffer nach Basler Untersuchungen
6,1 betrug, vermehren sich diese Landfahrerfamilien im Durch-
schnitt noch stärker. Betrachtet man diese Vermehrung inner-
halb der einzelnen Sippe, so gelangt man etwa zu folgendem
Bild

Ein Bündner Bauernsohn aus einer bis anhin gesunden Fa-
milie heiratete Ende der Siebzigerjahre eine Vagantin. Aus die-
ser Ehe entsprossen neun Kinder, welche alle die Lebensführung,
Sitten und Gebräuche ihrer Mutter annahmen und wieder in
Vagantensippen hineinheirateten, sodaß in der dritten Gene-
ration bereits 47 Landfahrerenkel vorhanden waren.

Die Stammeseltern einer zukünftigen Vagantensippe zeug-
ten von 1881 bis 1902 elf Kinder. Von den sieben Söhnen hatte
der älteste drei, der zweite zwei, der dritte aber 13, der vierte

9 M. Fischer: «Une monographic d'une famille de nomades», erschienen
in Revue Suisse d'Hygiène, 1929, S. 812.

10 Statt 3,2 wie es zu wünschen wäre, um den Bestand des Volkes zu
gewährleisten. W. Ruchti zit. bei S. Zurukzoglu a. a. O. S. 28.
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sieben, der fünfte 19, der sechste und der siebente je fünf Kin-
der, sodaß der Großvater auf die stattliche Zahl von 54 Enkel-
kindern herunterblicken kann, wobei heute immer noch die
Möglichkeit besteht, daß die jüngeren Söhne ihre Familien noch
vergrößern. Die Nachkommenschaft der Töchter ist nicht ein-
gerechnet. Von diesen heirateten drei wieder in Vagantenfami-
lien und nur eine einen Seßhaften. So wird wohl auch in den
andern Landfahrerfamilien für gebührenden Nachwuchs ge-
sorgt sein.

Die Beispiele ließen sich beliebig vermehren: Die Sippe der
Markus, welche Jörgeril eingehend untersucht hat, hatte sich
in den letzen 25 Jahren derart unaufhaltsam vermehrt, daß der
Heimatort gezwungen war, ein eigenes Waisen- und Kinder-
haus für die Nachkommenschaft zu bauen. Ein Lehrer dieses
Dorfes, welcher mit viel Opfermut und großer Willensstärke
sich dieser Sache annimmt, äußerte sich ganz verzweifelt, daß
das Dorf von diesen Leuten in einem solchen Maße verseucht
sei, daß bald niemand mehr Lust habe, dort zu leben und dauernd
die Lasten für dieses undankbare Gesindel zu tragen. Nach sei-
nen Schätzungen zählt die Heimatgemeinde heute allein 300
Mitglieder der Sippe Markus.

Daß solche Lasten für arme und kleine Bergdörfer untrag-
bar sind, ist schon von anderen Autoren hervorgehoben wor-
den, welche auch Zusammenstellungen über die jahrelangen
Ausgaben und Unterstützungen für diese Familien veröffentlich-
ten!' Dei- Kanton Graubünden beschäftigte sich mit dieser Ma-
terie eigens in einer kleinrätlichen Verordnung «Betreffend  die
Verwendung des Kredites zur Bekämpfung des Vag-antentums»
vom 15. Januar 1924. Es versteht sich von selbst, daß bei sol-
chen Lasten ein finanziell stärkerer Verband einspringen muß;
aus diesem Grunde wird auch das Hilfswerk Pro Juventute
durch Bundes- und kantonale Subventionen unterstützt." Schon

11 J. Jiirger: Psychiatrische Familiengeschichten, S. 76.
12 M. Fischer a. a. 0. 824 ff.
13 Hier sollen die Ausgaben einer tessinischen Gemeinde für die Land-

fahrersippe X angegeben werden:
1936 Fr. 4372.80 1939 Fr. 5882.—
1937 Fr. 5649.40 1940 Fr. 3942.35
1938 Fr. 5395.10 1941 Fr. 4514.95
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für eine normale, seßhafte Familie würde die Erziehung solcher
Kinderscharen nicht geringe Schwierigkeiten bieten. Die Kin-
der kennen sehr oft ihre Eltern überhaupt nicht, wie aus der
Antwort eines Landfahrers hervorgeht, der auf unsere Frage,
aus welcher Sippe seine Mutter stamme, entgegnete: «Meine
Mutter? Ich kannte sie nicht. Wir waren etwa 20 Kinder und
keines wußte eigentlich, welches seine Mutter sei. Manchmal
zog ich mit der einen Feckerfamilie, manchmal mit der andern,
doch niemand konnte mir sagen, wer meine Mutter sei, was
mir übrigens auch völlig gleichgültig war!» Anderseits kann man
immer wieder hören oder in Briefen lesen, wie stark diese Kin-
der an ihren Eltern hangen, wie gerne sie ihrem «Muetterli»
beim Hausieren oder Korben behilflich sein möchten, wenn es
in Not sei. Alle diese Erklärungen sind jedoch mit größter Vor-
sicht aufzunehmen, da schon die Kinder eine außerordentliche
Gabe besitzen, sich zu verstellen, gute und edle Eigenschaften
vorzutäuschen, die in Wirklichkeit selten zur Geltung kommen
oder gar nicht vorhanden sind. Den Eltern gelingt es leicht, die
Behörden hinters Licht zu führen, hauptsächlich dann, wenn die
Wegnahme der Kinder unter Entzug der elterlichen Gewalt
angedroht wird. So kam es vor, daß Eltern ohne Protest den
Entzug der elterlichen Gewalt über sich ergehen ließen; als
man jedoch die Kinder — sechs an der Zahl — abholen wollte,
waren alle verschwunden und bei andern Korberfamilien im
Lande verstreut untergebracht. Sind dann — in anderen Fäl-
len — die Kinder glücklich in einer Anstalt oder an einem
Pflegeplatz versorgt, so läßt die Sippe die Sache keineswegs
auf sich beruhen; es werden alle Hebel in Bewegung gesetzt, die
Kinder wieder zu gewinnen, sie wegzulocken und sie für die
Sippe zu «retten». Denn so armselig eine solche Familie auch
aussieht, einer jeden ist ein gewisser Sippenstolz, eine besondere
Stammesehre eigen. Sie wähnen ein Geschlecht von «Händlern,
Glockengießern, Spenglern» etc. zu sein, wenn es sich auch nur
um ganz gewöhnliche Hausierer und Keßler handelt. Hin und
wieder vielleicht gibt es auch einen ehrbaren Keßler, der in sei-
ner Talschaft nicht ungerne gesehen ist. Vielleicht hat er es zu
einem kleinen Vermögen gebracht, womit er sich in seinen alten
Tagen ein Häuschen erwirbt, in dem er sein Gewerbe betreibt,
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seine Buben ausschickt, um bei den Leuten das auszubes-
sernde Material einzusammeln.

3. Kriminalität

Bei der aufmerksamen Lektüre der Tageszeitungen stößt
man des öftern auf Meldungen über Strafprozesse, die gegen
Landfahrer angestrengt werden müssen. Um uns ein Bild über
die typischen Merkmale ihrer Kriminalität zu verschaffen, haben
wir die Straflisten von 100 Jennischen untersucht. Dabei wurde
keine besondere Auslese in bezug auf Familienabstammung ge-
troffen, jedoch lediglich Täter berücksichtigt, welche das 25. Al-
tersjahr überschritten hatten." Bei der Zusammenstellung der
Delikte wurden die häufig vorkommenden Übertretungen gegen
die kantonalen Hausierergesetze nicht registriert, da es sich
nicht um eigentliche Kriminalität handelt, sondern um Verstöße
gegen verwaltungsrechtliche Vorschriften, um die sich der
Landfahrer schon gar nicht kümmert. Er ist der Ansicht, daß das
Hausieren eine Art Naturrecht sei, das ihm von niemandem
weggenommen noch beschränkt werden könne. Wegen ihrer
außerordentlichen Häufigkeit wurden die für die Landfahrer
allerdings sehr typischen Übertretungen, wie Störung der
Nachtruhe, Trunkenheit, Skandal und die Übertretung des Wirts-
hausverbotes statistisch nicht verwertet. Bestrafungen wegen
Landstreicherei fanden wir nur in drei Fällen, was darauf
zurückzuführen ist, daß diese Übertretungen dem Zentral-
polizeibüro selten gemeldet werden und die Lebensführung die-
ser Leute richtigerweise nicht als Landstreicherei aufgefaßt
wird. Tätlichkeit und Entwendung wurden unter die Tat-
bestände der Körperverletzung und des Diebstahls subsumiert,
um eine gewisse Einheitlichkeit unter den verschiedenen kan-
tonalen Definitionen zu erhalten. — Die Nichtaufnahme der von
den Verwaltungsbehörden ausgesprochenen sichernden Maß-
nahmen in das Zentralstrafregister ist bedauerlich; gerade bei
solchen Untersuchungen wäre es interessant zu erfahren, ob
gegenüber diesen Typen sichernde Maßnahmen zur Anwendung
gelangen, wie oft und mit welchem Erfolg. Trotz aller dieser

14 Über die Kriminalität der Jugendlichen, siehe unten §6, 4.
8 Waltisbithl, Landstreichertum
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Mängel bietet sich uns über die Kriminalität der Landfahrer
etwa folgendes Bild:

Zahl der Tater 0/0 Zahl derVer-
urteilungen

Tötungsdelikte 7 1,9 7
Körperverletzung 58 14,6 178
Diebstahl 75 18,9 353
Betrug 45 11,4 232
Unterschlagung 37 9,3 91
Hehlerei 9 2,3 12
Sachbeschädigung 20 5,1 31
Raub 7 1,9 7
Erpressung 4 1,1 6
Notzucht 3 0,8 3
Schändung 3 0,8 4
Sodomie 5 1,4 5
Öffentliche unzüchtige

Handlungen 3 0,9 7
Unzucht mit Kindern 16 4,1 27
Brandstiftung 4 1,1 4
Tierquälerei 13 3,4 18
Drohung 41 10,4 81
Hausfriedensbruch 14 3,6 17
MEG 10 2,6 12
Militärstrafrecht 17 4,4 23

391 100 1118

Unter den Delinquenten gegen Leib und Leben fanden sich
sechs Personen, welche wegen Tötungsdelikten, 58 die wegen
Körperverletzung bestraft wurden. Bei den sechs Tötungsdelik-
ten handelte es sich um vier fahrlässige Tötungen im Rauf-
handel, um eine fahrlässige Tötung nach MEG und um einen
Totschlag. Sehr hoch ist die Körperverletzungskriminalität: auf
58 Delinquenten kommen 178 Fälle, davon siellen mit tötlichem
Ausgang. Doch handelt es sich größtenteils nicht um Agressio-
nen gegen Nicht-Jennische; es geht hier mehr um Streitereien,
welche innerhalb der Sippe ausgetragen werden. Der Land-
fahrer greift nur dann einen Nicht-Jennischen an, wenn er z. B.
bei einem Diebstahl erwischt wird und keine Möglichkeit vor-
handen ist zu entkommen. Messerstechereien, Pöbeleien, Rauf-
handel, gegenseitiges Drangsalieren, tätliche Beschimpfung, Ver-
folgungen und Schlägereien sind an der Tagesordnung, und
wenn einerseits ein furchterregendes Anwachsen des Land-
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fahrervolkes zu konstatieren ist, geben sich anderseits die Sip-
pen alle erdenkliche Mühe, sich gegenseitig zu vernichten. Die
Feindschaft, besonders der jungen Männer verschiedener Sip-
pen, mag oft wohl tief und unversöhnlich sein; ewige Rache
wird geschworen, beim Alkoholgenuß erhitzt man sich, man
bekommt Mut und schon ist ein Unglück da. Auch die Frauen,
ja die Kinder, führen stets spitzige Instrumente mit sich. Mit
Vorliebe werden Waffen mit sich getragen, denn ohne Waffe
ist man niemand. — Typische Affekt- und Kurzschlußhandlun-
gen, kein kaltblütiges, überlegtes Verletzen und Töten, sondern
ein wildes Raufen und ein wütendes Umsichschlagen. Neben
den Sippengenossen und den Mitgliedern des eigenen Volkes
ist es vor allem die Polizei, welche sich von den Jennischen viel
gefallen lassen muß. Nicht nur Beschimpfungen gemeinster Art,
offener Widerstand, sondern auch Körperverletzungen kom-
men vor. In bezug auf die Körperverletzungskriminalität ist der
Jennische gegenüber der Gesellschaft nicht als gemeingefähr-
lich zu werten, die Opfer sind hauptsächlich bei ihnen selbst zu
suchen, oder was sehr bedauerlich ist, bei Männern, welche
als Hüter der öffentlichen Ordnung ihre Pflicht tun.

In diesen Rahmen gehört nun noch der Tatbestand des
Art. 134 STGB (Mißhandlung und Vernachlässigung eines Kind-
des). Solche Fälle15 kommen bei diesen Familien — trotz aller
«Liebe» zu ihren Kindern — ziemlich häufig vor. Im vorliegenden
Material ließen sich nur zwei Fälle feststellen, was natürlich der
Wirklichkeit kaum entspricht. Mit Art. 134 ist nun eine Hand-
habe geschaffen worden, solche Verhältnisse schärfer anzu-
packen, insbesondere durch die Formulierung: « Wer ein
Kind vernachlässigt daß dessen Gesundheit oder geistige
Entwicklung eine Schädigung oder schwere Gefährdung erlei-
det ...». Im Verlaufe dieser Untersuchung fiel uns besonders
auf, wie vorsichtig, ja allzu behutsam die Behörden hier vor-
gehen, auch wenn die Mißstände offensichtlich sind. Es kam
einmal sogar vor, daß eine Gemeindebehörde einfach deshalb
den Entzug der elterlichen Gewalt nicht durchführte, weil sie
sich durch die Drohungen der Sippe einschüchtern ließ!

15 Vergl. die dramatische Geschichte: «Fünf Kinder hungern unter einer
Brücke» in «Kinder der Landstraße», Heft 4, S.28.
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Die Systematik des STUB verlassend, sind hier kurz die
Delikte gegen die Freiheit zu nennen. Wegen Drohungen wur-
den 41 Personen, wegen Hausfriedensbruches 15 Personen be-
straft. Andere Delikte dieser Gruppe ließen sich nicht finden.
Entführungen sind kaum möglich, da die junge Korbersfrau sich
nur allzu gerne «entführen» läßt. — Die Drohung ist ein typi-
sches Landfahrerdelikt. Oft findet sich in den Strafregister-
einträgen der Ausdruck: «Ausstoßen von lebensgefährlichen
Drohungen.» Hinter der Drohung verbirgt sich jedoch immer die
alte Vagabundenfeigheit: Wenn die Körperverletzung das Mit-
tel ist, der Wut gegen die eigenen Stammesangehörigen freien
Lauf zu lassen, so versucht man die Behörden und die Seß-
haften mit Drohungen gemeinster Art einzuschüchtern. Zur
Nötigung kommt es dagegen nicht. Der Hausfriedensbruch
hängt mit dem Hausierergewerbe zusammen: Wer schon mit
diesen Leuten «gehandelt» hat, weiß, wie frech und klebrig
sie sein können, sodaß man sich lieber betrügen und anschwin-
deln läßt, um sie nur endlich los zu werden.

Die Hauptgruppe bilden auch hier die Vermögensdelikte,
wobei der Diebstahl am häufigsten vorkommt. Dreiviertel aller
Untersuchten wurden mindestens einmal wegen Diebstahls über-
führt. Es handelt sich dabei weniger um Diebstahl aus Not, son-
dern um Diebstahl aus Gewohnheit, Tradition und Passion. Der
Jennische ist bekannt und gefürchtet als Einbrecher, er ist ein
«geborener» Dieb; was nicht niet- und nagelfest, das ist vor ihm
nicht sicher. Durch das jahrhundertelange Ausgestoßensein aus
der Gesellschaft entwickelte sich im Verlaufe der Zeit so etwas
wie ein «wohlerworbenes Recht» auf Diebstahl. Wenn die
Bauern schon nicht duldeten, daß die Landfahrer sich in ihren
Gemeinden niederließen, und es für sie nie möglich war, ihr
eigenes Land zu bebauen, so wurde der Tribut eben auf eigene
Weise eingezogen! Typisch für die Mentalität dieser Leute ist
die Prahlerei eines berüchtigten jennischen Gewohnheitsdiebes:
noch nie in seinem Leben ein Kilo Gemüse gekauft zu haben ...!»

Felddiebereien, Fischfrevel und Wildern sind Selbstverständ-
lichkeiten im Leben des Landfahrers; ebenso wächst ja das
Rohmaterial — die Weidenzweige für den Korberberuf — auf
Niemandsland. Auf diese 75 Diebe kommen 353 Verurteilungen,
was einen Durchschnitt von fünf Rückfällen ergibt. Diese Zahl
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ist aber zu niedrig gegriffen, da die Verhaftung meistens erst
dann erfolgt, wenn schon eine ganze Reihe von Diebstählen
ausgeführt worden war. Die Dunkelziffer ist außerordentlich
hoch. Raub ließ sich nur bei sieben Personen feststellen. Auch
in diesen Fällen handelt es sich nicht um Raub im eigentlichen
Sinne, sondern mehr um Einbrüche, bei welchen die Diebe er-
wischt wurden und Gewalt anwandten, um so mit der Beute
besser zu entkoarnen.

45 Personen wurden wegen Betrugs verurteilt (insgesamt
232 Verurteilungen). Es handelt sich nicht durchwegs um Zech-
prellereien, wie bei den Landstreichern, sondern um ganz ge-
rissene Betrügereien. Obwohl die Intelligenz bei den Jennischen
nicht übermäßig hoch entwickelt ist, gibt es unter ihnen sehr
schlaue und geriebene Individuen, richtige Gauner, die mit allen
Kniffen und Verstellungskünsten vertraut sind und so gar man-
chen hinters Licht führen können. Wie zum Betrug gehört
auch zur Unterschlagung eine gewisse Gerissenheit, die darin
besteht, sich in das Vertrauen anderer einzuschleichen. Der
Landfahrer kann sich zeitweise über einen ganz ordentlichen
Verdienst ausweisen und seine Lieferanten bewegen, ihm Waren
auf Kredit zu überlassen, die er allerdings in der Folge unter-
schlägt. Hehlerei fand sich nur in neun Fällen, doch spielt auch
hier die Dunkelziffer eine erhebliche Rolle. Es ist eine bekannte
Tatsache, daß das Diebsgut gerne bei irgend einer alten Vagan-
tin bis zur allfälligen Verwertung versteckt wird. Erpressung
fanden wir nur in vier Fällen: nach den Strafen beurteilt, han-
delte es sich nur um geringfügige Kriminalität. — Die Sachbe-
schädigung besteht sehr oft in feiger Rache an Seßhaften, deren
Eigentum angegriffen wird oder, was noch öfters vorkommt, im
Demolieren ganzer Wirtsstuben.

Was die Sittlichkeitsdelikte anbetrifft, finden wir nur
wenige Fälle von Notzucht. Wohl mag es vorkommen, daß eine
Frau durch einen Landfahrer im Rausch vergewaltigt wird,
doch wird es sich kaum um eine Nicht-Jennische handeln, da
der Landfahrer seine Opfer nicht außerhalb der Sippe sucht.
Doch ist anzunehmen, daß auch sexuelle Roheit gegenüber der
Frau häufiger vorkommt, als aus dem vorliegenden Material zu
entnehmen ist. Nur wird in den wenigsten Fällen eine Jennische
ihren gewaltsamen Liebhaber verklagen. In drei Fällen fand sich
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das Delikt der Schändung, in fünf Fällen Sodomie, was schon
sehr stark auf die krankhafte Veranlagung einzelner Indivi-
duen schließen läßt. In zehn Fällen standen Landfahrer vor
Gericht, so auch wegen Exhibitionismus vor Kindern. Bei den
Frauen spielt das öffentliche Anbieten zur Unzucht eine er-
hebliche Rolle. Die Kinder sind durch Unzuchtdelikte sittlich
stark gefährdet: sie wurden in 16 Fällen, d. h. in einem Fall
viermal, in zwei Fällen dreimal, in sechs Fällen zweimal und in
sieben Fällen einmal ausgeführt. Die Kinder dieser Familien
sind auch in anderer Beziehung sittlich gefährdet: eine Familie
z. B. mußte wegen Blutschande aufgelöst werden. Öfters kommt
es vor, daß die Kinder infolge der mißlichen Wohnverhält-
nisse Zeugen des Geschlechtsverkehrs ihrer Eltern werden (was
von den Behörden durch Polizeibußen geahndet wurde!). Wenn
man weiß, welche tiefgreifenden Nachwirkungen solche Jugend-
erlebnisse für das junge Leben eines Menschen haben können,
so ist es offensichtlich, daß solche Zustände nicht geduldet
werden können.

Unter den gemeingefährlichen Delikten spielt nur die Brand-
stiftung eine gewisse Rolle. In zwei Fällen konnte eine fahr-
lässige Brandlegung eines Obernächtlers an einem Stall fest-
gestellt werden, bei den andern beiden Fällen handelte es sich
jedoch um typische Racheakte. In der Bevölkerung ist der
Glaube verankert, daß es bei den Landfahrern viele Brand-
stifter gebe: die bandenmäßige Brandstiftung ist heute jedoch

wo es den Jennischen durch polizeiliche Maßnahmen unmög-
lich gemacht wird, sich zu organisieren kaum mehr möglich.
Daß jedoch die Brandstiftung in Form von Rache irgendwie im
Unbewußten dieser Leute weiterlebt, mag das Beispiel eines
17jährigen Jungen näher beleuchten:

Es handelt sich um einen Abkömmling der großen Va-
gantentenfamilie Plur" mit Namen Ernst. Als neuntes Kind
einer zwölfköpfigen Familie kommt er schon mit sieben
Jahren in Fürsorgeerziehung. Seine älteren Brüder ziehen
alle heute noch als Korbflechter im Lande umher. Ihre Vor-
strafen sind sehr zahlreich. So weist z. B. der älteste der
Brüderschar mit seinen 37 Jahren heute schon die stattliche

16 liber die Geschichte der Familie Plur vergl. .Der Kesseljogg und
seine Söhne» in .Kinder der Landstraße», lieft 3.
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Zahl von 22 Vorstrafen auf. Im Sommer 1942 verletzte er
seinen Bruder im Rausche so schwer, daß jener starb. —
Unser Ernst Plur wurde mit 15 Jahren zum Brandstifter.
Die Fürsorgeerziehung gestaltete sich äußerst mühselig und
langwierig. Ein unaufrichtiges Kind, fauler Schüler, chro-
nischer Ausreißer. Nach etlichen Erziehungsversuchen in
verschiedenen Anstalten wird er bei einem Bauern unter-
gebracht. Auf einem benachbarten Bauernhof stiehlt er zwei
Kaninchen. Zur Strafe darf er nun mit seinen Pflegeeltern
die Landesausstellung nicht besuchen. Man läßt ihn allein
auf dem Hof zurück, den er aus Rache anzündet. — Es han-
delt sich um eine psychisch defekte Persönlichkeit, was
schon daraus hervorgeht, daß er noch lange Zeit nach der
Pubertät sein Bett näßte: also nicht das infantile Bettnässen
eines Kindes, sondern ein psychisch krankhaftes Symptom.
Die psychiatrische Prognose lautet schlecht: der junge
Mann ist gefährlich und kann jederzeit wieder Unheil an-
richten. Momentan arbeitet er bei einem Bauern, leistet
auch Militärdienst, doch ist man nie sicher, wann er wieder
kriminell wird.
Eine eigene Stellung nehmen die militärischen Delikte ein:

17 Personen wurden durch Militärstrafgerichte abgeurteilt, wo-
bei es sich in einem Fall um Dienstverweigerung (Art. 81 Mil.
STOB), in sieben Fällen um Dienstversäumnis (Art. 82), in vier
Fällen um Ausreißen (Art. 83), in drei Fällen um unerlaubtes
Entfernen von der Truppe (Art. 84), in zwei Fällen um Miß-
brauch und Verschleuderung von Material (Art. 73) handelte.
Alle diese Delikte sind bei den Landfahrern von vorneherein zu
erwarten: ihre innere Unruhe läßt sich nicht einmal durch die
straffe militärische Disziplin beheben. Da der Jennische sich
ohnehin nicht um die öffentlichen Pflichten kümmert, müssen
sehr oft gegen ihn Bußen wegen Nichtbezahlens der Militär-
pflichtersatzsteuer ausgesprochen werden.

Die Kantone versuchen, sich vor diesen Menschen durch
zeitlich begrenzte oder lebenslängliche Kantonsverweisung zu
schützen, eine Verfügung, welche der Landfahrer wohl nur in
den seltensten Fällen ernst nimmt. Die Kantonsverweisung hat
vielleicht noch am ehesten den Erfolg, daß sich die Leute in dem
betreffenden Kanton so unauffällig wie möglich aufführen. Sehr
oft aber benützen sie gefälschte Ausweispapiere oder tragen
sich in den Gasthöfen unter falschem Namen ein.

Im Hinblick auf die häufige Wiederholung der Straffällig-
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keit rechnen wir die Landfahrer zu den Gewohnheitsver-
brechern, charakterisieren sie vor allem als Gewohnheitsdiebe.
Je nach der Art des Rückfalls müssen wir uns fragen, ob Straf-
schärfung etwas nützt, oder ob andere Maßnahmen an deren
Stelle treten sollen. Auf die untersuchten 100 Personen erhalten
wir eine Gesamtsumme von 1118 Strafurteilen. Im Durchschnitt
fallen also auf die Person ca. 12 Delikte. Die Kriminalität ist
demnach erheblich höher als bei den Einzelwanderern," wo auf
den Täter im Durchschnitt vier Delikte kommen. Der Jennische
ist seinem Wesen nach der lebendigere Typus Mensch: er ist
unternehmend, schlägt sich allein durchs Leben und läßt sich
nicht von Herberge zu Herberge treiben. Auch sucht er die Für-
sorge nicht auf; er ist nicht arbeitslos, wenn auch seine «Arbeit»
als Hausierer volkswirtschaftlich betrachtet keinen großen Wert
hat. Es handelt sich hier um einen aktiven Menschen, der sich zu
helfen weiß; schon als kleiner Junge ist er fähig, für sich selbst
zu sorgen. Er beginnt schon recht früh zu verdienen, und wenn
es nichts zu verdienen gibt, so lebt er eben von den Früchten des
Feldes und des Waldes, vom Bettel oder vom Diebstahl.

Wenn in bezug auf die Delikte gegen Leib und Leben
die seßhafte Gesellschaft nicht benachteiligt wird, so entsteht
dagegen eine Gefährdung durch die Vermögenskriniinalität.
In einer Detailbetrachtung erhalten wir etwa folgendes Bild:

Vorbestraft Diebstahl Unterschlagung Betrug
1-3	 mal 38 30 29
4-6 mal 21 4 8
7-10 mal 10 3 3

mehr als 10 mal 6 5
Total Vorbestrafte: 75 37 45

Von 100 Vorbestraften weisen nur sieben keine Vermögens-
kriminalität auf. Bedenkt man nun, daß etwa 30 Personen
weniger als 35 Jahre alt waren und auch die älteren Vaganten
nie müde werden, Diebstähle auszuführen oder den Jungen das
edle Gewerbe beizubringen, so ergibt sich, daß der Landfahrer
als Dieb und Betrüger eine erhebliche Gefahr für die seßhafte
Gesellschaft darstellt. Betrachtet man die Kriminalität einzelner
Landfahrerfamilien, so kann man die Beobachtung machen, daß

17 Vergl. oben § 5 I 2 d.
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auch in bezug auf die Art der Delikte eine gewisse Tradition
besteht.

4. Die Jugendlichen
Den Jugendlichen gewährt die moderne Strafrechtswissen-

schaft besondere Beachtung. Jungen Bäumen, die krumm wach-
sen, verschafft man eine Stütze, um ihnen aufzuhelfen; alte
Bäume hingegen, welchen zeitlebens eine solche Stütze fehlte
und die bereits verkrüppelt sind, werden kaum mehr gesunden.
Die Jugendlichen vor der Verwahrlosung und der künftigen
Kriminalität zu bewahren, ihnen die fehlende elterliche Stütze
zu verschaffen, das war die ideale Aufgabe, welche sich die
«Pro Juventute» stellte, als sie das «Hilfswerk für die Kinder
der Landstraße» ins Leben rief. Dies sollte mit folgenden Mitteln
erreicht werden:

Wegnahme der Kinder von den Familien, wenn möglich
im frühesten Kindesalter.

Intensive nachgehende Fürsorge in einem andern Milieu.
In dieser Arbeit beabsichtigen wir nicht, vollständige psy-

chiatrische Sippengeschichten im Sinne Joergers und Ritters
wiederzugeben," obwohl wir uns bewußt sind, daß die Ver-
erbung die Hauptrolle in der Degeneration dieser Persönlichkei-
ten spielt. Es ist dies die Aufgabe des Erbforschers und Eugeni-
kers, das ganze, in unserem Lande bekannte Material systema-
tisch durchzuarbeiten. Gerade für die Erbgesundheitslehre wird
es einmal interessant sein, das Kindermaterial des Hilfswerkes
in 30-40 Jahren als Grundlage für weitere Beobachtungen und
Erfahrungen zu verwerten. Es kann dann mit Bestimmtheit ge-
sagt werden, ob die Milieutherapie einen Sinn gehabt hat, oder
ob man mit anderen Mitteln vorgehen muß. Uns stellt sich hier
lediglich einmal die Aufgabe, die psychischen Bedingungen dar-
zustellen, unter welchen diese Kinder ins Leben treten, und es
wird sich zeigen, daß diese armen Geschöpfe schon anlage-

18 Des weitern vergl. die Arbeiten von J. Müller: Erforschung eines
voralpinen Inzuchtsgebietes, S. 288 ff.
O. Finger: Studien an zwei asozialen Zigeunermischlingssippen, ein Beitrag
zur Asozialen- und Zigeunerfrage: Diese Mischtypen von Zigeunern und
Seßhaften oder Jennischen haben nach Finger eine viel schwerere Kriminali-
tat, als wir sie z. B. bei unseren schweizerischen Landfahrern gefunden haben.
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mäßig eine schwere Benachteiligung gegenüber normalen Kin-
dern aufweisen. Zugleich soll versucht werden, den Behörden,
welche kriminelle Landfahrer zu beurteilen haben, einen Einblick
in die Jugend dieser Kinder zu verschaffen.

Aus beiliegendem Stammbaumauszug der Landfahrerfami-
lie X. sollen einige Jugendschicksale aus den oben erwähnten
«Doppelfamilien»: «Johann IV und Kuno» näher erläutert
werden."

Die komplizierten Familienverhältnisse der beiden Zwil-
lingsbrüder Kuno und Johann IV haben wir bereits kurz ge-
streift. Die beiden Brüder hatten sieben Geschwister, welche
ausnahmslos vagierten und von denen drei kriminell wur-
den. Alle sind Stammväter zahlreicher Familien. Ihr Vater
Fritz war ein schwerer Trinker: über seine Kriminalität ist
uns nichts bekannt.

Johann IV war ein psychopathischer Alkoholiker, ein Son-
derling, ein schwerer Querulant, jedoch eher ein passiver
Typ. Ganz anders seine Frail (Barbara I), eine außerordent-
lich schlaue und geriebene Person, mit allen Wassern ge-
waschen, der sich allerdings nie eine deliktische Handlung
nachweisen ließ. Die Ehe war zerrüttet, beide Ehegatten
gänzlich unfähig, ihre sechs Kinder zu erziehen.

Ihre älteste Tochter Karoline ist bereits zu alt, um der
Vorteile des Hilfswerkes der Pro Juventute teilhaftig zu
werden. Sie wird Hausiererin, heiratet zweimal unglücklich,
das erste Mal einen chronischen Betrüger, der verwahrt
werden muß, das zweite Mal einen Mann, der sich wegen
Notzuchtversuchs vor den Gerichten zu verantworten hatte.
Sie schenkt bis jetzt fünf Kindern das Leben, wovon zwei
unehelich sind, (die dann allerdings durch die Väter legiti-
miert wurden).

Ihre Schwester Barbara ist bis zur Verheiratung mit einem
Nicht-Jennischen dauernd in Fürsorge und verhält sich
relativ ruhig. Die Ehe muß jedoch wegen fortgesetzten Ehe-
bruchs seitens der jungen Ehefrau geschieden werden. Ge-
genwärtig hausiert sie wieder mit ihrer Mutter ; neuerdings
wird sie wegen Hehlerei bestraft (1943).

Ihre Schwester Irma hat einen schwierigen Charakter: sie
ist grob und unverträglich, stiehlt mit 21 Jahren ein Fahr-
rad und läßt an einer Dienstbotenstelle Kleider mitlaufen.
Auch sie heiratet einen mehrfach vorbestraften Mann.

Der junge August' macht sich schon recht frühzeitig selb-

19 Vergl. beiliegenden Stammbauinauszug. S. 126.
20 Vergl. beiliegenden kriminellen Lebenslauf des August III X.
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ständig und fährt mit seinen zehn Jahren mit anderen Kor-
ber- und Hausiererfamilien im Lande herum. Die erste An-
staltsversorgung erfolgt in seinem 13. Altersjahr; doch brennt
er in kurzer Zeit nicht weniger als dreimal durch, weil «ihm
das Leben in den Erziehungsheimen zu langweilig war und
er schrecklich Sehnsucht nach der Freiheit der Wälder
hatte.» Er wird nun in eine Zwangserziehungsanstalt ein-
gewiesen, wo er in der Korberei zu arbeiten wünscht. Er
wartet jedoch nur auf die erste Gelegenheit, um durchzu-
brennen. Diese bietet sich bald; er entwendet ein Fahrrad
und sucht damit das Weite. Von der Polizei wird er in die
Anstalt zurückgebracht, wo er bis zu seinem 16. Altersjahr
verbleibt. Man versucht es nun mit der Versetzung zu einem
Landwirt; doch scheint ihm die «Ruechologie»21 nicht zuzu-
sagen : «Sehen Sie, ich kann kein Bauer werden, ich mei8
wandern, sonst werde ich verrückt!» So reißt er auch hier
wieder aus und zieht mit seinem elfjährigen Bruder Ger-
hard I im Kanton Zürich umber, wobei er sich als Frau ver-
kleidet. Dieses Abenteuerleben dauert vier Monate, bis man
endlich das seltsame Brüderpaar im Kanton Aargau er-
wischt. Ober diese eigenartige Wanderung lassen wir einen
schriftlichen Bericht des jtingern Bruders Gerhard folgen
(orthographisch korrigiert) :

«Von B. am Morgen fortgelaufen. Bis nach Zürich
gekommen, da und dort unter den Bäumen geschlafen,
haben Kaffee und Brot gebettelt. Nachher nach Hause
gelaufen. Unterwegs trafen wir Vater, der gerade unter-
wegs war. Hatten für die Reise etwa 3-4 Tage. Warte-
ten im Walde bis am Abend, dann kam die Mutter. Blie-
ben nicht lange daheim, gingen mit Vater und Mutter
fort. Flickten unterwegs Schirme und machten am
Abend Zelte, auch der kleine Johann (VI) war manch-
mal dabei. Mehrere Wochen August und ich im Kt. Aar-
gau. In der letzten Zeit waren wir alle in einem Wald
in der Nähe von Lenzburg. Da kamen zwei Landjäger.
Einmal jaßten sie miteinander, August, Kuno und der
Vater, da bekamen sie Händel. Kuno wirft August auf
den Boden hinaus. Da ging der Vater und warf die Jaß-
karten weg, ich warf sie ins Feuer. Mutter war auch
dabei ... »

Die beiden Brüder werden wegen Fahrraddiebstahls ver-
dächtigt, und August wird wegen Fundunterschlagung einige
Tage eingesperrt. Der Vormund interniert ihn darauf in einer
Arbeitsanstalt. Siebzehnjährig ist er schon wieder unterwegs

21 Ruech, jennisch -= Bauer.
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mit seinem Vetter Johann V. «Dieser hat mir das Stehlen
beigebracht» (Lebensbeschreibung dieses Vetters folgt
unten). Er ist wieder polizeilich ausgeschrieben; bei der
Verhaftung setzt er sich zur Wehr, schießt mit seiner Flo-
bertpistole auf den Polizisten und verletzt ihn am Oberarm.
Es folgen noch einige weitere Anklagen wegen geringfügiger
Diebstähle. August wird neuerdings interniert. Zwanzigjäh-
rig wird er entlassen. Man versucht, ihn nochmals bei einem
Bauern unterzubringen, doch geht er zur Sippe zurück. Un-
terdessen heiratet seine Mutter — der einzige Mensch, außer
seinem Bruder Gerhard, dem er aus ganzem Herzen zugetan
ist — seinen Onkel Kuno. Onkel und Neffe sind eifersüchtig
aufeinander und vertragen sich äußerst schlecht. Es kommt
zum Streit, und Kuno verletzt seinen Neffen schwer. Eine
tiefe Narbe an der Stirn verunstaltet von nun an sein Ge-
sicht. Er ist gezwungen, seine Mutter zu verlassen, und er
versucht, sich seinen Unterhalt als Scherenschleifer zu ver-
dienen. Neue Internierung durch die Vormundschaftsbehörde,
beharrlich entweicht er wieder. Wegen Hausfriedensbruchs
und Diebstahls kommt er neuerdings mit dem Gesetz in
Konflikt. Er verliebt sich in ein Korbermädchen, das jedoch
in seiner Liebe zwischen ihm und einem Bündner Landfahrer
schwankt. Es kommt zu einer Begegnung mit dem Wider-
sacher: schwer betrunken greift er ihn an, um ihn — «den
stärksten Mann des Bündnerlands», wie jener sich prahlend
nennt — «mit dem Messer zu zeichnen.» Wegen Körper-
verletzung kommt er ins Zuchthaus, von wo aus er wegen
seines psychisch verdächtigen Verhaltens in eine Irrenanstalt
überwiesen wird. Schwere erbliche Belastung wird fest-
gestellt, starker Wandertrieb; seine Reaktionen sind fiber-
mäßig gesteigert; ein kleiner Anlaß kann größte Wirkung
auslösen. (Ein ähnliches Bild vermittelte ein Rorschach-
Test, wobei uns auffiel, daß der Explorand sehr präzis be-
obachtete, aber ganz eigenartige, zigeunerisch-archaische
Einfälle produzierte). Zu einer positiven Übertragung, einer
affektiven Bindung an einen Erzieher ist er nicht fähig. Im-
mer rasch begeistert für einen Vorschlag oder einen neuen
Lebensplan, verabscheut und haßt er in kürzester Zeit sei-
nen Helfer. — Er entweicht aus der Irrenanstalt, vagiert von
neuem, stellt sich schließlich seinem Vormund, der ihm eine
Stelle als Ausläufer verschafft. Anfänglich ist er begeistert
für diesen lebhaften, «beweglichen» Beruf; dann hält er es
auch bei seinem neuen Meister nicht mehr aus. Schließlich
interniert ihn seine Heimatgemeinde.
Was soll nun aus einem solchen Menschen werden? Es ist

das tragische Schicksal eines Getriebenen. Dauernde Verwah-
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rung? Dies würde für ihn ein solch qualvolles Dasein bedeuten,
daß man es kaum verantworten könnte. In die Freiheit entlassen?
Der Mann würde unvermeidlich wieder ins Vagantentum und in
die Kriminalität zurücksinken; alle Erziehungsbestrebungen
wären vergeblich gewesen!

Seine jüngere Schwester Pia III ist ebenfalls eine schwere
Psychopathin. Von einem, unbändigen Egoismus erfüllt,
fängt sie mit allen Leuten Streit an. Sie leidet unter starken
Depressionen und versucht, sich mit 17 Jahren das Leben
zu nehmen. Sie heiratet ihren Schwager und wird Hausiere-
rin. Trotz langer Fürsorgeerziehung kann man es nicht ver-
hindern, daß auch sie die Tradition ihrer Vorväter wieder
aufnimmt.

Es verbleibt noch der jüngste Bruder Gerhard, von dem
wir schon gesprochen haben. Auch er hatte die unruhige
Jugend eines Vagantenkindes. Er wird mit sieben Jahren in
Familienpflege gegeben, hält es aber kaum aus; mit zwölf
Jahren droht er mit Selbstmordabsichten, kriegt plötzliche
Wutanfälle und wird seiner Pflegemutter gegenüber tätlich.
Das psychiatrische Gutachten ist allerdings nicht so un-
günstig: «Im Gefühlsleben liegen bestimmte Möglichkeiten
zu feinem Empfinden und guter Anpassung. Dagegen starke
Tendenzen zu impulsivem Verhalten und Trotzreaktionen.»
Nach der Pubertät kommt jedoch sein eigentlicher Charak-
ter immer mehr zum Vorschein. Mit 17 Jahren brennt er
wieder durch, vagiert mit seiner Konkubine und führt mit
ihr ein echtes Zigeunerleben.
Ober die 13 Kinder der andern Hälfte der «Doppelfamilie»

könnte man Bände fallen. Vom psychiatrischen Standpunkt aus
bietet jede einzelne Person eine Fülle von interessanten Einzel-
heiten. Wir beschränken uns hier auf die ausführliche Beschrei-
bung eines jungen Verbrechers, der infolge seiner psychischen
Veranlagung kriminell gefährlicher zu werten ist als der gewöhn-
liche Jennische.

Dem Vater Johanns V," Kuno, sind wir bereits begegnet
als einem Rohling, der nicht davor zurückschreckte, seinen
Nef fen schwer zu verletzen. Wie der Vater, hatte sich auch
die Mutter wegen einiger Diebstähle zu verantworten. Die
Familien- und Heimverhältnisse waren nicht besser als bei
der Familie des Johann IV. — Johann V verläßt ebenfalls
sehr früh das «Elternhaus», und schon mit 15 Jahren wird

22 Vergl. beiliegenden kriminellen Lebenslauf des Johann V X.
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er zum Betrüger. Er ist ein großer Raufer: bei seinen Schlä-
gereien kommt es zu Körperverletzungen; seine «lebens-
gefährlichen Drohungen» werden damit verwirklicht, daß er
seine Kumpanen mit Bierflaschen förmlich bombardiert.
Mit 16 Jahren nistet er sich in der Wohnung einer 6 Jahre
älteren Kellnerin ein. Sie leben in wilder Ehe, was Vater
Kuno nicht daran hindert, sein jüngstes Kind dort unter-
zubringen. Da Johann scheinbar recht wenig zum gemein-
samen Haushalt beisteuert, wirft ihn die Kellnerin kurzer-
hand auf die Straße. Er bedroht sie mit dem Messer, worauf
ihn die junge Frau wieder zu sich nimmt, und Johann sogar
während einiger Wochen in einer Fabrik arbeitet. Dann
kommt es endgültig zum Bruch, da Johann dreimal inner-
halb desselben Jahres wegen Diebstahls, sinnloser Sach-
beschädigung und Drohung ins Gefängnis wandert. Einmal
gelingt es ihm auf dem Wege ins Gefängnis zu entfliehen,;
trotz energischer Gegenwehr wird er wieder verhaftet. Man
wartet mit der Entmündigung des gänzlich Verwahrlosten
nicht mehr länger: er wird zum ersten Mal administrativ
interniert. Drei Monate hält er es in der Anstalt aus, dann
gelingt es ihm zu entweichen, worauf man seine Spur gänz-
lich verliert. In contumaciam werden noch drei kleinere Ge-
fängnis- und Haftstrafen wegen Tätlichkeiten, Drohungen
und Wilderns gegen ihn ausgesprochen, doch erst nach
einem Jahr wird die Polizei seiner habhaft. Er wird neuer-
dings interniert. Es gelingt ihm, die Anstaltsleitung durch
sein gutes Verhalten zu täuschen; man lockert die Zügel ein
wenig und überwacht ihn nicht mehr so streng. Er hat auf
diesen Augenblick nur gewartet, entweicht und wird so-
fort wieder kriminell. 20jährig kommt er ins Zuchthaus
wegen Körperverletzung, Diebstahlversuchs, Betrugs;
gleichzeitig wird er von einem andern Gericht wegen Ein-
bruchdiebstahls zu drei Monaten Gefängnis verurteilt. Bei
diesem Einbruch, den er mit seinem Vetter Reto (D 6) aus-
führt, wobei der 16jährige Reto seinem «Lehrer» Schmiere
steht, fallen ihm 16 Pistolen und Revolver in die Hände, die
er freigebig an das fahrende Volk verteilt. Kaum entlassen,
stiehlt er ein Fahrrad; die darauf folgende Strafe nützt ebenso
wenig wie die zehntägige Haftstrafe, zu welcher er wegen
Landstreicherei verurteilt wird. Im Dezember 1933 wird er
bei einem neuen Fahrraddiebstahl überrascht. Die Polizei
wird beigezogen. Johann schließt sich in der Wohnung sei-
ner Tante ein, schießt auf den eindringenden Polizisten und
verletzt ihn schwer. Endlich gelingt es einigen Männern, den
Tobenden zu überwältigen. Während der Untersuchungs-
haft stellt der Gefängnisarzt Zeichen geistiger Störung fest
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und beantragt die Einweisung ins Irrenhaus. Dem Gesuch
wird nicht entsprochen, da man den Delinquenten für einen
Simulanten hält. Johann ist aber so unruhig und gefährlich,
daß er mit einer Sprungkette gefesselt in den Gerichtssaal
geführt werden muß. — Man verurteilt ihn zu drei Jahren
Zuchthaus. Daselbst werden die geistigen Störungen immer
häufiger; in einem Anfall kastriert er sich eigenhändig. In
völliger geistiger Umnachtung (Katatonie) wird er ins Irren-
haus verbracht, wo er nach sieben Jahren an Lungentuber-
kulose stirbt.

Von den fünf älteren Geschwistern werden vier kriminell.
Von den jüngeren erwähnen wir kurz:

Die beiden Mädchen Barbara III und Renate II: Sittlich
schwer verwahrlost. Beide unterhalten inzestuöse Verhält-
nisse mit einem Stiefbruder (einem unehelichen Sohn der
Barbara I).

Herta: debil, mit 15 Jahren wird sie, ohne jegliche Schul-
bildung, gänzlich verwahrlost bei einer in einem Walde hau-
senden Korberfamilie aufgefunden. Nach längerer Fürsorge-
erziehung wird sie Küchenmädchen und hat ein bewegtes
Leben mit häufigem Stellenwechsel. 28jährig heiratet sie
einen Seßhaften, über den nichts Nachteiliges bekannt ist.

Gerhard II: Fürsorgezögling, Bettnässer, Nachtwandler,
chronischer Ausreißer, Psychopath. 18jährig lebt er mit
einer geschiedenen Jennischen im Konkubinat, 19jährig
wird er wegen Fahrraddiebstahls verurteilt. Noch in dem-
selben Jahre wird er rückfällig.

Käthe: Sie wird in schrecklicher Verwahrlosung bei ihren
Eltern aufgefunden. Sehr starke Bettnässerin. 16jährig greift
sie ihre Erzieherin tätlich an. Sie heiratet einen Trinker;
die Ehe ist zerrüttet, beide Ehegatten klagen auf Scheidung.
Sie hat bereits einem Kind das Leben geschenkt. Was für
ein Schicksal wird ihm wohl einmal beschieden sein?

Anton: Er kommt mit neun Jahren in Fürsorgeerziehung,
reißt bald aus und bestiehlt seine Pflegeeltern (10jährig!).
Mit 15 Jahren beginnt er zu trinken. Er ist äußerst jähzornig.
Psychiatrisches Gutachten: «Mit Geisteskrankheit, Trunk-
sucht und Haltlosigkeit belasteter, reizbarer und daher ge-
fährlicher, intellektuell reduzierter, gefühlsmäßig primitiver,
sexuell frühreifer und stark gespannter Mensch». 19jährig
droht auch er mit dem Messer und stiehlt mit 20 Jahren ein
Fahrrad. Selbstverständlich trägt er stets eine Waffe auf
sich: Die Internierung in einer Arbeitskolonie bringt keine
Änderung seines Wesens. Was werden wir in seinen späte-
ren Jahren noch alles von ihm erfahren?

Meta V: zeigt schon früh einen verschlagenen Charakter.
9 Waltisbithl, Landstreichertum
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12jährig beschmutzt und zerschneidet sie nachts saubere
Wäsche ihrer Pflegeeltern, beteiligt sich darauf mit großem
Interesse an der Fahndung nach dem Täter. Mit 15 Jahren
hat sie wahrscheinlich ihren ersten sexuellen Verkehr. Die
weitere Entwicklung des Mädchens verläuft bis jetzt nicht
ungünstig.

Johann VI, das jüngste Kind, ist in Fürsorge, unintelligent
und der Schrecken seiner Erzieher. Im Pubertätsalter begeht
auch er seinen ersten Diebstahl.
Für kein einziges dieser Kinder kann man also eine günstige

Prognose für sein zukünftiges Leben stellen. Die Beispiele ließen
sich vermehren. Das Bild würde sich nicht wesentlich ändern:
es sind alles psychisch defekte Persönlichkeiten, bei denen trotz
intensiver Milieutherapie keine Änderung ihres Charakters er-
reicht werden kann. Die vererbten negativen Anlagen sind meist
sehr stark ausgeprägt und setzen sich nach der Pubertät in
Form von asozialem und kriminellem Verhalten durch. Es gibt
selten ein Landfahrerkind, das nicht mit einem psychischen oder
einem physischen Übel behaftet ist.



Stammbaum-Auszug der Landfahrerfamilie X
Vom Stammeselternpaar Fritz I und Emma I stammen 9 Familien ab (A -J).

1851	 1851

A.Isidor I 1870 -Ingrid 1860: 

1. Jeremias I 1890 - Emma I W.

2. Adolf I 1892 - Emma III S.

3. Johann I 1894 - Meta I H.

4. Pino 1895 - Inez I

5. Isidor 11 1897 - Meta II K.

6. Meta Ill 1901 - Johann

B. Irma 11871 - Peter

C. Leo 1875 - Annelies K.

1. August I 1897 - Frieda B.

2. Fritz II 1899 - Maya 1896

3. Sonja 1901 - Albert M.

4. Pia 11903 - Werner Y.

5. Mimi 1905 - Alois

6. Renate 1908 - (?)

D. Armin 1878 - Karoline

1. Isidor 111 1895 - Konstanza

2. Jeremias II 1903 

3. Adolf II 1908 - Karoline N.

- Inez II IL

4. Johann 111 1913

5. Pia II 1914

6. Reto 1916

7. Luisa 1918 

8. Inez III 1920

E. Johann IV 1881 - Barbara I 1876

1. Karoline II Erich F.	 5 Kin-
gesch.	 der

1910	 Ferdinand Z. j 2 ill.

2. Barbara 111912 - Xaver Y. (ge-
- schied. wegen

Ehebruchs)

F. Kuno 1881 - Irma III 1881:

- Barbara I 1876:

1. Irma IV 1902 - G. A., 2 Kinder

2. Trudi 1903, 1 ill. Kind 1921

3. Pia IV 1904 - J. H.

4. Meta IV 1906 - J. B., 2 Kinder

5. Fritz II 1907

6. Johann V 1910

7. Barbara III 1912

8. Renate 11 1913 

9. Herta 1914 - F. F.

10. Gerhard II 1916

11.Käthe 1917 - geschieden von A.F.

12.Anton 1918

13.Meta V 1920 

14. Johann VI 1923

G. Konstanza 1889 - ?? 5 ill. Kinder

1. Konstanze III 1905
2. Konstanze IV 1906
3. Pia IV 1907
4. Barbara III 1909
5. Meta 1909

H. Irma 1890

J. Fritz III 1895 - Franziska 1896

1. Hans 1916 

2. Franziska 1918

3. Gerda 1919

4. Adolf III 1921

5. Renate III 1924

6. Madeleine 1924
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A. Isidor I 1870 -Ingrid 1860:

1. Jeremias I 1890- Emma I W.

2. Adolf I 1892 - Emma III S.

3. Johann I 1894 - Meta I H.

4. Pino 1895 - Inez I

5. Isidor 11 1897 - Meta II K.
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C. Leo 1875 - Annelies K.

1. August I 1897 - Frieda B.

2. Fritz II 1899 - Maya 1896

3. Sonia 1901 - Albert M.

4. Pia 11903 - Werner Y.

5. Mimi 1905 - Alois

6. Renate 1908 - (?)

D. Armin 1878 - Karoline

1. Isidor III 1895 - Konstanza

2. Jeremias II 1903 

3. Adolf II 1908 - Karoline N.

- Inez II H.

4. Johann III 1913

5. Pia 11 1914

6. Reto 1916

7. Luisa 1918

8. Inez III 1920

E. Johann IV 1881 - Barbara 11876

51. Karoline	
Erich F.	 Kin--	 ---
gesch.	 der

1910	 Ferdinand Z.l 2 ill.

2. Barbara 11 1912 - Xaver Y. (ge-
	  schied. wegen

Ehebruchs)
3. Irma 11 1913 - Ulrich S.

F. Kuno 1881 - Irma III 1881:

- Barbara 11876:

1. Irma IV 1902 - G. A., 2 Kinder

2. Truth 1903, 1 ill. Kind 1921

3. Pia IV 1904 - J. H.

4. Meta IV 1906 - J. B., 2 Kinder

5. Fritz 11 1907

6. Johann V 1910

7. Barbara III 1912

8. Renate 11 1913 

9. Herta 1914 - F. F.
•■••■••••■•••••••••••■.y...

10.Gerhard II 1916

11.Käthe 1917 - geschieden von A.F.

12.Anton 1918

13.Meta V 1920 

14.Johann VI 1923

G. Konstanza 1889 - ?? 5 ill. Kinder

1. Konstanze III 1905
2. Konstanze IV 1906
3. Pia IV 1907
4. Barbara III 1909
5. Meta 1909

H. Irma 1890

J. Fritz Ill 1895 - Franziska 1896

1. Hans 1916 

2. Franziska 1918

3. Gerda 1919

4. Adolf III 1921

5. Renate III 1924

6. Madeleine 1924

4. August III 1915

5. Pia III 1918 - Gino Q.

6. Gerhard I 1920

Legende: - nichtseßhaft
	  kriminell
	  übermäßige Trinker

geistig abnorm

Alle diese Namen sind erfunden.
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- Inez II H.

4. Johann III 1913

5. Pia 11 1914

6. Reto 1916

7. Luisa 1918

8. Inez III 1920

E. Johann IV 1881 - Barbara I 1876

51. Karoline	 Erich F.	 Kin--	 ---
gesch.	 der

1910	 FerdinandZ.l 2 ill.

2. Barbara 11 1912 - Xaver Y. (ge-
	  schied. wegen

Ehebruchs)
3. Irma 11 1913 - Ulrich S.

4. August III 1915

5. Pia III 1918 - Gino Q.

6. Gerhard I 1920

11.Käthe 1917 - geschieden von A.F.

12.Anton 1918

13.Meta V 1920 

14. Johann VI 1923

G. Konstanza 1889 - ?? 5 ill. Kinder

1. Konstanze III 1905
2. Konstanze IV 1906
3. Pia IV 1907
4. Barbara III 1909
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1. Hans 1916 
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Dritter Teil

Kritik des geltenden Systems und
Reformvorschläge

§ 7. Kriminal- und sozialpolitische Forderungen für die
Einzelwanderer

I. Die gegenüber den Landstreichern anzuwendenden
Maßnahmen

Abgesehen von der praktischen Frage, welche Maßnahmen
gegenüber der Landstreicherei zur Anwendung zu bringen sind,
ist vorerst rein dogmatisch zu erörtern, ob es sich um einen Tat-
bestand handelt, welcher im Strafrecht als Übertretung Aufnahme
finden, oder ob er in einem Spezialgesetz (Vormundschafts- oder
Verwaltungsrecht) geregelt sein soll. Je nach der Bejahung oder
Verneinung dieser Frage ist dann zu entscheiden, welche Maß-
nahmen im konkreten Falle zu treffen sind.

J. ist Landstreicherei ein strafrechtlicher Deliktstatbestand?
Die kantonalen Gesetzgebungen zeigen eine schwankende

Haltung. Einmal ordnen sie die «Übertretung» Landstreicherei
im Obertretungsstrafrecht der Einführungsgesetze, wobei sie
aber auf die Spezialgesetzgebung (verwaltungsrechtliche und
vormundschaftsrechtliche Maßnahmen) direkt verweisen, oder
sie behandeln den Landstreicher, besonders wenn er rückfällig
wird, nach den administrativen Internierungsgesetzen. Das Statt-
halteramt, welches in den meisten Fällen zur Beurteilung der
«Übertretung» zuständig ist, wird die Akten direkt dem Justiz-
und Polizeidepartement überweisen, wenn es die Internierung
des Täters notwendig findet. Daraus erhellt, daß der kantonale
Gesetzgeber den Tatbestand der Landstreicherei viel öfter als
Verwaltungsrecht behandelt.

Als Vergehen wird Landstreicherei immer noch von einigen
wenigen Kantonen betrachtet (Bern, Waadt etc.).1 Dies ist aber,
wie wir gesehen haben, durch die Einführung des STUB nicht

1 Vergl. § 4 1. 2. b.
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mehr gestattet, sodaß statt der Gefängnisstrafe eine bessernde
Maßnahme auch von diesen Kantonen angeordnet werden muß.

Endlich gibt es Kantone, welche gar keinen strafrechtlichen
Tatbestand «Landstreicherei» aufstellen, sondern den Asozialen
direkt auf dem Administrativwege in eine Anstalt einweisen.

Ein kurzer Überblick über die ausländische Gesetzgebung
zeigt uns, daß auch dort recht verschiedene Systeme zur An-
wendung gelangen, oder daß der bisherige Rechtszustand einer
teilweise recht scharfen Kritik unterzogen wurde.

Noch ganz auf dem Standpunkt, daß es sich bei der Land-
streicherei um einen strafbaren Deliktstatbestand handle, steht
die französische Gesetzgebung. Die Art. 269 ff. des CP haben aber
schon vor 50 Jahren zu einer eingehenden Kritik Anlaß gegeben,
ohne daß jedoch einer der projektierten Vorschläge, z. B. daß die
repressiven und die präventiven Maßnahmen sich gegenseitig
ergänzen sollten,2 positives Recht wurde. In Art. 269 CP wird
Landstreicherei sogar zum Vergehen «erhoben»: Diese nach
Garcon3 aus der Tradition des vornapoleonischen Rechts her-
stammende Auffassung vermochte sich, trotz aller Angriffe der
Wissenschaft, bis heute zu erhalten.

Im italienischen Recht erfolgt die Loslösung vom französi-
schen Vorbild durch die «Legge di Pubblica Sicurezza» des Jah-
res 1889.4 Was man unter Vagantität und Müßiggang (Vagabon-

2 Bei den Bestrebungen zur Reform des CP wurde auch diese Frage
berührt. Man sah ein, daß sich hier sowohl repressive wie präventive Maß-
nahmen gegenseitig zu ergänzen hätten. Da es schwierig schien, «de faire
rentrer des mesures d'assistance dans un projet du CP», entschied man sich,
die Materie in einem Spezialgesetz zu regeln. Dieser Gesetzesentwurf, wel-
cher seit den 90er Jahren immer ein «projet» geblieben ist, unterschied
zwischen invaliden und arbeitsfähigen, aber arbeitsscheuen Landstreichern
(das Moment der Arbeitsscheu fehlt im franz. Recht ganz, indem es ledig-
lich auf die drei negativen Tatbestandsmerkmale des fehlenden Domizils,
der Mittellosigkeit und der Berufslosigkeit abstellt). Die letzteren sollten
nicht mehr mit Gefängnis bestraft, sondern in einem Arbeitshaus interniert
werden, während die ersteren in einer Heil- oder Pflegeanstalt Aufnahme.
finden sollten. Vergl. Magnol - Vidal: Droit criminel, p. 295 ff.; Garraud:
Traité théorique et pratique du droit penal français (Bd. 5. S. 2 f., S. 33/34,
Anm. 18).

3 Code Penal annoté S. 34: «Le CP suivant les traditions du ancien
droit a érigé en délits (Vergehen) le vagabondage et la mendicité.

4 Revidiert 1931.
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daggio e Ozio) im einzelnen versteht, wird nicht weiter aus-
geführt. Der Landstreicher wird nicht als «Täter» im straf recht-
lichen Sinne aufgefaßt. Er wird nicht für ein begangenes Delikt
bestraft, sondern es werden Vorsichtsmaßregeln gegen ihn ge-
troffen, weil er durch sein Verhalten deliktisch werden könnte.
Die Maßnahmen, welche ganz im freien Ermessen der Verwal-
tungsorgane liegen, bestehen in folgendem: Der Vagant wird vor
die Behörde (Questore) geladen, welche die sogenannte «am-
monizione» ausspricht; der «ammonito» steht unter einer schar-
f en polizeilichen Kontrolle; seine Freizügigkeit ist durch die Ver-
pflichtung, eine bestimmte Arbeitsstelle anzunehmen und diese
nur mit behördlicher Erlaubnis zu verlassen, stark eingeschränkt;
die Stunden, wann er abends zuhause sein müsse, und wann er
morgens die Arbeit anzutreten habe, sind ihm vorgeschrieben;
der Besuch gewisser Lokale wie Wirtshäuser, Bordelle etc. ist
ihm untersagt. Wenn sich der Verwarnte gegen eine dieser Vor-
schriften vergeht, wird er mit «arresto» von drei Monaten bis
zu zwei Jahren bestraft. Als stärkere Maßnahme als die «am-
monizione» kann der «confirm di polizia» angeordnet werden,
durch welche der davon Betroffene gezwungen werden kann,
an einem bestimmten Ort, sei es in einer Gemeinde oder in einer
Arbeiterkolonie, bis zu fünf Jahren zu verbleiben. Gegen alle
diese Maßnahmen steht der Rekurs an eine höhere Verwaltungs-
stelle offen. Sie haben aber keinen Strafcharakter; ebensowenig
jedoch handelt es sich um sichernde Maßnahmen im sinne des
italienischen Strafrechts, sondern um vorbeugende Polizeimaß-
nahmen, die allerdings sehr weit gehen können. Die Jugendlichen
werden einer Spezialbehandlung unterstellt.5 — Der Vollzug die-
ser Maßnahmen zeigt, daß man gewillt ist, den Asozialen pro-
gressiv an die Freiheit und an die Seßhaftigkeit zu gewöhnen,
wie man auch solange als möglich mit der Einweisung in ein
Arbeitshaus oder mit dem «domicilio coatto» zuwartet. — Wie
dieses etwas komplizierte System sich in Wirklichkeit bewährt,
ist uns nicht bekannt. Immerhin gibt es auch in Italien kritische
Stimmen, welche die Aufnahme des Tatbestandes in den Codice
Pen ale befürworten.'

5 Legge del 27 maggio 1935.
6 «De lege ferenda sembra 'opportuno, considerati gli inconvenienti dei

vani sistemi, sostenere un ritorno adeguato, alla definizione del vaga-



Auch Schweden7 und Belgiens haben noch in den beiden
letzten Jahrzehnten des vergangenen Jahrhunderts den Tat-
bestand in Spezialgesetzen geordnet. Spanien ist mit seinem
«Gesetz gegen Vagabunden und Gesindel» vom 4. August 1933'
in das Lager derjenigen Staaten übergetreten, welche Land-
streicherei ausschließlich mit sichernden oder bessernden Maß-
nahmen bekämpfen. Die «Gefährlichkeit ohne begangenes Ver-
brechen» wird an sich schon verfolgt. Die Erklärung der Gefähr-
lichkeit wird durch den Untersuchungsrichter ausgesprochen;
der Betroffene wird aber vom ordentlichen Richter zu bestimm-
ten, sichernden und bessernden Maßnahmen verurteilt. In diesem
Gesetz wird also der Landstreicher als eine Person betrachtet,
welche kein eigentliches Delikt begangen hat, von der man aber
annimmt, daß sie kriminell werden könnte. Dieses Gesetz ist in-
sofern interessant, als es auf Verbrechensverhütung abzielt, in-
dem schon der gefährliche Zustand eines Menschen Grundlage
zu einer strafrechtlichen Verfolgung sein kann; es sind im Ge-
gensatz zum italienischen Recht unabhängige richterliche und
keine Verwaltungsinstanzen, welche die Verurteilung vornehmen.
(Die Rechtsmittel sind allerdings stark eingeschränkt.)

Sehr schön drückt sich die Verschiedenheit der Meinungen
in den einzelnen Entwürfen zum deutschen Strafgesetzbuch aus.'

bondaggio come vero e proprio delitto, perseguibile colle garanzie penali,
per cui il vagabondo sia assoggettato a sanzione provvedimento coattivo
di rieducazione sociale — sanzionato non già per i reati che si presume
egli possa commettere in avvenire, ma per il reato già consumato 
Belloni in Nuovo Digest() Italiano, Bd. 12 p. 2a, S.831.

7 Gesetz über die Behandlung von Landstreichern vom 1. Oktober 1885:
Bettler und Landstreicher werden zunächst verwarnt. Bei Rückfall Verur-
teilung zu Zwangsarbeit bis zu zwei Jahren. Ober die Revisionstendenzen
vergl. 0.1(inberg: «On so called vagrancy» in «Journal of Criminal Law and
Criminology», S. 409 ff. (Bd. 24. 1933).

8 Loi pour la repression du vagabondage et de la mendicité vom
27. November 1891. Spez. Ausführung darüber bei flippet, vergl. Darstellung
S. 126. Pasinomie, Collection complete des lois, décrets, arrêtés 1891.

9 L. J. de Asua: Ein Gesetzesentwurf gegen Gemeingefährlichkeit ohne
begangenes Verbrechen. Mon.schr. Krim.psych. und Strafr. ref. Bd. 25,
S. 86 ff.

Einberger: Diss. Erlangen 1929: Landstreicherei nach den Entwürfen
zu einem deutschen STGB verglichen mit dem geltenden Recht. Der Ver-
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In der großen Vagantennot des Nachkriegsdeutschlands neigte
man zeitweise zur Auffassung, daß man gegen die Landstreicher
nur mit der Gefängnisstrafe etwas erreichen könne. Eine fort-
schrittlichere Auffassung vertritt Klee." Schon der deutsche E 19
hatte eine Reihe von Delikten, die im geltenden DSTGB als
Übertretungen behandelt werden (Bettelei, Landstreicherei, Pro-
stitution) unter der Bezeichnung «gemeinschädliches Verhalten»
zusammengefaßt und unter kriminelle Strafe gestellt. Die Denk-
schrift von 1919, S.218, hob hervor, daß es sich um «soziale
Krankheitserscheinungen des Volkes» handle, denen mit Mitteln
des Strafrechts nur in beschränktem Maße beizukommen sei;
anderseits wollte die Denkschrift wiederum nicht ganz auf krimi-
nelle Strafen verzichten, da sie unentbehrlich seien. Es müsse
der Zukunft überlassen werden, ob man späterhin auf Bestrafun-
gen ganz verzichten könne. Der AE 25 unternimmt bereits diesen
Schritt und gibt die Verbindung mit dem Strafrecht grundsätz-
lich auf : Landstreicherei, Betteln, Ausschicken zum Betteln, ban-
denmäßiges Umherziehen, Arbeitsverweigerung, gemeinschäd-
liche Ausübung der gewerbsmäßigen Unzucht etc. werden nicht
mehr kriminell bestraft, sondern — mit Ausnahme des der obli-
gatorischen Überweisung ins Arbeitshaus verfallenden gewerbs-
mäßigen Betteins — fakultativer gerichtlicher Anwendung des
Arbeitshauses unterworfen. Anstelle der sogenannten korrektio-
nellen Nachhaft des § 362 DSTGB tritt die korrektionelle Haft,
die aber nicht als Strafe, sondern als bessernde und sichernde
Maßnahme gedacht wird. Diese Bestimmung sollte den Vor-
läufer bilden für ein allgemeines Verwahrungsgesetz für die
Asozialen. Der Einweisung ins Arbeitshaus — welche dem rich-
terlichen Ermessen überlassen war — sollte keine kurzfristige
Haftstrafe vorangehen: das Arbeitshaus soll allen jenen Straf-
taten vorbehalten bleiben, welche ihre Wurzel in der Liederlich-
keit und in der Arbeitsscheu haben. Bei der Einrichtung der
Arbeitshäuser dachte man an solche mit verschiedenen Abtei-
lungen oder an besondere Arbeitsanstalten für Bettler und Land-

fasser vertritt allerdings die u. E. unrichtige Ansicht, daß es sich bei der
Landstreicherei um ein Vergehen handle.

11 K. Klee: In Reform des Strafrechts: Kritische Besprechung des amt-
lichen Entwurfs eines allgemeinen deutschen STUB, herausgegeben von
Aschrott und Kohlrausch, S. 381 ff.
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streicher, um sie vom gefährlichen Verbrecher zu trennen. Statt
des Arbeitshauses sollte als sichernde Maßnahme die Schutz-
aufsicht ausgesprochen werden, wenn es sich um geringfügige
Fälle handelte. Allerdings wird auf die kurzfristige Haftstrafe
nur ungern verzichtet: Trotz der Einsicht, daß «man mit der
kurzfristigen Haftstrafe in der Bekämpfung der Asozialen
Bankrott gemacht habe», sollte sie gegenüber den erstmaligen
«bedingt» ausgesprochen werden." Dieses etwas komplizierte
System wird durch den Entwurf von 1927 abgelöst, welcher zu
den Grundanschauungen früherer Entwürfe zurückkehrt und die
Landstreicherei wieder als ein Vergehen mit einer Strafandrohung
bis zu sechs Monaten Gefängnis behandelt. Der Gedanke der Ein-
weisung ins Arbeitshaus als Besserung und Sicherung wird aller-
dings nicht vollständig ant gegeben."

Eine grundlegende Änderung brachte endlich der National-
sozialismus mit seiner neuen Bevölkerungs- und Kriminalpolitik:
Hier wird bei den Gedanken von 1925 angeschlossen: Auf die
Strafe kann vollends verzichtet werden; statt ihrer soll die Ein-
weisung in die Wanderhöfe erfolgen als Maßregel zur Sicherung
und Besserung. Die Wanderhöfe sollen einmal zur Sichtung des
Wandererstromes dienen, dann aber den Wanderern auch eine
neue Heimat bieten. Je nach der Qualität der Nichtseßhaf ten
sollten sie entweder in die freie Wirtschaft, auf die Reichs-
autobahnbauten, dem Heer und den Arbeitskompagnien etc. ab-
gegeben werden, oder — wenn sich unter ihnen antisoziale Ele-
mente befinden — sollten diese in Verwahrungs- oder Bewah-
rungsanstalten" versorgt werden. Trotzdem das nationalsozia-
listische Strafrecht grundsätzlich auf dem Sühneprinzip auf-
gebaut ist, glaubt man bei der Landstreicherei darauf verzichten
zu können. Dieser Verzicht erfolgt allerdings nicht aus der all-
gemein ethischen Einstellung heraus," sondern deshalb, weil das

12 K. Klee: a. a. O. S. 401.
13 Einberger a. a. O. S. 62.
14 Vergl. Meixner: «Das Arbeitshaus in der Gegenwart und in der

Zukunft», S. 103 ff.
15 Dagegen Gautschi: Die Arbeitserziehungsanstalt, Abhandlungen zum

schweiz. Recht, NF, S. 19: «In einem christlichen Staat kann die Strafe nicht
Vergeltung sein, sie hat andere Grande und Zwecke. Die Vergeltungsstrafe
mag in unserem fortgeschrittenen Zeitalter nicht mehr bestehen». Vergl.
auch Meng: «Strafen und Erziehen», S. 30.
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«Sicherungsbedürfnis das Vergeltungsbedürfnis in hohem Maße
überragt.» Das «Vergeltungsbedürfnis» sei in diesen Fällen von
geringer Stärke und könne deshalb unberücksichtigt bleiben: «es
werde praktisch durch den Freiheitsentzug bet riedigt.06 Es ist
hier nicht der Platz, eine Polemik gegen die Verfechter der Ver-
geltungsstrafe einzuleiten, sondern lediglich zu betonen, daß mit
der Einweisung in eine Besserungsanstalt der Gedanke der Ver-
geltung nicht verbunden sein darf»

Sowohl diese ausländischen Beispiele als auch die Entwick-
lung des kantonal-schweizerischen Rechts beweisen, daß sich
fast überall die Ansicht durchgerungen hat, daß es sich bei der
Landstreicherei nicht um ein Delikt im strafrechtlichen Sinne,
sondern um ein krankhaftes menschliches Verhalten handle,
gegen welches nicht durch den Strafrichter, sondern durch die
Fürsorgebehörden Maßnahmen zu ergreifen seien.

Untersucht man das «Delikt» an sich und auf seine Tat-
bestandsmerkmale, so ergibt sich, daß es seiner Natur nach sich
nicht um eine abgegrenzte, deliktische Handlung oder Unter-
lassung handelt (u. E. aber auch nicht um ein sog. Dauer- oder
Zustandsdelikt, wie Bertsch's annimmt), sondern um ein gesell-
schaftswidriges oder, um in der deutschen Terminologie zu
sprechen, um ein gemeinschädliches Verhalten."

Die Einordnung der Landstreicherei unter die Übertretun-
gen hat nur polizeilichen Wert im Sinne einer Ordnungsvor-
schrift.2° Um an die wirklichen, nämlich psychischen, erbbiologi-

16 Baumgartner: a. a. O. S. 207 und dort zitierte Literatur.
17 Außerdem — so interessant der Ersatz der Strafe durch sichernde

und bessernde Maßnahmen im heutigen deutschen Recht in bezug auf diese
Materie ist, so lobenswert und nachahmenswiirdig die Wanderhöfe mit
ihrem Heimcharakter sind, so kann man sich doch eines leisen Fröstelns
kaum erwehren, wenn man bedenkt, daß die ganze Anstrengung viel weniger
zum Wohl dieser von der Gesellschaft einstmals in jeder Beziehung ausge-
stoßenen Menschen geschieht, als deshalb, um «das Abfallprodukt der Bin-
nenwanderung» (K. Blaum in «Der Nichtseßhafte Mensch», S. 63) zum «ge-

ballten Masseneinsatz» von Arbeitsfähigen für den Aufbau Großdeutschlands
zu verwenden (Standartenfiihrer Aldrich Seidler in «Der Nichtseßhaf te
Mensch», S. 452).

18 Bertsch: «Ober Landstreicher und Bettel». Diss. Tübingen S. 39.
19 Derselben Ansicht auch Zürcher Prot. II Exp.Komm. Bd. VII. S. 172,

ohne allerdings die letzten Konsequenzen zu ziehen.
Vergl. auch Roesner in Handwörterbuch d. Kriminologie. Bd. 2, S.114.
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schen und exogenen wirtschaftlichen Ursachen zu rühren, bedarf
es wesentlich einschneidenderer und umfassenderer Maßnahmen.
Wenn es sich hier u. E. nicht um ein kriminelles, antisoziales'
Verhalten handelt, so geht es doch um mehr als um ein bloßes
Zuwiderhandeln gegen polizeiliche Ordnungsvorschriften oder
um Bagatellstraf recht, da der Landstreicher für die Gesellschaft
wegen seiner Unstetigkeit und seiner Verwahrlosung gefährlich
werden kann. (Es handelt sich aber auch nicht um ein sog. Ge-
fährdungsdelikt, weil er nicht irgendeine Handlung unternimmt,
welche eine Gefahr für die Öffentlichkeit auslösen kann, sondern
weil die Gefährlichkeit im «Täter» selbst liegt.)

Betrachten wir die einzelnen Tatbestandsmerkmale: Die
Arbeitsscheu ist in den meisten Fällen nicht als Faulheit zu be-
werten, nicht ein «Nichtwollen, sondern ein Nichtkönnen», nicht
als eine bösartige Charaktereigenschaft, sondern als eine Lebens-
form, deren Eigenart durch eine psychische Störung bedingt
ist." Beim Wandertrieb, welcher den Landstreicher vom seß-
haften Arbeitsscheuen unterscheidet, trifft dies noch in ver-

21 Vom Standpunkt der soziologischen Schule aus gesehen, ist es
müßig, einen Unterschied zwischen «asozial» und «antisozial» zu machen.
Jedes verbrecherische Verhalten ist eigentlich auf den Bruch der Bindung
zwischen Individuum und Gemeinschaft zurückzuführen oder auf endogene
psychische Veränderungen. Darüber Elliott and Merrill als Exponenten der
amerikanischen soziologischen Schule: a. a. O. S. 41: «Most people are ac-
customed to thinking of personal disorganization (worunter Kriminalität,
Vagantität, Geisteskrankheiten u. a. m. verstanden wird) in terms of solely
abnormal, perverse or maladjusted individuals. Actually such individuals
are an index to the processes of the disorganization in a larger group. For
a variety of reasons, individuals who offend the mores cannot adjust them-
selves to the demands of the group». a. a. 0. S. 13: «In the distant future,
crime may be viewed in impersonal terms as the natural result of certain
social forces and not as an evidence of deliberate moral depravity.» — In
diesem Sinne können wir in bezug auf die Vagantität von einem Abbau des
Strafrechts im eigentlichen Sinne sprechen. Ob wohl später einmal die
übrigen Vergehen und Verbrechen ebenfalls als «natural result of certain
social forces» betrachtet werden? Während man im alten Strafrecht der
früheren Jahrhunderte die Vergeltung in erster Linie nach dem geschädigten
Rechtsobjekt bemaß, studiert man heute jedoch mehr das andere «Opfer»,
nämlich den Täter, welcher aus ganz bestimmten inneren psychischen und
äußeren sozialen Einwirkungen zum Verbrecher geworden ist.

22 Gruhle: Handw.buch der Kriminologie, Bd. 1. S. 51 ff.
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mehrtem Maße zu." Die Gesetze erwähnen außer diesen beiden
Tatbestandsmerkmalen noch die Mittellosigkeit, oder die Un-
möglichkeit, seinen Lebensunterhalt aus eigenen Mitteln zu be-
streiten.24

Trotz der jedermann offenstehenden Möglichkeit, die in
unserem Lande im allgemeinen gutorganisierten Fürsorge-
einrichtungen zu benützen, muß man sich bewußt sein, daß es
gerade im Wesen des Landstreichers liegt, die Fürsorgeinstitu-
tionen zu meiden, teils weil er sich vor der «Versenkung» fürch-
tet, teils weil er im Fall des Abschiebens in seine Heimatgemeinde
dennoch keine positive Unterstützung erhalten kann. Außerdem
handelt es sich hier um eine Bestimmung gegen «bestimmte
Klassen», was auch in den Beratungen der zweiten Experten-
kommission ausdrücklich erwähnt wurde." Doch erachtete man
damals eine solche Bestimmung als «notwendig»." Niemandem
würde es jedoch einfallen, den in der Einleitung aufgeführten
Vaganten der «müßigen Klasse» in ein Arbeitshaus zu stecken,
obwohl auch er durchaus asozial und arbeitsscheu ist, umher-
vagiert und für die Gemeinschaft ebenfalls keine produktive Ar-

23 Vergl. oben § 5 II.
24 Im Verlaufe unserer Untersuchungen sind uns Fälle begegnet, in

welchen z. B. die Heimatgemeinde einem typischen Stadtbummler die Hälfte
der Logiskosten in einer größeren Stadt bezahlte, um die Versorgungskosten
einzusparen. Aber auch der Stadtbummler war mit diesem «Vertrag» durch-
aus einverstanden, denn er zog es vor, sich als halbinvalider Settler in der
Großstadt umherzutreiben, trotz der Gefahr, von der Polizei erwischt zu wer-
den. Es ist überhaupt ein eigenartiges Phänomen, diese «Asphaltverbunden-
heit» der Großstadtbummler, eine Erscheinung, die der Verfasser besonders
in Paris und London beobachten konnte. Trotz der Unbilden des Groß-
stadtlebens liebt z. B. der echte Pariser «clochard» seine «Heimat»stadt.
auch wenn er unter den Seinebrücken schlafen muß. Das betriebsame Leben
der Metropole übt eine starke Anziehungskraft auf diese Leute aus. So
wurde folgende bezeichnende Geschichte eines großen französischen Philan-
tropen herumgeboten, der sich der «clochards» annahm: Um ihrer Arbeits-
scheu entgegenzukommen, sollten sie ohne zu arbeiten auf irgendeinem
Schloß auf dem «Lande» wie im Schlaraffenland leben. Anfänglich waren die
«clochards» begeistert und lebten auf ihrem «chateau» wie die Fürsten 
um dann, einer nach dem andern, vom Heimweh getrieben, wieder ins
schmutzige Kellerloch oder unter die feuchte Brücke der Stadt zurückzu-
kehren!

25 archer Prot. II Exp.Komm. Bd. VII. S.172.
26 archer a. a. O.
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beit leistet. Von diesem Standpunkt aus gesehen muß man zu-
geben, daß damit das allem Recht zugrunde liegende ethische
Prinzip der Gerechtigkeit und der Gleichheit aller vor dem Recht
verletzt wird. Stellt man sich auf den Standpunkt, Landstreiche-
rei sei ein Delikt, so müßte in den meisten Fällen verminderte
Zurechnungsfähigkeit angenommen werden." In der Praxis wer-
den aber von den urteilenden Behörden in den seltensten Fäl-
len Zweifel an der Zurechnungsfähigkeit gehegt, was bei einer
«Übertretung» auch ganz begreiflich ist. Da es sich aber in Wirk-
lichkeit um eine «Beeinträchtigung der geistigen Gesundheit und
um eine mangelhafte geistige Entwicklung» handelt, mtißten die
Normen des allgemeinen Teils des STGB über verminderte Zu-
rechnungsfähigkeit28 zur Anwendung gelangen. Unterscheidet
man bei der verminderten Zurechnungsfähigkeit eine intellek-
tuelle Seite (die Fähigkeit, das Unrecht der Tat einzusehen) und
eine Willensseite (die Fähigkeit, nach jener Einsicht zu han-
deln),29 so wird es beim Landstreicher meistens die Willensseite
sein, welche die ausschlaggebende Rolle spielt. Er wird das
Deliktische seiner Lebensweise wohl einsehen, er bringt aber
nicht den Willen auf, sie zu ändern, weil — wie wir öfters be-
tont und geseheil haben — es sich um eine psychische Degene-
ration handelt, welche sein ganzes Verhalten dominierend be-
stimmt. Demnach miißte der Landstreicher für seine «Tat» mil-
der beurteilt werden. Die Milderung der Haftstrafe würde prak-
tisch zu einer noch unnützeren oder zu gar keiner Reaktion füh-
ren, weshalb der Art. 15 STGB angewendet werden muß, wenn
man eine Änderung des Zustandes erreichen will. Art. 15 STGB
sieht eine vorsorgliche Maßnahme auch dann vor, wenn der ver-
mindert zurechnungsfähige Täter zwar keine Gefahr für die
öffentliche Ordnung und Sicherheit bildet, wohl aber infolge sei-
nes Zustandes der Behandlung oder der Versorgung in einer

27 Bonhoeff er a. a. O. S. 56.
28 Wir sind uns bewußt, daß gerade Minderbegabung und Psycho-

pathie zu den schwierigsten gutachtlichen Beurteilungen der medizinischen
Sachverständigen gehören. Doch muß der Richter in möglichst hohem Maße
Verständnis für die ärztliche, psychiatrische und psychologische Seite der
Beurteilung aufbringen, besonders bei den Fällen der verminderten Zurech-
nungsfähigkeit. Vergl. K. Kielholz: <<Psychiatrie und Strafrecht Z 56 (1942)
S. 196 ff.

29 Vergl. Kommentar z. STUB Thormann - Overbeck Art. 11, II. 1.
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Heil- oder Pflegeanstalt bedarf. Zur Beurteilung der «Übertre-
tung» Landstreicherei ist nun, wie oben bemerkt, im jetzigen
Recht in den seltensten Fällen der Strafrichter zuständig: Ein
Verwaltungsbeamter handelt an seiner Stelle und zwar deshalb,
weil für die eigentlichen Übertretungen (strafbare Handlungen
geringfügiger Natur) ebenfalls ein Verwaltungsbeamter zustän-
dig ist. Daß damit das Prinzip der Unabhängigkeit des Richters
durchbrochen ist, wurde bereits erwähnt. Stellt man sich auf den
Standpunkt, daß es sich bei all diesen Tatbeständen wie Land-
streicherei, Bettel, Trunksucht, Familienvernachlässigung, Pro-
stitution etc. um eigene deliktische Handlungen sui generis im
Sinne des Strafrechts handelt, so wäre es logisch, wenn ein unab-
hängiger Strafrichter, evtl. mit Hilfe des Psychiaters, die not-
wendigen Maßnahmen verhängen würde.

Betrachtet man jedoch diese Tatbestände als Symptome
psychischer und physischer Minderwertigkeit oder sozialer Miß-
stände, so ergibt sich, daß hier die Verwaltungsbehörden mehr
Berechtigung auf Zuständigkeit haben als der Strafrichter. Nur
sollen dann die Maßnahmen auch derart sein, daß sie sich als
Fürsorgetätigkeit tatsächlich von den Strafen im üblichen Sinne
unterscheiden und das Einweisungsverfahren so angelegt, daß
die VerteidigungsreChte des betreffenden Individuums gewahrt
werden. Wenn wir der Landstreicherei den Delikts- und Über-
tretungscharakter absprechen, so geschieht das auch aus der
Einsicht heraus, daß wir es mit einem menschlichen Verhalten zu
tun haben, das sich durch Strafen nicht bekämpfen läßt — ohne
der berüchtigten Administrativjustiz Vorschub leisten zu wollen.

Wird der Landstreicher jedoch kriminell, und hat er deshalb
vor dem Strafrichter zu erscheinen, so muß auch dieser sich im-
mer bewußt sein, daß er mit Strafen nicht viel erreichen kann,
wenn er gewillt ist, effektiv eine Besserung herbeizuführen. Eine
psychiatrische Begutachtung (wie sie in diesen Fällen z. B. in
Zürich durch das Fürsorgeamt regelmäßig durchgeführt wird)
ist notwendig: Es wird sich herausstellen, daß es sich beim Land-
streicher meistens um einen vermindert Zurechnungsfähigen
handelt, bei welchem der Art. 15 STGB zur Anwendung kommen
muß. Ob nach der Einweisung in eine Heil- oder Pflegeanstalt
noch eine Strafe im Sinne des Art. 17 Ziff. 2 II STGB durch den
Richter auszusprechen sei, ist u. E. zu bezweifeln.
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Die Regeln der «Strafschärfung beim Rückfall» haben bei
diesem Tatbestand illusorischen Wert: Da es sich mehr als um
eine abgegrenzte Handlung um eine bestimmte Lebensform han-
delt, ist ein Landstreicher eigentlich dauernd «rückfällig». Je
nach Alter und Erziehungsfähigkeit wird es möglich sein, einen
Landstreicher aus einer Heil- oder Pflegeanstalt zu entlassen.
Die Erfahrung zeigt jedoch, daß bei fortgeschrittenem Alter
eine Entlassung ohne «Rückfalls»wahrscheinlichkeit kaum zu er-
warten ist.

2. Die zu ergreifenden Maßnahmen

Nachdem wir es ablehnen, Landstreicherei als einen Ver-
gehens- oder Obertretungstatbestand im strafrechtlichen Sinne
zu betrachten, verbleibt die Aufgabe, die wirksamsten Maß-
nahmen gegenüber diesem Type von Nichtseßhaften zu finden.
Auch hier können natürlich nur ganz generelle Richtlinien ge-
geben werden, die Hauptsache liegt im Vollzug, in der richtigen
Durchführung der Maßnahmen.

Daß man mit kurzen Haftstrafen nichts erreicht hat, ist in
der Literatur der letzten fünfzig Jahre stetsfort betont worden."
Es ist deshalb nicht verwunderlich, daß die Be amt en des Zentral-
polizeibüros schließlich bei der Druckerpresse Hilfe suchten, um
sich mühselige Abschreibearbeit ellenlanger Straflisten zu er-
sparen. Es kommt nämlich vor, daß von den Gerichten alle paar
Monate der Strafregisterauszug eines Landstreichers angefor-
dert wird, der wegen Bettels, Landstreicherei oder irgend-
eines anderen Stromerdelikts zu einer kurzen Haft- oder Ge-
fängnisstrafe verurteilt wird. Trotzdem in den wenigsten Fällen
und von den wenigsten Kantonen die «kleine Kriminalität>> der
Zentralregistratur gemeldet wird, wurden uns von den Beamten
des Zentralpolizeibüros in freundlicher Weise einige «typische
Fälle» zugestellt. Von diesen wurde einer graphisch als krimi-
neller Lebenslauf aufgezeichnet, um zu verdeutlichen, was solche
Strafen nützen und welche Belastung diese Leute für den Fiskus
darstellen. Daß auch die Einweisung ins Arbeitshaus bei diesen
Leuten wenig nützt, geht ebenfalls aus dieser Darstellung her-

3° Aus der deutschen Literatur vergl. Hippel Vergl. Darst. S. 226; Meix-
ner a. a. O. S. 85.



Krimineller Lebenslauf eines Landstreichers, dargestellt nach dem Auszug aus dem Strafregister



'Z1

'E

(D

01

Co

Co co

o
0 Co

co

Co
Co

go
2

o O

Co

O

CO

COa..

to

CAI
Cts
CO
a—

NINI
Cts
CO COCO a--

CA NI st
0000
Os Os Os Os

r- r-

HI et Ul sO
CA CA CA CA CA
Os CN CN Os CN

NI Nt Ul
NI NI NO NI
CN CN CN CN

r.■• r— r-

NI
NI

Co Cs! NI et 0D
UI 01 01 01 I/)

co
L.r)

e- 0.1 NI et
43 .4) No

o
l;C'4 1:043 N. 03 CN 1:1) a.- CA	 st	 A3 Iss

NI NI NI NI st Nt NI- Nr Nr Ns- Nr

11

LU U. U.

(.4
13)
C
m ;35

•-• W >

: IWU Cr—r I

"0 -5

ci 	-1 5

-C
tJ
10



g aus dem Strafregister

Okt. Nov. Dez.

Av A' A
AV AV A

A H,T 	 H 111111
WAAV A.

Ar AV Ar A
AV AV A

ih

AV AV AV A.
.or AV A'
Ar Ar AV

)eitshaus

chtlärm
and&
lichkeit
terschlagung



.



143

vor. Es wäre weniger an den Erziehungsmethoden der Arbeits-
häuser selbst Kritik zu üben als an der uneinsichtigen Haltung der
Gerichte (meist Statthalterämter) solchen Personen gegenüber.
Eine durchdringende psychiatrische Begutachtung würde zeigen,
daß solch ein Individuum eben unerziehbar ist. Trotzdem die
Zustände in unserem Lande nie so kraß waren wie in Deutsch-
land, wo es vorkam, daß ein Landstreicher bis zu dreihundert
Mal verurteilt wurde,31 kann an einer solchen Praxis nicht genug
Kritik geübt werden. — Hingegen sind bei unseren kantonalen
Verhältnissen die Zustände nicht viel besser bei den sogenannten
«Ungehorsämlern», d. h. Leuten, die wegen Verweisungsbruchs
bestraft werden. So kam es z. B. vor, daß eine Vagantin, welche
vor etwa fünfzig Jahren wegen Diebstahls aus einem ostschwei-
zerischen Kanton ausgewiesen wurde, in den 48 darauffolgenden
Jahren 37 mal wegen Verweisungsbruchs zu durchschnittlich
sechs Wochen Gefängnis verurteilt wurde. Dreimal erhielt sie
allerdings infolge «Rückfalls» 7-8 Monate Arbeitshaus. Auch
«erzieherisch» versuchte man auf sie einzuwirken: In Abständen
von fünf bis acht Jahren wurde sie einmal zu anderthalb und
zweimal zu drei Jahren in eine Zwangs«erziehungs»anstalt ein-
gewiesen. Die gute Alte segnete das Zeitliche, nachdem sie wenig-
stens einen Drittel ihres bewegten Lebens, nämlich genau 22 Jahre
und 7 Monate hinter Gittern zugebracht hatte. In einem andern
Fall wurde eine Prostituierte (diese sind in ihrem ganzen Wesen
dem Landstreicher sehr ähnlich) wegen Verweisungsbruchs drei-
zehnmal verurteilt und wieder aus dem Kanton ausgewiesen.'
Hof fen wir, daß solche traurige Fälle der Vergangenheit ange-
hören, und daß in Zukunft die Behörden den Geist, der aus dem
STGB spricht, zu Herzen nehmen.

In den Einführungsgesetzen sprechen nun die meisten Kan-
tone von der «Arbeitserziehungsanstalt» als der Institution,

31 So fand Riedel (Arch. f. Krim. Bd. 7 ff.) einen Landstreicher mit 300
Verurteilungen.

32 Dieses grausame Spiel hätte sich wahrscheinlich des öfteren wie-
derholt, wenn man nicht festgestellt hätte, daß der Heimatkanton — echt

reundeidgenössischD — der besagten Dame jeweils die Reise in den Nach-.
barkanton bezahlte, um sie loszuwerden, d. h., um die Barger ihres eigenen
Kantons vor der Unmoral jener Person zu schützen, in der Erwartung, daß
der Nachbarkanton sie dann schon wegen Ungehorsams einsperren würde!
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welche sich dieser Individuen anzunehmen hätte. In die Arbeits-
erziehungsanstalt gehört jedoch nur der junge «milieuverwahr-
loste» Landstreicher, hingegen nicht der psychisch defekte. Der
alte ausgelebte Vagabund gehört auf keinen Fall in die Arbeits-
erziehungsanstalt." Dieser Typ von nichtseßhaf ten Menschen
muß wohl oder übel in eine Pflegeanstalt eingeliefert werden."
Es geht nicht an, daß diese Leute in den Herbergen sitzen oder
auf den Landstraßen herumbummeln. Heilen kann man sie nicht,
ebensowenig erziehen. Handelt es sich um nichtseßhafte Ver-
brecher, so muß Verwahrung nach Art. 42 STGB angeordnet
werden.

Ganz spezielle Beachtung muß schon früh den jugendlichen
Vagabunden, den chronischen Schulschwänzern etc. geschenkt
werden. Hier ist eine Zusammenarbeit zwischen Lehrer und
Erziehungsberater, wie oben ausgeführt, unbedingt vonnöten.
Wir möchten hier noch auf einen originellen Versuch verweisen,
welcher sehr gute Erfolge zeitigte. Durch Herrn Pfarrer R. Grob,
dem Direktor der eptileptischen Anstalt in Zürich, wurden für
junge haltlose Kriminelle und Vagabunden sogenannte Bau-
Mitten eingerichtet. Sie bestanden aus mobilen Arbeits- und
Unterkunftsbaracken, die sehr leicht zu dislozieren waren. So
reisten denn diese jugendlichen Vagabunden mit einem Erzieher
oder einer Erzieherin im Lande herum, ihre Baracken an ihnen
zugewiesenen Arbeitsplätzen errichtend, um sie nach getaner
Arbeit wieder abzubrechen und weiterzuziehen. Dieses «organi-
sierte Vagabundenleben» entsprach der Abenteuerlust der jungen
Verwahrlosten außerordentlich, kam ihrem inneren seelischen
Drange in großem Maße entgegen, und durch die sorgfältige Füh-
rung und das taktvolle Entgegenkommen seitens der Erzieher
gelang es, das «wilde Blut zu bändigen», ihre Energie auf nütz-
liche Arbeit zu leiten und sie zu tüchtigen und seßhaften Men-
schen zu machen. Dieser Versuch zeigt, daß man ganz besonders

Pfenninger schlug deshalb in den Beratungen zum Zürcher E.G. zum
STGB ausdrücklich die Versorgung solcher Individuen vor. (Prot. Exp.Komm.
zch. E.G. S. 53.) — Vergl. auch Gautschi a. a. O. S. 59: «Vaganten, Bettler,
Geistesschwache gehören nicht in eine Arbeitserziehungsanstalt!»

34 Als Beispiel für eine solche Anstalt für psychopathische Persönlich-
keiten möchte ich die Stadtzürcherische Anstalt KoBau bei Mettmenstetten
nennen.
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beim jugendlichen Vagabunden mit geordneter Erziehung außer-
halb einer Anstalt große Erfolge erzielen kann.

II. Die zu ergreifenden Maßnahmen gegenüber den
Wanderarbeitslosen und wandernden Gelegenheitsarbeitern

Der Wanderarbeitslose wird als Opfer mangelnder gesell-
schaftlicher und sozialer Schutzvorrichtungen zum Nichtseß-
haften. Er ist jedoch kein Landstreicher, kommt aber bei lang-
andauernder, unproduktiver Arbeitslosenfürsorge in Gefahr, zum
Vaganten zu werden. Das vornehmste Mittel der produktiven
Arbeitslosenfürsorge ist die Arbeitsbeschaffung. Der Problem-
kreis der Arbeitsbeschaffung steht im Mittelpunkt der öffent-
lichen Diskussion. Daß man ehrlich gewillt ist, eine künftige
Arbeitslosigkeit mit allen Mitteln zu verhindern oder weit-
gehend zu mildern, davon gibt der Zwischenbericht des Dele-
gierten für die Arbeitsbeschaffung ein beredtes Zeugnis." Neben
den reinen Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen stehen die Bestre-
bungen zur Bekämpfung der Landflucht im Hinblick auf das
Auftreten von Wanderarbeitslosen in vorderster Linie. Wir er-
wähnen hier vor allem die Innenkolonisation" und die Erstellung
von Dienstbotenwohnungen auf dem Lande: Den bäuerlichen
Dienstboten soll vermehrte Möglichkeit gegeben werden, einen
eigenen Hausstand zu gründen." Es verbleiben u. a. endlich
noch die vielfach diskutierten Forderungen von Maßnahmen
zugunsten der Bergbevölkerung. Unsere Bergbauern, als typisch-
ste Vertreter schweizerischen Volkstums, dürfen nicht zur Ab-
wanderung in die Stadt gezwungen werden.' Ein planmäßiges
Zusammenwirken aller dieser Maßnahmen bildet nicht zuletzt die

35 Vergl. Arbeitsbeschaffung in der Kriegs- und Nachkriegszeit. Schrif-
tenreihe zur Frage der Arbeitsbeschaffung, herausgegeben vom Delegierten
f. Arbeitsbeschaffung. Volkswirtschaftliche Reihe No. I.

36 BB zur Förderung der Innenkolonisation vom 20. Juni 1936 und VO
betr. die Förderung der Innenkolonisation und die Erleichterung der Ansied-
lung im europäischen Ausland vom 14. Dezember 1936.

37 Dr. Wahlen prägte einmal in einem Vortrag mit Recht den Satz:
«Sofern ein Bauernknecht heiraten will, muß er zuerst aus der Landwirt-
schaft abwandern, in die Stadt ziehen und Bauhandlanger werden.» Vergl.
<>Zürcher Bauer» Nr. 89 vom 3. November 1942.

38 Vergl. Arbeitsbeschaffung a. a. 0. S.54: Erhöhte Selbstversorgung
der Bergbevölkerung, Erziehung des Jungvolks zum Heimgewerbe etc. etc.

10 Waldsbühl, Landstreichertum
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Grundlage für das Verwachsen des einzelnen mit der Scholle ;
nur wenn dies möglich wird, können wir hoffen, daß die miß-
liche Erscheinung des verzweifelten Wanderarbeitslosen, der
von Herberge zu Herberge zieht, in Zukunft nie mehr auftauchen
wird.

Durch richtige Berufserziehung zum tüchtigen und selbstbe-
wußten Arbeiter und Handwerker, durch frühzeitige Verhinde-
rung schädlicher moralischer Einflüsse beim jugendlichen Ar-
beitslosen kann viel zur Ausmerzung des Typs des wandernden
Gelegenheitsarbeiters beigetragen werden. Ungelernte und halb-
gelernte Arbeiter wird es jedoch immer geben, auch solche, die
aus intellektuellen und psychischen Gründen den Anschluß an
die Gemeinschaft nicht finden. Mit den wandernden Gelegen-
heitsarbeitern, welche oft in ihrer ganzen Lebenshaltung große
Ähnlichkeit mit den Landstreichern aufweisen (mit dem Unter-
schied, daß sie zeitweise arbeiten), hat man während des gegen-
wärtigen Krieges besonders in den Arbeitskompagnien schlechte
Erfahrungen gemacht. Es handelt sich um jene Leute, die sich auf
keinem Arbeitsplatz längere Zeit halten können und die in der
Vorkriegszeit die eigentlichen Kunden der Naturalverpflegung
waren. Auf Grund dieser Erfahrungen erließ dann der Kanton
St. Gallen notrechtlich eine regierungsrätliche VO über die Ver-
sorgung liederlicher und arbeitsscheuer Personen." Ebenso er-
suchte der Armeestab die Schweizerische Zentralstelle für
Arbeitsdienst, spezielle Arbeitslager für solche Individuen zu er-
richten, welche sich einem geordneten Betrieb nur mühsam und
mit größten Widerständen unterwerfen." Soll man diese Men-
schen nach dem Kriege wieder in die Herbergen und auf die
Landstraße entlassen? Es sind Haltlose, die nicht selbständi g
arbeiten können, ihren Verdienst vertrinken, wandern und betteln
und wegen kleiner, manchmal aber auch wegen schwerer De-
likte vor dem Strafrichter zu erscheinen haben. Sie wandern
von einer Gelegenheitsarbeit zur andern, sind nirgends seßhaft
und im Grunde heimatlos.

Alle diese Leute müssen u. E. in die Arbeiterkolonien ein-
geliefert werden. Sie gehören weder ins Arbeitshaus noch in eine

39 Siehe oben § 4 II. 3.
40 Ein solches Lager wurde in Gampel, Kanton Wallis, errichtet.
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Arbeitserziehungsanstalt. Die letztere bleibe ausschließlich dem
jugendlichen Delinquenten reserviert. Die Arbeiterkolonie soll
als eigentliche Zwischenanstalt im Sinne des deutschen Wander-
hofs ausgebaut werden. Der Aufnahme in die Arbeiterkolonie
hätte eine medizinische Untersuchung voranzugehen (diese wird
heute schon beim schweizerischen Arbeitsdienst durchgeführt).
Ebenso müssen, vom Nichtseßhaf ten unbemerkt, die Vorstrafen-
kontrolle eingefordert, sowie genaue Erkundigungen über sein
Vorleben eingezogen werden. Der Nichtseßhafte wird auf Grund
dieser Angaben der Arbeiterkolonie fest zugeteilt. Die Kolonie
wird m. a. W. seine eigentliche Heimat. Im Lager selbst wird der
Eingewiesene auf seinen Arbeitswillen und seine Arbeitsfähigkeit
geprüft. Besonders geschulte Kolonieleiter haben zu entscheiden,
ob er auf eine private Arbeitsstelle, meist wohl in einem land-
wirtschaftlichen Betrieb, oder auf einen Bauplatz entlassen
werden kann. Auch inbezug auf die Entlöhnung soll der Kolonist
wie ein freier Arbeiter, welcher heute einer Arbeitskompagnie
zugeteilt ist (Sold, Lohnausgleich und Versetzungsentschädi-
gung), gestellt sein: er ist kein Sträfling, noch ein «Administra-
tiver» (Zwangsversorgter), sondern ein Mensch, der einer star-
ken Hand zur Führung bedarf. Ein Teil seines Lohnes sollte un-
bedingt zurückbehalten werden. Wir haben während des gegen-
wärtigen Krieges in den Arbeitskompagnien häufig die Beobach-
tung gemacht, daß diese Leute mit dem Geld nicht umzugehen
verstehen. Trotzdem ihr Lohn höher war denn je, trotzdem die
Möglichkeit bestand, einen Teil davon zu hinterlegen, wurde das
Geld von vielen auf die unglaublichste Art und Weise vertan
und verschleudert. Dagegen könnte der von der Kolonieleitung
zurückbehaltene Lohn in einer Altersrente angelegt werden,
womit erreicht würde, daß der ehemalige Wanderer später nicht
doch noch seiner Heimatgemeinde zur Last fällt. Wenn man auf
freiwilligem Wege die Einzahlung in eine Altersversicherung
nicht erreichen kann, soll u. E. mit einer Entmündigung nicht zu-
gewartet werden. Ober das Vorleben der Betreffenden läßt
sich in den meisten Fällen genügend Aktenmaterial zusammen-
tragen, auf Grund dessen der Betreffende nach Art. 370 ZGB
entmündigt werden kann. Die Entmündigung soll auf Antrag des
Kolonieleiters erfolgen. Die Stellung unter Vormundschaft oder
die Anordnung von Schutzaufsicht hat bei diesen äußerst mobilen
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Elementen nur dann einen Sinn, wenn der Nichtseßhafte dauernd
unter der Kontrolle der Kolonieleitung verbleibt. Diese würde
auch in den meisten Fällen den Vormund stellen. Die Bevor-
mundung, bezw. die Anordnung der Schutzaufsicht, hat bei
einem Flottanten, der sich auf der Landstraße herumtreibt, na-
türlich keinen Sinn, weil der Vormund oder der Schutzaufsichts-
beamte ihm nicht dauernd folgen kann.

Bei der Einweisung in eine Arbeiterkolonie handelt es sich
weder um eine Strafe noch um eine «Versenkung». Ein wohl-
wollender Geist, die Achtung der Persönlichkeit als Mitarbeiter,
kameradschaftliches Entgegenkommen seitens der Lagerleitung
etc. soll beim Betreffenden nicht das Gefühl aufkommen lassen,
daß er von der Gemeinschaft abgeschieden werde. Die Dauer der
Einweisung darf auch nicht an eine bestimmte Zeitdauer gebun-
den sein. Dies soll ganz im Ermessen der Lagerleitung liegen,
welche an Hand der täglichen Beobachtungen über die Arbeits-
leistungen und den moralischen Zustand des Betreffenden darüber
entscheidet, ob er an einen privaten Arbeitsplatz entlassen wer-
den kann. Die Entlassung soll nur an solche Arbeitsplätze er-
folgen, welche eine Garantie dafür bieten, daß auch hier der
Heimatlose ein Heim und wohlwollende Behandlung findet.
Ebenso wie bei großen industriellen Betrieben heute ein ständi-
ger Fürsorger da ist, der weitgehende Kompetenzen hat, sollten
große Bauunternehmungen, die eine besonders große Zahl von
ungelernten und halbgelernten Arbeitern beschäftigen, Winner
in den Betrieb aufnehmen, die sich fürsorgerisch betätigen. Dies
hätte nicht nur günstige Auswirkungen auf die Schützlinge, son-
dern stünde auch im Interesse des Unternehmens selbst, da da-
durch eine viel höhere Arbeitsleistung erzielt werden könnte.
Wie uns einmal ein Betriebsingenieur versicherte, könnte die
Arbeitsleistung um 25 % gesteigert werden, wenn man z. B. den
übermäßigen Alkoholgenuß einschränken könnte!

An die Leitung solcher Arbeiterkolonien werden hohe An-
forderungen gestellt; psychologische Erfahrung und tiefe Men-
schenkenntnis, viel Geduld und großes Verantwortungsgefühl.
Ein solches Kader wurde bereits in unserem Lande in aller Stille
ausgebildet und arbeitet mit großem Erfolg in den Arbeits- und
Emigrantenlagern. Wenn nach dem jetzigen Kriege diese Lager
aufgelöst werden, so stünde dieses Kader zur Lösung solcher
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sozial- und kriminalpolitisch außerordentlich wichtigen Fragen
zur Verfügung.

Es ist eine rein organisatorische Frage, ob man diese Arbei-
terkolonien unter dem Gesichtspunkt der Arbeitsbeschaffungs-
maßnahmen oder der Bestrebungen zur Errichtung und zum
Ausbau vion öffentlichen Anstalten im Sinne des STGB betrach-
ten will. Die Arbeiterkolonie Wird im STUB nirgends erwähnt,
obwohl sie kriminalpolitisch von größter Bedeutung ist. Wohl
wäre es möglich, sie unter dem Passus des Art.386 STGB:
«andere» Anstalten zum Vollzuge sichernder Maßnahmen zu
subsumieren. Die Arbeiterkolonie ist jedoch nach ihrer histori-
schen Entstehung viel mehr eine Arbeitsbeschaffungsmaßnahme
für schwer versetzbare Arbeitslose und wandernde Gelegenheits-
arbeiter, weshalb der Ausbau derselben auf Grund der jetzigen
und künftigen Maßnahmen gegen die Arbeitslosigkeit erfolgen
sollte. Die Arbeiterkolonien und die Arbeitslager für ältere Ar-
beitslose weisen nach ihren Insassen große Ähnlichkeit auf. Es
ist auch nicht gesagt, daß eine solche Anstalt unbedingt in Form
eines festen landwirtschaftlichen Betriebes geführt zu werden
braucht. Ein Teil von ihnen sollte mobil bleiben, um so leichter
bei Arbeiten von nationalem Interesse eingesetzt zu werden. Je
nach der moralischen Qualifikation wären die einzelnen ur-
sprünglich flottanten Gelegenheitsarbeiter in feste oder mobile
Arbeiterkolonien oder Arbeitslager einzuteilen. Für viele Kantone
hat die Errichtung von Arbeitslagern für ältere Arbeitslose eine
große Erleichterung bedeutet, sodal3 sie dieselben heute nicht
mehr missen möchten. Drei solche mobile Arbeitslager in der
deutschen und zwei bis drei in der romanischen Schweiz sollten
u. E. eine Ergänzung der bereits bestehenden landwirtschaft-
lichen Arbeiterkolonien bilden.

Weder vom sozial- noch vom kriminalpolitischen Stand-
punkte aus können wir hier eine Weiterführung der Naturalver-
pflegung in der bisherigen Form befürworten. Diese Institution,
welche, wie schon oben betont, unendlich viel Gutes für die
Ärmsten der Armen getan hat, hat sich heute überlebt. Bei einer
Weiterführung der Naturalverpflegung nach dem jetzigen Kriege
würden sich wieder genau dieselben «Kunden» einfinden, welche
bis anhin von einer Herberge zur andern vagierten, ohne, yolks-
wirtschaftlich betrachtet, eine nützliche Arbeit zu verrichten. Die
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«Kunden» der Herbergen hatten stets einen schlechten Einfluß
auf die jugendlichen Gelegenheitsarbeiter.

Der wandernden Jugend, dem jungen Arbeiter, der in sei-
nen Ferien auf billige Art und Weise auf Schusters Rappen seine
schöne Heimat kennen lernen will, steht ja die vorzügliche Ein-
richtung eines ausgedehnten Netzes von Jugendherbergen zur
Verfügung.

Es wäre jedoch zu weit gegangen, die Herbergen zur Hei-
mat gänzlich abschaffen zu wollen. Fiir viele Reisende aus ärme-
ren Schichten, welche aus eigener Initiative Arbeit suchen, ist
die Herberge zur Heimat immer noch die beste, sauberste und
billigste Unterkunft. Außerdem wird sie sehr oft durch die Ar-
beitsämter zur Unterbringung von Arbeitssuchenden benützt bis
zum Zeitpunkt ihrer Versetzung an einen Arbeitsplatz. Dennoch
sollte die Wandererfürsorge in ihrer bisherigen Gestalt nach
diesem Kriege nicht mehr weiter bestehen. U. E. sind folgende
Änderungen anzubringen:

1. Unentgeltliche Abgabe der Verpflegung nur während einer
bestimmten Zeit (14 Tage).

2. Abgabe des Unterstützungswanderscheins auf Grund
eines Zeugnisses der Arbeiterkolonien und der Arbeits-
lager. Die Zulassung zum Wandernetz muß von einer
Zentralstelle aus erfolgen. Von den einzelnen Stationen
dürfen keine Wanderbüchlein (Unterstützungswander-
scheine) abgegeben werden.

3. Jeder Gutschein, sei er von einer Privatperson, kirch-
lichen Fürsorgeorganisation oder von irgendeinem ande-
ren gemeinnützigen Verband ausgestellt, muß vor dem
Unterstützungsbezug vom zuständigen Arbeitsamt abge-
stempelt werden. Nur so hat man eine Kontrolle, daß der
Mann sich wirklich um Arbeit bemüht.

4. Die schon oft" kritisierte «Schwarze  Tafel» der Natural-

41 Vergl. Amtl. Mitteilungen 1929, No. 12, S. 125; Verhandlungen des
Schweiz. Vereins für Straf- und Gefängniswesen und Schutzaufsicht, 1929,
lieft 9. Vergl. über diese Frage auch Chr. Gasser: «Gefangenenfürsorge,
Schutzaufsicht und Naturalverpflegung in Amtl. Mitteilungen 1929, S. 79 ff.:
«Die sogenannte schwarze Liste sollte in erster Linie dazu dienen, d6n Kan-
tonen und Gemeinden die versorgungs- und verwahrungsbedürftigen Personen
in die Hand zu geben. Wenn sich dann diese Behörden nicht verpflichtet
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verpflegung muß ein für alle Mal verschwinden. Es soll
nicht mehr vorkommen, daß ein Flottanter, der gegen die
Statuten der Naturalverpflegung verstößt, auf die Straße
entlassen wird. Querulanten, Arbeitsverweigerer, Bettler,
Trinker und Arbeitsscheue müssen der Polizei übergeben
werden. Statt sie mit einer kurzen Arreststrafe zu «bestra-
fen» oder in die Heimatgemeinde «abzuschieben», soll
nun der Einsatz zur Arbeit in einem Arbeitslager oder in
einer Arbeiterkolonie erfolgen. Wir betonen hier noch
einmal ausdrücklich, daß diese Arbeiterkolonien und Ar-
beitslager keinesfalls das Odium eines Arbeitshauses
haben dürfen, sondern in erster Linie eine Heimat für
diese Leute der Landstraße bilden sollen. Die Einweisung
erfolgt nicht unter dem Aspekt der Strafe oder einer
sichernden Maßnahme, sondern unter dem Gesichtspunkt
der produktiven Arbeitslosenfürsorge.

§ 8. Kriminal- und sozialpolitische Forderungen
für die Landfahrer

Wenn in früheren Zeiten die seßhafte Gesellschaft offenen
Krieg gegen die Landfahrer führte und es ihr im 18. und 19. Jahr-
hundert auch gelang, die Gaunergesellschaften und Banden als
soziologisches Gebilde größtenteils aufzulösen, so können wir
heute wohl nicht mehr von einer «Landplage» sprechen, da nur
hin und wieder organisierte jennische Diebsbanden auftreten.
Dennoch ist das Landfahrer-Problem auch in der heutigen Zeit
keineswegs gelöst: Dieser Bevölkerungsteil produziert außer-
ordentlich viele psychisch defekte Persönlichkeiten, welche die
seßhafte Gesellschaft gefährden und sie finanziell schwer be-
lasten. Infolge seiner «elementaren Unfähigkeit zu einer sozialen
Anpassung»,1 seiner durch Inzucht und jahrhundertealten Ver-
erbung ihm eigenartigen psychischen Konstitution, genießt der

fühlen, das Opfer zu' bringen und sie richtig zu versorgen, dann haben auch
wir kein Recht den unglücklichen und herumgeschupften Menschen einen
Vorwurf zu machen. Leider fehlen meistenorts die entsprechenden Anstal-
ten, und es ist entschieden nicht richtig, die Verwahrten mit anderen ver-
sorgungsbedürftigen Menschen wahllos zu vermischen».

1 R. Ritter: Der nichtseßhafte Mensch, S. 83.
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Landfahrer unter den Asozialen eine Sonderstellung und darf
nicht als gewöhnlicher Verbrecher betrachtet und behandelt
werden. Es ist zu prüfen, welche Strafen sowie sichernden und
sozialpolitischen Maßnahmen ihm gegenüber znr Anwendung
gelangen sollen:

I. Strafen und sichernde Maßnahmen:

I. Zuchthaus-, Gefängnis- und Haftstrafen
vermögen in den seltensten Fällen einen kriminellen Landfahrer
zu bessern. Bestraft man so die einzelne Tat oder eine Mehrheit
begangener Delikte, so sühnt man wohl die verschiedenen anti-
sozialen Handlungen, ohne jedoch eine wesentliche Änderung der
Lebensweise des Landfahrers zu erzielen. Während der Deten-
tionszeit wird sich der schlaue und gerissene Jennische oft sehr
gut halten, um vielleicht von einer bedingten Entlassung begün-
stigt zu werden. Alle diese Einzelreaktionen wirken aber wie
Tropfen auf einen heißen Stein: Die seßhafte Gesellschaft wird
durch diese Strafen kürzere oder längere Zeit vor dem Land-
fahrer geschützt, eine Gesundung des inneren faulen Kerns der
Delinquenten wird aber damit nicht erreicht. Ihre Kriminalität
und ihre NichtseBhaftigkeit ist als ein Symptom einer ererbten
psychischen Minderwertigkeit zu betrachten. Auch in diesen Fäl-
len müßte meistens verminderte Zurechnungsfähigkeit angenom-
men werden; nach unseren Erfahrungen wird von den Gerich-
ten zur Beurteilung eines Landfahrers selten ein Psychiater bei-
gezogen, da es sich «nur» um rückfällige Diebe etc. handle und
ihre Körperverletzungskriminalität mit dem übermäßigen Alko-
holgenuß in Zusammenhang gebracht wird. Der Jennische macht
auf den Richter durchaus nicht den Eindruck einer «abnormen»
Person, sodaß sich jener aus diesem Grunde nicht veranlaßt
fühlt, einen Spezialisten beizuziehen. In den meisten Fällen wür-
den die psychiatrischen Gutachten auf schwere Psychopathien
und anderweitige schwere erbliche Belastung lauten, sodaß der
Täter konsequenterweise als vermindert zurechnungsfähig nach
Art. 11 und 15 STGB behandelt werden müßte. Die Richter und
Verwaltungsbehörden lassen sich durch das selbstsichere und
«normale» Verhalten der Landfahrer täuschen, besonders dann,
wenn sie nicht darüber aufgeklärt sind, daß schon die Vorväter
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der Angeklagten wegen derselben Delikte vor dem Richter stan-
den. Eigentliche Intelligenzdefekte lassen sich selten feststellen.
Allerdings hat der jugendliche Landfahrer Mühe, in der Schule
nachzukommen; charakteristisch ist jedoch seine Lebendigkeit,
die «beachtenswerte Zungenfertigkeit, mit der sie über ihr ge-
ringes Wissen und ihre Urteilslosigkeit hinwegtäuschen.»2 Ritter
bezeichnet diese «Spielart von Schwachsinn»,3 der die «Maske
von Schlauheit trägt», zutreffend als «getarnten Schwachsinn. »4
Suggestive Zumutungen, feurige Reden, heiligste Versprechun-
gen und Beteuerungen aller Art können eine starke Wirkung
auf die unkritische Sphäre eines andern ausüben. Der Landfahrer
tritt vor den Gerichten so unbefangen wie möglich auf und ver-
sucht durch geschickte Reden und Bemerkungen die Sympathie
der Richter und der Öffentlichkeit zu gewinnen. Die Folge davon
kann eine Strafmilderung sein, abgetrotzt durch ein geschicktes
Täuschungsmanöver.

Die Ausfällung der richtigen Strafe oder sichernden Maß-
nahme erfordert aber die genaue Kenntnis des Täters, seiner
psychischen und physischen Konstitution, seiner Familienver-
hältnisse — und was hier besonders wichtig ist — die Kenntnis
seiner Abstammung. Wir stellen an diesem Platze als erste For-
derung auf:

Genaue Erforschung des gesamten, in unserem Lande be-
kannten und bis anhin nicht untersuchten Landfahrertums. Er-
stellung von genauen Stammbäumen und Personenverzeichnis-
sen, einer Art von Spezialstraf register, in welchem sämtliche
vorkommenden Delikte, ausgesprochenen Strafen und admini-
strativen Maßnahmen Aufnahme finden sollen. Errichtung einer
Auskunftsstelle, bei welcher die Behörden die notwendigen In-
formationen und Ratschläge erhalten können.

Abgabe von Namensverzeichnissen an die Polizeibehörden
und Untersuchungsrichter (in diesen Verzeichnissen soll den
«unverdächtigen» Namen besondere Aufmerksamkeit gewidmet
werden).

Die Erforschung der Landfahrerfamilien kann durch eine

2 R. Ritter: Ein Menschenschlag, S. 17.
3 Es wird sich jedoch in den meisten Fällen nicht um Schwachsinn,

sondern uni Psychopathie handeln.
4 R. Ritter: a. a. O. S. 19.
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Arbeitsgemeinschaft von Psychologen, Soziologen und Krimi-
nalisten erfolgen. Die Resultate werden in einem Archiv gesam-
melt, welches der Auskunftsstelle angeschlossen wird.

Diese organisatorischen Einrichtungen sind zur genauen
Erforschung und Durchdringung der Problematik der Land-
f ahrerfrage von ausschlaggebender Bedeutung. Nur durch eine
produktive Zusammenarbeit von Wissenschaft und Praxis kann
eine befriedigende Lösung erzielt werden.

2. Sichernde Maßnahmen:
a) Die Verwahrung auf unbestimmte Zeit (Art. 42 STGB) ist das

letzte Mittel, welches gegen Gewohnheitsverbrecher zur An-
wendung gelangt. Sie versucht insbesondere die Gesellschaft
vor dem gemeingefährlichen Verbrecher zu schützen, der
schon längere Freiheitsstrafen verbüßt hat. In unserer Un-
tersuchung über die Kriminalität fanden wir sehr wenige De-
linquenten mit mehr als einer Zuchthausstrafe. Wohl haben
wir den Jennischen als einen Gewohnheitsverbrecher — be-
sonders als einen Gewohnheitsdieb — charakterisiert, nicht
aber als eine gemeingefährliche Persönlichkeit. Allerdings
sind uns Fälle bekannt, in denen Landfahrer verwahrt wur-
den; es handelte sich jedoch nur um ältere Individuen, welche
bereits den Höhepunkt ihrer kriminellen Aktivität überschrit-
ten hatten. Da man jedoch weiß, daß es sich bei diesen Per-
sonen um «geborene» Diebe und Einbrecher handelt, dürfte man
vor einer Verwahrung auch jüngerer Individuen nicht zu-
rückschrecken, falls man die Gesellschaft wirklich vor ihren
Diebereien schützen will. «Nach mindestens drei Jahren und,
wenn die Strafzeit länger dauert, mindestens bis zu ihrem
Ablauf, kann die zuständige Behörde, nach Anhörung der
Beamten der Anstalt, den Delinquenten für drei Jahre be-
dingt entlassen, wenn sie annimmt, die Verwahrung sei nicht
mehr notwendig» (Art.42 Ziff. 4 II). Gerade dem Jennischen
wird es sehr oft gelingen, durch sein vorgetäuschtes gutes
Verhalten die Anstaltsbeamten irre zu führen, sodaB sich
Leute finden lassen, die sich für die Beendigung der Ver-
wahrung des Landfahrers einsetzen. Der nächste Rückfall
hätte jedoch schon die Folge, daß man vor einer endgültigen
oder vor einer Verwahrung auf längere Zeit nicht mehr zu-
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rückschrecken würde. Sicherlich wird es für den Richter
nicht leicht sein, gegenüber einem jungen Landfahrer die
Verwahrung auszusprechen. Wie kein zweiter würde gerade
ein solcher unter diesen einschneidenden und f reiheitsentzie-
henden Maßnahmen leiden. Es wäre sogar anzunehmen, daß
sich echte Psychosen auslösen könnten, wenn die über-
mäßige Triebhaftigkeit dieser Individuen durch ihr Aben-
teuer- und Wanderleben nicht abreagiert werden könnte. —
So gerechtfertigt diese Einwände auch sein mögen: Die
Sicherung der Gesellschaft vor dem Gewohnheitsverbrecher
ist hier in erster Linie zu berücksichtigen. Wie uns mitgeteilt
wurde, haben solche Elemente vor der Verwahrungsanstalt
einen heillosen Respekt, sodaß die Maßnahme auch general-
präventiv wirkt und auf alle Fälle für schwerkriminelle Land-
fahrer durchaus anwendbar erscheint.

b) Von der Erziehung Liederlicher und Arbeitsscheuer zur Ar-
beit (Art. 43 STGB) versprechen wir uns dagegen nicht viel.
Die meisten Landfahrerjünglinge sind psychisch defekte
Personen und unerziehbar. — Die Grundlage einer jeden
positiven Erziehung ist das gute Einvernehmen, das gegen-
seitige Vertrauen zwischen Leiter und Zögling. Der junge
Jennische ist und bleibt niißtrauisch und ist nur schwer zu
beeinflussen. Er besitzt nicht das gewöhnliche Ehrgefühl der
«anderen»; die Grundsätze des englischen Borstal-Systems:
«To follow the flag, to play the game»5 verfangen bei ihm
nicht! Auch müßte der Jennische in eine geschlossene Ar-
beitserziehungsanstalt eingewiesen werden, da er kaum den
Versuchungen der «offenen Tür» widerstehen könnte.

Grundsätzlich gehören aber psychisch defekte Persön-
lichkeiten nicht in eine Arbeitserziehungsanstalt.6 Die Frage
der Erziehung steht hier an erster, die Frage der Sicherung
an zweiter Stelle.7 Diese Menschen könnten die Erziehung
der anderen Zöglinge höchstens erschweren und der An-

5 Gautschi a. a. O. S. 50; A. Kielholz: Psychiatrie und Strafrecht:
Zeitschr. f. Strafrecht Jg. 56, Heft 2 (1942) S. 234: «Es erscheint uns sehr f rag-
lich, ob gerade die kriminellen Psychopathen die Elemente sind, die sich von
den geistig normaleren Gefangenen mitführen und erziehen lassen».

6 Gautschi a. a. O. S. 58 ff.
7 Gautschi a. a. O. S. 47.
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staltsleitung überflüssiges Kopfzerbrechen und unnötige Sor-
gen machen. Da wir uns von der Verwahrung und der Er-
ziehung zur Arbeit Liederlicher und Arbeitsscheuer in die-
sen Fällen wenig versprechen, ist die

c) administrative oder richterliche Einweisung in eine «Zwi-
schenanstalt» zu erwägen. Solche Anstalten, welche leider
noch immer ein Postulat der schweizerischen Psychiater und
Kriminalisten geblieben sind, sollten nach Hanselmanns ein
Mittelding zwischen Irrenpflegeanstalt und Arbeitshaus dar-
stellen. Kielholz fordert Adnexe an Strafanstalten, welche
wie die belgischen <mach den einzelnen Psychopathieformen
spezialisiert sind.»9 Der Errichtung solcher Spezialanstalten
stehen in unserem Lande jedoch viele Vorurteile entgegen."
Wir möchten uns in dieser Arbeit der Auffassung Kielholz'
anschließen, weil es sich bei Landfahrern um Personen han-
delt, bei welchen eine ärztliche Behandlung gerechtfertigt
ist. Vergessen wir nie: Es geht im Grunde um hilflose und
getriebene Menschen, denen jahrhundertelang keine Chance
geboten wurde, sich in die Gesellschaft einzugliedern. Schon
vom rein ethischen Standpunkt aus sind wir verpflichtet,
ihnen eine ihrer Natur angepaßte Behandlung zu gewähren.
Unter diesem Gesichtspunkte sind auch die

II. Maßnahmen zur Verhütung erbkranken Nachwuchses
zu betrachten. Es besteht kein Zweifel, daß wir es mit echten
Verbrecherfamilien zu tun haben. Nicht alle Landfahrerfamilien
weisen aber eine so hohe Anzahl von Kriminellen auf, wie die
von uns angeführte Landfahrerfamilie X und die anderen in der
Literatur aufgeführten <<Musterbeispiele». Beinahe alle Land-
fahrersippen produzieren hingegen eine hohe Anzahl psychisch
minderwertiger Persönlichkeiten, welche der Öffentlichkeit zur
Last fallen. Der Wandertrieb und die mangelnde Anpassungs-
fähigkeit an die von der Gesellschaft und vom Staat verlangten
Anforderungen läßt sich wie ein roter Faden durch die Familien-
geschichten aller Landfahrersippen verfolgen. Diese Tatsache
versucht man sich folgendermaßen zu erklären:

8 t anselmann in Zurukzoglu a. a. O. S. 93.
9 Kielholz a. a. O. S. 233.
10 Kielholz a. a. O. S. 234.
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1. Vererbung der geistigen Minderwertigkeit. Verstärkung
der abnormen psychischen Konstitution durch fort-
dauernde Inzucht.

2. Entstehung von minderwertigen Nachkommen durch
Keimverderbnis (Blastophtorie)."

3. Veränderungen innerhalb der jugendlichen Psyche durch
Angleichung an das mißliche Milieu.

Wir stellen absichtlich die beiden ersten Faktoren an die
Spitze. Bei den Landfahrern scheinen die Vermutung der Ver-
erbung von psychischer Minderwertigkeit und die Produktion
entarteter Persönlichkeiten infolge von Keimverderbnis größere
Berechtigung zu haben als die Annahme, daß die latente Ver-
wahrlosung durch schlechte Milieueinflüsse der Umwelt zu-
stande gekommen sei. Obwohl wir die «Vorgänge der Objekt-
besetzung und der Identifizierung, die zwingende Kraft der von
den Eltern ins Ichideal übernommenen Züge», die den Asozialen
«tun heißen, was er als Kind den Vater tun gesehen hat» (Aich-
horn)," kennen und nicht unterschätzen möchten, neigen wir
mit dem Stand der gegenwärtigen Forschung über diese Art
Krimineller den ersten beiden Ansichten zu. Die psychiatrischen
Gutachten, die Erziehungserfolge in <machgehender Fürsorge»
belehren uns eben eines andern. So spielt denn die erbliche Be-
lastung bei den Jennischen die Hauptrolle. Zudem sind unter den
Jennischen Fälle bekannt, bei denen die Vermutung naheliegt,
es handle sich um Opfer des elterlichen Geschlechtsverkehrs im
A lkoholrausch."

Zur Verhütung erbkranken Nachwuchses kennen wir fol-
gende Mittel:

1. Eheverbote:
Bei Landfahrern könnte u. E. der Art. 97 II ZGB ohne wei-

teres zur Anwendung gelangen, da dieselben geeignet sind, Gei-
steskrankheiten zu verbreiten." Diese Maßnahme, welche noch

11 Bleuler a. a. O. S. 142, forger a. a. O. S. 16.
12 Aid/thorn a. a. O. S. 182.
13 Ober den Alkoholismus der Landfahrer, vergl. oben § 6. 2.
14 BEG 48 II 181. Zurukzogla a. a. O. S. 38, S. 40: «Die Behörden sind

in dieser Praxis äußerst zurückhaltend, und man nimmt an, daß in der
Schweiz Jährlich 200 anfechtbare Ehen geschlossen werden».



158

in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts gegenüber den Jenni-
schen zur Anwendung gelangte, (ohne allerdings die Nachfolge
erbkranken Nachwuchses zu verhindern), wird heute nicht mehr
angewandt; wenigstens ist uns der Fall nie begegnet, daß eine
Landfahrerehe von den Behörden angefochten wurde. Wohl
versuchten die Vormünder auf Grund von Art. 99 I ZGB in Ver-
bindung mit Art. 369 ZGB solche Ehen zu verhindern. Ohne
Erfolg: Die Landfahrer behaupteten sich in diesem Streite. Im
besten Falle gelingt es durch lange Anstaltsinternierung, die
Fortpflanzungsmöglichkeiten einzuschränken, (der entwichene
Landfahrer wird aber gerade seine momentane Freiheit dazu
benützen, seinem gestauten Geschlechtstrieb nun ungehemmten
Lauf zu lassen).

Einer Eheberatung wird sich ein junges Landfahrerpaar
kaum unterziehen.

2. Von einer nachgehenden Fürsorge versprechen wir uns
bei diesen äußerst mobilen Elementen noch weniger als bei den
Einzelwanderern. Diese Maßnahme, wie die Bevormundung oder
die Stellung unter Schutzaufsicht, hat bei den Nichtseßhaften
keinen Sinn, weil man keine Kontrollmöglichkeiten besitzt.

3. Als letztes Mittel verbleibt endlich die Sterilisation. Die
Diskussion über die Problematik der Sterilisation ist in unserem
Lande nie zur Ruhe gekommen. Außer dem Kanton Waadt15
haben weder der Bund auf Grund von Art. 69 BV16 noch andere
Kantone Bestimmungen über die Unfruchtbarmachung Geistes-
kranker erlassen. Wenn von Dach17 annimmt, daß die medizi-
nisch, eugenisch oder sozial einwandfrei indizierte Sterilisation
als «rechtmäßige Handlung» zu bezeichnen sei, weil sie im
öffentlichen Interesse liege, somit als «befugter Eingriff (nach
Art. 28 ZGB) in die Persönlichkeit gelte», so mag diese rein
juristische Beweisführung an und für sich wohl richtig sein; sie
kann aber den Streit zwischen den verschiedenen medizinischen,

15 Art. 28 des waadtländischen Sanitätsgesetzes vom 1. Januar 1929.
Vergl. Zurukzoght a. a. O. S. 264.

16 BV 69: Bekämpfung übertragbarer oder stark verbreiteter bösartiger
Kankheiten von Menschen und Tieren.

17 Von Dach: Die Unfruchtbarmachung des Menschen als Rechtspro-
blem, S. 296 ff.
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religiösen und ethischen Ansichten nicht schlichten. Es ist nicht
unsere Aufgabe, diese schwierige Frage zu entscheiden. Da es
sich bei den Landfahrern aber meist um stark psychopathische
Persönlichkeiten handelt, muß die Frage der Unfruchtbarmachung
dennoch erwogen werden.

«Für die Sterilisation der Psychopathen gilt der Grundsatz,
daß nicht schematisch verfahren werden darf, sondern daß in
jedem einzelnen Fall das Für und Wider der Operation — werde
sie aus prophylaktisch medizinischen oder eugenischen Gründen
(Motiven) beantragt—auf Grund möglichst genauer Erforschung
der in Frage stehenden Persönlichkeit und ihrer Familie abzu-
wägen ist» (Stähelin)." In eugenischer und kriminalpolitischer
Hinsicht möchten wir deshalb die Sterilisation einzelner schwer
erbkranker Landfahrertypen befürworten." Auch in Deutsch-
land ist man der Ansicht, daß nur eine auf «ganze Familien aus-
gedehnte Anwendung des Gesetzes zur Verhütung erbkranken
Nachwuchses neben der Sicherungsverwahrung Schwerkriminel-
ler» helfen kann."

Aber auch vom rein menschlichen Standpunkte aus können
wir unsere Auffassung vertreten: Handelt es sich doch bei der
Nachkommenschaft von Landfahrern eigentlich um unglückliche
Individuen, welche man nicht für ihr Verhalten verantwortlich
machen kann. U. E. ist deshalb die Geburt eines solchen Indivi-
duums auf künstlichem Wege zu verhindern, da es — meistens
kaum erwachsen — von einem Gefängnis zum andern, vom
Irrenhaus ins Zuchthaus wandert und in der Freiheit nichts bes-
seres zu tun versteht, als wiederum eine zahlreiche, erblich be-
lastete Nachkommenschaft auf die Welt zu stellen.

Ober die bisherige Anwendung der Sterilisation an schwei-
zerischen Landfahrern ist uns nichts bekannt. Es ist sehr zweifel-
haft, ob sich ein Landfahrer freiwillig sterilisieren läßt. Dem
berechtigten Einwand, daß sterilisierte Männer sexuell zügellos
und sterilisierte Frauen die «Freibeute» gewissenloser Männer

18 Steihelin in Zurukzo glu a. a. 0. S. 169.
19 C. Brugger: Eugenische Unfruchtbarmachung. Zurukzo glu a. a..0.

S. 225: <<Von den Psychopathen kommen vorerst nur die Kriminellen und die
schweren Alkoholiker in Betracht».

29 Nachrichtendienst des deutschen Vereins für öffentliche und private
Fürsorge, 18. Jahrgang Heft 11 (1937) S.348.
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werden," ist zu entgegnen, daß bei den Landfahrern in dieser Be-
ziehung keine Verschlimmerung der Zustände zu erwarten ist !
Vom eugenischen Standpunkt aus betrachtet, ist es immer noch
besser, wenn die Jennischen unter sich heiraten, damit ihre Erb-
anlagen nicht in die gesunden Teile der Bevölkerung verschleppt
werden." Wenn es aber vorkommt, daß ein Landfahrer außer-
halb seines Volkes heiratet,' so ist es eine bekannte Tatsache,
daß gesundes Blut nur in den wenigsten Fällen eine Regeneration
dieser Sippen herbeiführen kann.

Genügen diese Maßnahmen, dem Landfahrerelend wirklich
für alle Zeiten ein Ende zu setzen? Wir wissen es nicht. Alle diese
Fragen barren noch ihrer wissenschaftlichen Lösung. Wir wissen
aber, daß wir diesen unglücklichen Mitmenschen und Mitbür-
gern, so wenig dankbar sie uns dafür auch sein mögen, es schul-
dig sind, ihnen die bestmögliche Fürsorge angedeihen zu lassen.

21 Zurukzoglu a. a. O. S. 46.
22 Zurukzo glu a. a. O. S. 33.
23 Vergl. oben §6 1.

Lebenslauf
Ich wurde am 6. Januar 1917 in Zürich geboren, wo ich die

städtische Primarschule und anschließend das kantonale Gym-
nasium besuchte. Im Herbst 1935 immatrikulierte ich mich an
der Universität Zürich, um dort, außer zwei Auslandssemestern
in Rom und Paris, mein ganzes Studium zu absolvieren. Nach
längeren, durch den Militärdienst verursachten Unterbrüchen
konnte ich am 19. Juni 1943 mein Studium beenden.
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